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Gemeinsam mit Ihren Partnerinnen und 
Partnern haben Sie sich in den vergan-
genen Jahren intensiv der Arbeitsmarkt-
integration Geflüchteter gewidmet. Wir 
haben daher ohne Zögern auf Ihre Exper-
tise und „Kümmerfunktion“ gesetzt und 
die Koordination der von uns geförderten 
Netzwerke für die arbeitsmarktliche Inte-
gration von geflüchteten Menschen auch 
in die Hand des Flüchtlingsrats gelegt. 

So konnten wir das vom Bund geförderte 
Netzwerk „Mehr Land in Sicht!“ mit einem 
„Schwester-Netzwerk“ ergänzen, das 
Geflüchtete erfolgreich „Alle an Bord!“ holt. 
Mit Hilfe aller Akteure in den regionalen 
Teilprojekten wird landesweit eine umfas-
sende Beratung angeboten, individuelle 
Unterstützung und konkrete Vermittlung in 
Praktika, Ausbildung, Studium und Arbeit 
geleistet. Die Aktivitäten der Netzwerke als 
wichtigen Baustein unserer Arbeitsmarkt-
förderung wollen wir zielgerecht ausbauen 
und haben sie daher frühzeitig in den Pla-
nungen für das kommende Arbeitsmarkt-
programm des Landes berücksichtigt.

Regelungs- und 
Förderlücken schließen

Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein ist 
nicht nur ein erfolgreicher Projektträger. 
Ich betrachte Sie in der Rolle als Sprach-
rohr für die Anliegen geflüchteter Men-
schen auch als einen Impulsgeber für Ver-
änderungen, für Verbesserungen im Inte-
grationsprozess. Sie mischen sich ein – im 
guten Sinne! Es ist ein gemeinsames Anlie-
gen, die Integration in den Arbeitsmarkt 
voranzubringen und Regelungs- und För-
derlücken zu schließen, wenn sie erkenn-
bar werden – und dafür brauchen wir Ihre 
Fachkompetenz.

Wir haben insbesondere durch die ver-
stärkte Zuwanderung seit 2015 lernen 
müssen, dass es einen langen Atem 
braucht, bis bei uns Schutz suchende 
Menschen im Arbeitsmarkt ankommen 
können. Die Erwartungshaltungen waren 
auf allen Seiten zunächst womöglich zu 
hoch – die Herausforderungen sind groß 
für die Integration traumatisierter Men-
schen fern ihrer Heimat, die bis zu ihrer 
Flucht sehr unterschiedliche Lebens- und 
Bildungswege gegangen sind.

Die weiteren Erfolge in der Arbeitsm-
arktintegration werden sehr stark davon 
abhängen, inwieweit es Geflüchteten 
gelingt, ihre Sprachkenntnisse und Qua-
lifikationen aufzubauen, anzupassen, zu 
verbessern. Eine gelungene Integration 
in unsere Gesellschaft geht damit einher. 
Wer einen Menschen aus einem ande-
ren Land als Kollegin oder Kollegen, als 
Ansprechperson in Firma, Geschäft oder 
Betrieb kennen und im besten Fall schät-
zen lernt, kann Kontakt knüpfen und viel-
leicht vorhandene Vorurteile abbauen.

Arbeitsmarktintegration leistet auf diese 
Weise mittelbar einen Beitrag, inakzep-
tablen fremdenfeindlichen und rassisti-

Impulsgeber und Sprachrohr

Dreißig Jahre Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein – 
dreißig Jahre Integrationsarbeit

Dr. Bernd Bucholz

Das Jubiläum ist ein guter 
Anlass, den im Flüchtlings-
rat seit nunmehr über drei 
Jahrzehnten engagierten 
Menschen zu danken, 
Aktiven und Ehemaligen. 
Aus meiner Sicht als Ar-
beitsminister erlebe ich Sie 
stets als anpackend und 
kompetent, kämpferisch 
und solidarisch, informiert 
und vernetzt. Sie sind ein 
wichtiges Sprachrohr für 
Schutz suchende Men-
schen und ihre Rechte.

http://www.frsh.de
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schen Tendenzen in unserer Gesellschaft 
entgegenzuwirken. Zielgruppengerechte 
Unterstützung durch Information, Bera-
tung und Vermittlung, wie die Netzwerke 
sie leisten, sind also ein gutes und wirksa-
mes Gerüst für weit mehr als den Über-
gang Geflüchteter in das Arbeitsleben.

Integrationspotenziale 
Geflüchteter sind hoch

Das Engagement aller Beteiligten hat sich 
ausgezahlt, die Integrationsorientierung 
von Geflüchteten ist hoch. Die Zahl der 
Auszubildenden sowie der sozialversi-
cherungspflichtigen Beschäftigten aus den 
zugangsstärksten Asylherkunftsländern ist 
in den letzten Jahren kontinuierlich gestie-
gen. Mich beeindruckt immer wieder, mit 
welchem persönlichen Ehrgeiz beispiels-
weise junge Geflüchtete ihre Ausbildung 
meistern und wie sie in ihren Lehrbetrie-
ben gefördert werden.

Es ist wichtig, zugewanderten Menschen 
Perspektiven zu eröffnen, sie auf ihrem 
Weg in unsere Gesellschaft und in den 
Arbeitsmarkt zu unterstützen, zu moti-
vieren. Nicht jeder Geflüchtete ist in 
der Lage, diesen Weg zu finden. Natür-
lich hängt viel auch von dem persönlichen 
Wollen und Können ab. Es sollte jedoch 
möglichst nicht an fehlender Beratung 
oder geeigneter Förderung scheitern – 
und dafür brauchen wir auch den Flücht-
lingsrat, der sich für die Verbesserung der 
Rahmenbedingungen einsetzt.

Im Miteinander aller Ebenen werden 
Möglichkeiten für einen Start oder Neu-
start in ein Berufsleben in Deutschland 
geschaffen, von Alphabetisierung, ersten 
Sprachkursen über Berufsorientierung 
und Berufsvorbereitung bis zu berufli-
cher Ausbildung, Qualifizierung und Stu-
dium. Jeder Schritt zu besserer Verständi-
gung, zu Bildung und Qualifizierung ist ein 
Schritt zu Teilhabe und Unabhängigkeit 
– weg von Transferleistungen und hinein
in eine Arbeitswelt, in der jede Hand
gebraucht wird.

Bremswirkung der Corona-
Pandemie überwinden

Eine im Jubiläumsjahr des Flüchtlings-
rats unerwartete Herausforderung ist 
die Bremswirkung der Corona-Pande-
mie. Geflüchtete Menschen sind beson-
ders betroffen von den Auswirkungen 
und erleben ungewollte Rückschritte 
ihrer Bemühungen, im Arbeitsleben Fuß 

zu fassen. Ich bin jedoch zuversichtlich, 
dass die Aussichten gute sind. Zur Bewäl-
tigung der demografischen Entwicklung 
und des Fachkräftemangels, zur Stabilisie-
rung der Wirtschaft nach der Pandemie 
werden Fachkräfte gebraucht. Menschen 
mit Fluchthintergrund werden zuneh-
mend eine Chance haben, gute Arbeit zu 
finden und damit ihren Beitrag zu leisten, 
den Fachkräftebedarf im Land zu decken.

Wir werden sie dabei ressortübergreifend 
unterstützen und auch künftig die Förder-
angebote des Bundes bedarfsgerecht flan-
kieren. Auf Ebene der Maßnahmenförde-
rung ist ein besonderes Anliegen, geflüch-
teten Frauen Orientierung zu bieten, wie 
ihre beruflichen Perspektiven aussehen 
könnten und in welchen Etappen ihr per-
sönlicher Weg und der ihrer Kinder in ein 
Arbeitsleben gegangen werden kann.

Sprachkenntnisse und Qualifizierung blei-
ben das A und O für Integration in den 
Arbeitsmarkt. Meine Anerkennung gilt 
allen Trägern der Sprachkurse und Qua-
lifizierungsmaßnahmen, die sich wäh-
rend der Pandemie trotz der belasten-
den Bedingungen bemüht haben, Maßnah-
men in alternativen Konzepten umzuset-
zen, sofern dies möglich war. Wir haben 
das natürlich gern unterstützt. So konnten 
im gemeinsamen Schulterschluss Maßnah-
men fortgesetzt und die Corona-bedingten 
Nachteile für die Teilnehmenden zumin-
dest in Teilen etwas abgeschwächt werden.

Bleiben Sie laut!
Vor der Corona-Pandemie hatten wir 
bereits viel erreicht in der Arbeitsmarkt-
integration. Das gilt es wiederaufzuho-
len. Gleichzeitig liegen enorme wirtschaft-
liche und gesellschaftliche Herausforde-
rungen vor uns. Ich bin überzeugt, dass 
das zusammenpasst und wir bei der Inte-
gration Geflüchteter in den Arbeitsmarkt 
mittelfristig an die bisherige positive Ent-
wicklung anknüpfen können – gemeinsam.

Dreißig Jahre Flüchtlingsrat – dreißig Jahre 
Sprachrohr für Integration und Teilhabe. 
Auch wenn ich mir wünschte, dass es 
dem Grunde nach nicht mehr notwendig 
wäre: Bleiben Sie laut! Für die Menschen, 
die überhört werden könnten. 

Dr. Bernd Buchholz ist Minister für Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus des Landes 
Schleswig-Holstein. www.schleswig-holstein.de/DE/
Landesregierung/VII/Ministerium/ministerium_node.
html

Wirtschafts- und Arbeitsminister Dr. Bernd Buchholz, FDP

http://www.frsh.de
www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/VII/Ministerium/ministerium_node. html
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Orientierung geben, den Weg weisen, 
und den Scheinwerfer gezielt auf diejeni-
gen Punkte richten, die ansonsten unaus-
geleuchtet bleiben: Ihr Engagement für 
Geflüchtete sowohl in der konkreten 
Unterstützung als auch in der politischen 
Interessenvertretung sowie Ihre Leistung 
als Koordinierungs- und Netzwerkorgan 
in der Flüchtlingshilfe und Selbstorgani-
sation sind unverzichtbar. Die Kraft und 
Ausdauer, mit der Sie seit 30 Jahren für 
Ihre Ziele eintreten, ist beeindruckend. 
Herzlichen Glückwunsch zu diesem Jubi-
läum und ein großes Dankeschön an all 
diejenigen, die sich im Flüchtlingsrat enga-
gieren oder engagiert haben.

Die Aufnahme von Geflüchte-
ten darf nicht am Geld scheitern

Als Finanzministerin hat mich die Auf-
nahme, Unterbringung und Integration 
Geflüchteter besonders in den Jahren 
2015 und 2016 beschäftigt, als bedingt 
durch den Syrienkrieg verstärkt geflüch-
tete Menschen nach Deutschland und 

somit auch nach Schleswig-Holstein 
gekommen sind. Innerhalb kürzester Zeit 
mussten die Unterbringungskapazitäten 
im Land auf häufig pragmatische Art und 
Weise sichergestellt und die erforderli-
chen finanziellen Mittel für eine adäquate 
Aufnahme und Versorgung der geflüchte-
ten Menschen bereitgestellt werden.

Für das Land war es ein finanzieller Kraft-
akt, der nur deshalb gelingen konnte, 
weil es eine klare politische Haltung gab: 
„Schleswig-Holstein muss seiner huma-
nitären Verantwortung gerecht werden. 
Die Aufnahme von Menschen, die vor 
Krieg und Armut geflohen sind, darf nicht 
am Geld scheitern.“

Staat und Zivilgesellschaft mit je-
weils unterschiedlichen Stärken

Doch alles Geld wäre nichts ohne das 
Engagement der Menschen vor Ort gewe-
sen. Diese besondere Situation konnte 
nur Hand in Hand gemeistert werden, 
im Zusammenspiel von Staat und Zivilge-

Eine dauerhafte Aufgabe für Politik
und Gesellschaft

Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein – ein Baustein 
für eine bunte, offene und tolerante Gesellschaft 

Monika Heinold

Der „Leuchtturm des 
Nordens“ heißt die 
Auszeichnung, die Sie als 
Flüchtlingsrat seit vielen 
Jahren an Personen oder 
Gruppen verleihen, die 
sich durch besonderes 
Engagement in der solida-
rischen Flüchtlingsarbeit 
auszeichnen. In diesem 
Jahr ist es Zeit, den Fokus 
auf Ihre eigene „Leuchttur-
marbeit“ zu richten, die Sie 
seit nunmehr 30 Jahren 
leisten. 

http://www.frsh.de
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sellschaft mit ihren jeweils unterschiedli-
chen Stärken. Unglaublich viele Schleswig-
Holsteiner*innen haben sich ehrenamtlich 
organisiert, engagiert und schnell und effi-
zient geholfen. Einige Initiativen und Pro-
jekte der Flüchtlingshilfe habe ich in dieser 
Zeit besucht, weil es mir wichtig war, einen 
Eindruck von der täglichen Arbeit und den 
bestehenden Herausforderungen zu erhal-
ten; um als Finanzministerin nicht nur die 
Zahlen zu sehen, sondern auch zu erfahren, 
wie die Mittel vor Ort eingesetzt werden; 
um konkret zu hören, was gut funktioniert, 
aber auch, was nicht reibungslos läuft und 
wo es Probleme gibt, gerade auch in der 
Zusammenarbeit mit staatlichen Institutio-
nen. Verbesserungen können nur dann ent-
stehen, wenn miteinander gesprochen wird 
und Kritik akzeptiert wird. Wir brauchen in 
unserer Demokratie starke zivilgesellschaft-
liche Stimmen, die sich konstruktiv einbrin-
gen und auch bereit sind, den Finger in die 
Wunde zu legen – diese Aufgabe nimmt der 
Flüchtlingsrat immer wieder engagiert wahr.

Zivilgesellschaft, Politik, Wis-
senschaft und Wirtschaft zu-
sammenzubringen

Ich habe den Flüchtlingsrat als Organisa-
tion erlebt, der es am Herzen liegt, den 
Dialog zu suchen. Das zeigt sich auch 
an den unterschiedlichen Veranstaltun-
gen, die Sie auf die Beine stellen, um bei-
spielsweise Vertreter*innen aus Zivilge-
sellschaft, Politik, Wissenschaft und Wirt-
schaft zusammenzubringen. So durfte 
ich Ende 2016 bei einer Fachtagung des 
Flüchtlingsrats und anderen Mitveranstal-
tenden unter dem Titel „Wirtschaftsfaktor 
Flüchtlinge“ zu Gast sein, die ich in guter 
Erinnerung habe.

Nach der anfänglichen Konzentration auf 
die Aufnahme und Unterbringung der 
Geflüchteten im Jahr 2015, war Ende 
2016 bereits das Thema Integration und 
im Besonderen die Arbeitsmarktintegra-
tion in den Vordergrund der öffentlichen 
Debatte gerückt. Fragen, die auf der Ver-
anstaltung eine Rolle spielten, waren dem-
zufolge: Wie lange wird es dauern, bis 
ein großer Teil der Geflüchteten in den 
Arbeitsmarkt integriert ist? Welche Hürden 
gilt es zu überwinden und welche Ange-
bote zur Unterstützung braucht es, um 
Menschen weiter zu qualifizieren und fit 
für den Arbeitsmarkt zu machen? Wie 
kann eine nachhaltige Integration gelingen?

Als Landesregierung haben wir uns in den 
letzten Jahren intensiv mit diesen Fragen 
beschäftigt. Wir haben uns dafür einge-

setzt, dass allen Geflüchteten – unab-
hängig von Herkunft und Alter – indi-
viduelle Beratung und Unterstützung 
angeboten wird, damit sie Wege in 
die Aus- und Weiterbildung und somit 
Zugang zum Arbeitsmarkt finden. Dabei 
waren und sind wir immer auf unsere 
Kooperationspartner*innen aus Verbän-
den, Vereinen und anderen Organisations-
formen der ehrenamtlichen Integrations-
arbeit angewiesen.

So koordinieren Sie als Flüchtlingsrat 
gemeinsam mit dem Paritätischen Wohl-
fahrtsverband das Netzwerk „Alle an 
Bord“, um Geflüchtete bedarfsgerecht bei 
der Integration in den Ausbildungs- und 
Arbeitsmarkt sowie beim Zugang zu schu-
lischer Bildung und Studium unabhängig 
vom Aufenthaltsstatus zu unterstützen. 
Dass wir uns auf Ihren Erfahrungsschatz, 
ihre Strukturen und Netzwerkqualitä-
ten verlassen können, ist ein wesentlicher 
Erfolgsfaktor für dieses Projekt und die 
guten Fortschritte bei der Arbeitsmarkt-
integration.

Dauerhafte Aufgabe für Politik 
und Gesellschaft

Neben der Arbeitsmarktintegration 
sind Sie in vielen anderen Bereichen der 
Unterstützung und Beratung von Geflüch-
teten aktiv. Das 30-jährige Bestehen des 
Flüchtlingsrats Schleswig-Holstein ist ein 
Beleg für herausragende ehrenamtliche 

Arbeit in den unterschiedlichsten Facet-
ten der Flüchtlingshilfe. Diese 30 Jahre 
zeigen aber auch deutlich, dass die Auf-
nahme und Integration von Geflüchteten 
keine einmalige Angelegenheit, sondern 
eine dauerhafte Aufgabe für Politik und 
Gesellschaft ist.

Wenn wir nach vorne schauen, sehen wir 
allein an der weltweiten Krisensituation 
im Zusammenhang mit Flucht und Asyl, 
dass uns das Thema nicht loslassen wird. 
Auch, weil neue Fluchtursachen hinzu-
treten: denken wir an den Klimawandel, 
dessen Auswirkungen mit dazu beitra-
gen, dass Menschen gezwungen sind, ihre 
Heimat zu verlassen.

Es bleibt weiterhin viel zu tun: in der 
internationalen und nationalen Flücht-
lingspolitik genauso wie hier in Schleswig-
Holstein. Ich bin mir sicher, dass Sie als 
Flüchtlingsrat auf diesem Weg auch weiter 
als Leuchtturm vorangehen werden, 
indem Sie zum einen Orientierung und 
Hilfe geben und zum anderen mit kri-
tischer Stimme ins Licht rücken, wo es 
Probleme und Handlungsbedarf gibt. Ihre 
Arbeit ist ein wesentlicher Baustein für 
eine bunte, offene und tolerante Gesell-
schaft. Vielen Dank für 30 Jahre Flücht-
lingsrat – machen Sie weiter so! 

Monika Heinold ist Mitglied der Grünen und Finanz-
ministerin in der Landesregierung von Schleswig-
Holstein.
www.facebook.com/Finanzministerium.SH/ 

Finanzministerin Monika Heinold, Bündnis 90 / Die Grünen

http://www.frsh.de
http://www.facebook.com/Finanzministerium.SH/
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Sehr gerne nutze ich die Gelegenheit, die 
engagierte Arbeit des Flüchtlingsrates 
Schleswig-Holstein als landesweit orga-
nisierte Flüchtlingsorganisation zu wür-
digen. Seit seiner Gründung steht der 
Flüchtlingsrat mit seinen Mitgliedsorga-
nisationen für die Rechte von Flüchtlin-
gen und Asylsuchenden ein und engagiert 
sich für ein diskriminierungsfreies gesell-
schaftliches Klima und chancengleiche 
Teilhabe.

Das Magazin „Der Schlepper“ ist dabei 
weitaus mehr als lediglich ein Rundbrief 
des Flüchtlingsrats. Es überrascht nicht, 
dass die Beiträge klar parteiisch motiviert 
sind. Dies entspricht dem Selbstverständ-
nis des Flüchtlingsrates, der es sich zum 
Ziel gesetzt hat, über die Veröffentlichun-

gen und Artikel, die Solidaritätsarbeit für 
Flüchtlinge in unserem Bundesland sowie 
politische Initiativen von und für Schutz-
suchende zu stärken und voran zu trei-
ben. Der Anspruch, Staat und Verwaltun-
gen in die Pflicht zu nehmen, ist nicht zu 
übersehen.

Auch wenn wir in einer solch klar ein-
seitigen Parteinahme nicht übereinstim-
men können, möchte ich für dieses Enga-
gement meinen Respekt und meine Aner-
kennung aussprechen und danke für die 
Gelegenheit, als flüchtlings- und migrati-
onspolitische Sprecherin der CDU Land-
tagsfraktion in dieser besonderen Jubi-
läumsausgabe ein paar Worte darüber 
hinaus an Sie richten zu dürfen.

Dieser Diskussion müssen und werden
wir uns auch weiterhin stellen

Dringende flüchtlingspolitische Handlungsbedarfe, 
aber keine nationalen Alleingänge

Barbara Ostmeier

In dreifacher Hinsicht gibt 
diese Ausgabe des Maga-
zins „Der Schlepper“ An-
lass zu gratulieren. Nach 
25 Jahren ist es die 100ste 
Ausgabe und darf wohl als 
eines der bedeutendsten 
Projekte des seit nunmehr 
30 Jahre bestehenden 
Flüchtlingsrates bezeichnet 
werden. 

http://www.frsh.de
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Dringender Handlungsbedarf
Denn es gibt dringenden Handlungsbe-
darf sowohl in der europäischen Migra-
tions- als auch in der deutschen Integrati-
onspolitik.

So viele Menschen wie noch nie zuvor 
sind auf der Flucht vor Armut, religiös, 
politisch oder ethnisch motivierter Ver-
folgung und Gewalt von Regimen in ihrem 
Heimatland. Die Situation der Geflüchte-
ten in den Ländern an den europäischen 
Außengrenzen ist nach wie vor eine der 
drängendsten Herausforderungen der 
europäischen Flüchtlings- und Asylpoli-
tik. Dabei hat die Pandemie die Lage vor 
Ort noch einmal verschärft. Die Bilder 
sind schwer zu ertragen, gehen selbstver-
ständlich auch an mir als Politikerin nicht 
spurlos vorbei und sind emotional belas-
tend. Vor dem Hintergrund ist es gravie-
rend, dass sich die EU-Staaten so schwer 
damit tun, eine dringend gebotene, ein-
heitliche Linie insbesondere im Umgang 
mit Bootsflüchtlingen im Mittelmeer zu 
finden. 

Ebenso wie das Land Schleswig-Hol-
stein bekenne auch ich persönlich mich 
zu einer humanitären Flüchtlingspolitik. 
Schleswig-Holstein nutzt die gegebenen 
Möglichkeiten weitestmöglich aus, um 
Menschen eine legale Einreise zu ermög-
lichen. Die Landesregierung hat sich von 
Beginn an für eine sichere und organi-
sierte Aufnahme von Flüchtlingen stark 
gemacht, das landeseigene Aufnahmepro-
gramm ist ein Beispiel dafür. Aber: Das 
darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
der Weg in eine humanitäre und nachhal-
tige Flüchtlingspolitik nur ein europäischer 
sein kann. Nationale Alleingänge sind nur 
sehr begrenzt möglich und im Ergebnis 
nicht hilfreich.

Ebenso bedeutsam ist es, die Menschen, 
die aus anderen Staaten und Kulturkrei-
sen zu uns kommen, in unsere Gesell-
schaft zu integrieren. Und Schleswig-Hol-
stein sorgt auch hier für wichtige und 
richtige Rahmenbedingungen. Integrati-
onsprogramme, mittelbar auch der Lan-
desaktionsplan gegen Rassismus sowie die 
Einbürgerungskampagne und das Integ-
rations- und Teilhabegesetz sollen dabei 
unterstützen, die Integration zu erleich-
tern und eine Mut machende Zukunfts-
perspektive zu geben. Auf dem Weg dahin 
brauchen wir als Land jede Unterstützung 
und deshalb bin ich dankbar, dass es so 
viele Kommunen und ihre Bürger gibt, die 
bereit sind Geflüchtete aufzunehmen.

Nächstenliebe und Gefühl 
auf der einen – Vernunft und 
Rechtsstaatlichkeit auf der an-
deren Seite

Dennoch gibt es nach wie vor kaum ein 
politisches Handlungsfeld, welches unsere 
Gesellschaft mehr spaltet. Daher bedarf 
es einer gesamtgesellschaftlichen Kraftan-
strengung von Politik und Zivilgesellschaft, 
um den Schutzgedanken der Genfer 
Flüchtlings- und der europäischen Men-
schenkonvention nachhaltig umzusetzen. 
Dabei müssen wir die Probleme offen 
benennen und diskutieren. Wir müssen 
unsere Kommunen und alle Bürgerin-
nen und Bürger in unserem Land mit-
nehmen. Es ist meine Überzeugung, dass 
eine Gemeinschaft nur dann funktioniert, 
zusammenwächst und sich weiterentwi-
ckelt, wenn alle Menschen feste Grund-
werte und gesellschaftliche Überein-
künfte teilen und respektieren. Politik und 
Gesellschaft müssen einen Ausgleich zwi-
schen Nächstenliebe und Gefühl auf der 
einen sowie Vernunft und Rechtsstaatlich-
keit auf der anderen Seite finden. Dabei 
sind Recht und Gesetz Pfeiler unseres 
demokratischen Systems und ihre Ach-
tung muss von jeder und jedem eingefor-
dert werden.

Ich bin mir sicher, dass der Flüchtlingsrat 
Schleswig-Holstein als landesweit orga-
nisierte Flüchtlingsorganisation weiter-
hin alle Instrumente politischer Einfluss-

nahme nutzen wird. Dieser Diskussion 
müssen und werden wir uns auch weiter-
hin stellen. Denn konstruktive Kritik hilft 
uns allen besser zu werden.

Insofern freue ich mich auf den weite-
ren fachlich konstruktiven Austausch mit 
gegenseitigem Respekt für unsere unter-
schiedlichen Verantwortlichkeiten und 
Lösungsansätze. 

Barbara Ostmeier ist Mitglied der CDU-Fraktion im 
schleswig-holsteinischen Landtag, Vorsitzende des 
Landtagsausschusses für Inneres und Recht sowie 
migrationspolitische Sprecherin ihrer Fraktion. 
www.barbaraostmeier.de

Landtagsabgeordnete Barbara Ostmeier, CDU

http://www.frsh.de
http://www.barbaraostmeier.de
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Und das gibt uns allen Hoffnung. Es zeigt 
aber auch, dass der Kampf für ein gemein-
sames Miteinander, in der alle Menschen 
angenommen werden, wie sie sind, ein 
langwieriger und andauernder Prozess ist. 
Was seit vielen Jahren an den Außengren-
zen Europas passiert ist nicht hinnehm-
bar. Menschen sind dazu gezwungen ihre 
Freund*innen, ihre Familien, ihr Zuhause 
– kurz gesagt ihr Leben hinter sich zu 
lassen, weil die Situationen vor Ort nicht 
aushaltbar sind. Und auf der Suche nach 

Strukturen politisch langfristig
und nachhaltig unterstützen

Kampf um ein Miteinander ist ein langwieriger
und andauernder Prozess

Aminata Touré

Es freut mich, dass der Flüchtlingsrat seit 30 Jahren 
besteht und mit der Zeitschrift „Der Schlepper“ ein 
regelmäßiges Format herausgebracht hat, das mit dieser 
Ausgabe zum 100 Mal erscheint. Es ist ein Zeichen, 
dass trotz der nicht abnehmenden Widerstände gegen 
engagierte Einzelpersonen und Organisationen die 
Solidarität in unserer Gesellschaft nicht verschwindet.

http://www.frsh.de
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Schutz, Sicherheit und einem neuen 
Leben, werden sie behandelt, als sei ihr 
Leben weniger wert. Es ist hart zu sehen, 
dass für Menschen auf der Flucht offenbar 
andere Maßstäbe gelten als für andere. 
Diese Maßstäbe stehen klar im Gegensatz 
zu unseren europäischen Grundwerten.

Brennendes Lager Moria 
als Sinnbild europäischer 
Asylpolitik

Als Grüne und auch persönlich frustriert 
es mich ungemein, dass die politischen 
Maßnahmen bei weitem noch nicht aus-
reichen, um die Situation von geflüchte-
ten Menschen nicht nur hier vor Ort bei 
uns, sondern auch auf ihrer Flucht, nach-
haltig zu verbessern. Der Brand in Moria 
im September 2020 steht sinnbildlich für 
so Vieles, was in der europäischen Flucht- 
und Asylpolitik falsch läuft. Nicht seit 
Monaten, seit fast einem ganzen Jahrzehnt 
besteht eine völlig inakzeptable Lage in 
der Verantwortung in der Flucht- und 
Asylpolitik in Europa.

Es verstößt klar gegen geltendes euro-
päisches Recht. Deshalb fordern wir als 
Grüne auf EU-Ebene schon seit Längerem 
eine Alternative zum bisherigen Dublin 
Verfahren. Statt geschlossener Lagersys-
teme mit Sicherheitskontrollen, die einem 
Gefängnis gleichen, wollen wir beispiels-
weise offene Registrierungszentren, die 
gender- und kindergerecht gestaltet sind. 
Denn Menschen, die Schutz suchen, sollte 
dieser an jeder Stelle so weit wie es geht 
ermöglicht werden. Zu unseren Schutz-
aufgaben gehört auch, dass wir Menschen 
zu jedem Zeitpunkt des Asylverfahrens 
eine kostenlose und unabhängige Rechts-
beratung ermöglichen müssen.

Denn in vielen Mitgliedstaaten der EU 
wurden und werden Menschen in Grenz-
verfahren aufgrund ihrer Asylantragsstel-
lung inhaftiert, was de facto illegitim ist. 
Private Seenotrettungsdienste, NGOs 
und Aktivist*innen klagen schon seit 
Langem die illegalen Push-Backs an den 
EU-Außengrenzen unter Beteiligung von 
Frontex an. Wir können und dürfen an 
dieser Stelle nicht schweigen und taten-
los zusehen. Es liegt in unserer politischen 
Verantwortung solchen Vorwürfen nach-
zugehen, sie aufzuklären und zu sanktio-
nieren.

Menschenrechte müssen zwingend zum 
Mittelpunkt unserer Politik werden. 
Das bedeutet auch, den Bleibezwang 
im Ankunftsland zu überdenken. Das ist 

nicht nur höchst unsolidarisch den EU-
Mitgliedsstaaten, die an Grenzregionen 
liegen, sondern auch und insbesondere 
den Schutzsuchenden gegenüber. Schutz-
bedürftigkeit darf nicht in Unmündigkeit 
resultieren.

Viele können sich nicht vorstellen, was 
es bedeutet, mit traumatisierenden 
Erfahrungen im Gepäck hier anzukom-
men. Gerade in diesen Krisenzeiten der 
Corona-Pandemie ist es umso wichtiger, 
Menschen nicht im Stich zu lassen. Es ist 
ohnehin schon schwierig sich ein neues 
Zuhause aufzubauen und die derzeitigen 
Einschränkungen machen es nicht leichter. 
Die Tragweite der Auswirkungen der Pan-
demie sind momentan noch schwer aus-
zumachen. Was aber schon jetzt bemerk-
bar ist, sind zunehmende Zukunftsängste. 
Und die werden leider viel zu häufig zum 
Nährboden von rassistischen Vorurteilen.

Es kommt auf uns alle an
Deshalb wird es in Zukunft noch mehr auf 
uns alle ankommen. Egal, ob wir in der 
Politik, in Organisationen oder als Einzel-
person engagiert sind. Unsere Aufgabe ist 
es weiterhin ein Miteinander zu gestalten, 
in denen wir allen Menschen ein Zuhause 
geben können, das mehr ist als ein Dach 
über dem Kopf. Zuhause kann bedeu-
ten, seine Kinder in den lokalen Sportver-
ein schicken zu können ohne Angst davor 
haben zu müssen, dass sie sich mit rassis-

tischen Anfeindungen auseinandersetzen 
müssen. Zuhause kann bedeuten, sich auf 
Hilfe anderer verlassen zu können, wenn 
der Durchblick bei Papierkram und Ver-
ordnungen fehlt. Und vieles andere mehr.

Jede*r Einzelne*n ist Teil von diesem 
Zuhausegefühl. Ich bin dankbar für die 
vielen Projekte, Organisationen und Ein-
zelpersonen die Unterstützungsstruk-
turen geschaffen haben, wo noch keine 
waren. Politisch gilt es umso mehr diese 
Strukturen so gut wie es geht langfris-
tig und nachhaltig zu unterstützen und 
Wege und Möglichkeiten für neue antiras-
sistische Strukturen zu schaffen, wo noch 
keine sind. 

Aminata Touré ist Mitglied der grünen Fraktion im 
Schleswig-holsteinischen Landtag. 
www.aminata-toure.de/ 

Landtagsabgeordnete Aminata Touré, Bündnis 90 / Die Grünen

http://www.frsh.de
http://www.aminata-toure.de/


102 · 06/2021 * Der Schlepper Nr. 100 * www.frsh.de

30 Jahre Dialog und Lobbying

Ein solches Einwanderungsgesetz hat 
sicherzustellen, dass für Menschen, die 
ihren Lebensmittelpunkt dauerhaft in 
Deutschland haben möchten, klare Kri-
terien festgelegt werden, unter welchen 
Voraussetzungen eine Einwanderung 
möglich ist. Eine ungeordnete Zuwande-
rung nach Deutschland halten wir dage-
gen für gefährlich, da das negative Auswir-

Menschen in Not und eine geordnete Ein-
wanderung zu gewährleisten.

Prüfen, ob Asylsuchende 
nicht bereits im Ausland ihre 
Aufnahme beantragen

Flüchtlingspolitisch bleibt es unser Auf-
trag, denjenigen Schutz zu gewähren, die 
vor politischer Verfolgung oder Krieg und 
Gewalt zu uns flüchten. Hier müssen wir 
uns in Deutschland unserer besonderen 
Verantwortung bewusst sein. Nicht ohne 
Grund ist in unserem Land das Recht auf 
Asyl ein durch die Verfassung geschütz-
tes Grundrecht. Und dieser humanitäre 
Schutz muss schnell und möglichst unbü-
rokratisch gewährt werden.

Wir dürfen deshalb auch nicht die Augen 
davor verschließen, dass viele Menschen, 
die vor Krieg oder Verfolgung flüch-
ten, sich auf ihrer Flucht weiteren Gefah-
ren aussetzen. Viele Flüchtende riskie-
ren dabei ihr Leben, weil sie sich gezwun-
gen sehen, waghalsige, lebensbedrohliche 
Fluchtwege einzuschlagen. Wir brauchen 
Lösungen, um Tragödien, wie sie sich 
seit Jahren auf dem Mittelmeer abspie-
len, zu verhindern. Deshalb muss geprüft 
werden, ob Flüchtlinge oder Asylsu-
chende nicht bereits im Ausland ihre Auf-
nahme in Deutschland beantragen dürfen.

Wir brauchen eine auch international 
abgestimmte Strategie, wie wir Menschen 
in Not einen sicheren Fluchtweg gewäh-
ren können, ohne dass sie ihr Leben ris-
kieren müssen oder in die Hände krimi-
neller Menschenhändler geraten. Auch 
die Erteilung eines Einreisevisums aus 
humanitären Gründen sollten wir möglich 
machen, wenn im Einzelfall offensicht-
lich ist, dass Leib und Leben der Schutzsu-
chenden unmittelbar, ernsthaft und kon-
kret gefährdet sind.

Deutschland ist ein Einwanderungsland 

Aufnahme von Geflüchteten, Fachkräfteeinwande-
rung und dauerhaftes Aufenthaltsrecht mit dem Ziel 

der Einbürgerung

Jan-Marcus Rossa

Wir Freie Demokraten 
sehen das seit jeher als 
Chance. Wir wollen ein 
modernes und geordnetes 
Einwanderungsrecht 
schaffen. 

kungen auf die Bereitschaft in Teilen der 
Gesellschaft haben wird, Zuwanderer zu 
integrieren.

Wir müssen künftig auch klarer unter-
scheiden zwischen Einwanderung einer-
seits und der Aufnahme von Flüchtlin-
gen und Asylsuchenden andererseits. Ein 
modernes Einwanderungsgesetz muss ein 
eigenständiges und dauerhaftes Aufent-
haltsrecht in Deutschland mit dem Ziel 
der Einbürgerung schaffen. Es tritt damit 
neben das Asyl- und Flüchtlingsrecht, mit 
dem Menschen in Not zunächst vorüber-
gehender Schutz in unserem Land aus 
humanitären Gründen gewährt wird.

Wenn sich letztere später entschei-
den, auf Dauer in Deutschland zu blei-
ben, dann muss ein sog. Spurwechsel 
aber möglich sein, denn es macht keinen 

Unterschied, 
ob sich ein 
Mensch 
bereits im 
Ausland oder 
erst nach 
Aufnahme 
als Flücht-
ling entschei-
det, in unser 
Land einzu-
wandern. 
Entscheidend 
ist allein, ob 
die Anforde-
rungen erfüllt 
werden, die 
an eine dau-
erhafte Ein-
wanderung 
geknüpft sind. 
Das Ziel muss 
sein, humani-
tär gebotenen 
Schutz für 

http://www.frsh.de
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Zielorientierte Regelungen 
für eine geordnete Fachkräfte-
zuwanderung

Davon streng zu unterscheiden ist die 
Einwanderung. Wir müssen endlich aner-
kennen, dass wir in Deutschland mit Blick 
auf den demographischen Wandel auf 
den Zuzug von gut qualifizierten Fach-
kräften aus dem Ausland angewiesen 
sein werden. Mehr als in den vergange-
nen Jahrzehnten brauchen wir in Zukunft 
zielorientierte und praktikable Regelun-
gen für eine geordnete Zuwanderung von 
Fachkräften. Alles andere wäre Realitäts-
verweigerung. Deshalb habe ich auch nie 
die Debatte um den sogenannten Spur-
wechsel verstanden. Denn streng genom-
men handelt es sich um eine Scheinde-
batte, wenn man das Ziel nicht aus den 
Augen verliert.

Mit einem Einwanderungsgesetz sollen 
dauerhafte Zuwanderungen nach 
Deutschland geregelt werden, die in 
unserem Land leben und arbeiten wollen. 
Es kommt daher zunächst allein darauf an, 
ob ein potenzieller Einwanderer hier für 
seinen Lebensunterhalt und den seiner 
Familie eigenverantwortlich wird sorgen 
können. Nur wenn dies bejaht werden 
kann, kommt eine Einwanderung über-
haupt in Betracht. Und unter diesem 
Gesichtspunkt ist es dann auch völlig 
egal, wo sich eine Person, die einwan-
dern möchte, zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung aufhält. Sie mag sich als Flüchtling 
oder Asylsuchender bereits in Deutsch-
land aufhalten oder noch im Heimat-
land leben. Das mag man einen Spur-
wechsel nennen, ist aber für die Frage, ob 
jemand die Einwanderungsvoraussetzun-
gen erfüllt, gänzlich irrelevant. Das ein-
zige, was wir allerdings verlangen müssen, 
ist, dass sich ein Antragsteller nicht ille-
gal, also ohne gültigen Aufenthaltstitel in 
Deutschland aufhält, wenn er hier einen 
Einwanderungsantrag stellen möchte.

Integration statt 
Parallelgesellschaften

Einwanderungspolitik wird aber nur 
erfolgreich sein, wenn wir die Men-
schen, die zu uns kommen, auch in unsere 
Gesellschaft integrieren. Die Integra-
tion von Zuwanderern ist daher eine der 
wichtigsten Aufgaben, der wir uns stel-
len müssen. Es darf nicht wieder gesche-
hen, dass in unserem Land Parallelgesell-
schaften entstehen, weil wir uns nicht 
gekümmert haben und Menschen, die als 

Gastarbei-
ter zu uns 
gekommen 
sind, nicht 
in unsere 
Gesellschaft 
integriert 
haben. Der 
Umgang 
mit den 
Gastarbei-
tergenera-
tionen, die 
in den 50er 
und 60er 
Jahren in 
unser Land 
gekommen 
sind, ist ein 
warnendes 
Beispiel. 
Obwohl sie 
einen ganz 
wesentli-
chen Anteil 
am Wie-
deraufbau 
Deutsch-
lands nach dem Zweiten Weltkrieg 
hatten, haben wir sie ausgegrenzt und 
hingenommen, dass auch deren Nach-
kommen in unserer Gesellschaft häufig 
nicht angekommen sind. Integration hat in 
der Vergangenheit häufig nicht stattgefun-
den und die Erfahrung zeigt, dass dies ein 
schwerwiegender Fehler gewesen ist.

Und an dieser Stelle komme ich zum 
Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein, der seit 
30 Jahren eine ganz wesentliche Rolle in 
der Flüchtlingspolitik spielt und hier ist 
insbesondere das Integrationskonzept 
des Flüchtlingsrates hervorzuheben, mit 
dem genau auf den Aspekt aufmerksam 
gemacht wird, der für eine erfolgreiche 
Migrationspolitik von zentraler Bedeutung 
ist. Besonders hervorzuheben ist auch 
das vom Flüchtlingsrat koordinierte Lan-
desnetzwerk „Integration durch Qualifi-
zierung“, das in Bezug auf die Anerken-
nung von im Ausland erworbenen berufli-
chen Qualifizierungen berät, Anpassungs-
qualifizierungen vermittelt und Bildungs-
angebote zu interkultureller Öffnung und 
Antidiskriminierung unterbreitet sowie zu 
Fragen des Aufenthalts- und Sozialrechts 
Auskunft erteilt und damit die Fachkräfte-
einwanderung unterstützt.

Dank dem Flüchtlingsrat 
für sein Engagement in der 
Flüchtlingspolitik

Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein 
hat sich in den 30 Jahren als wichtiger 
Anwalt der Interessen von Flüchtlingen 
und Zuwanderern erwiesen, der immer 
wieder auf Schwachstellen, Missstände 
und Notlagen aufmerksam gemacht und 
die Politik mit so mancher Herausforde-
rung konfrontiert hat. Dabei war er nicht 
immer ein einfacher Gesprächs- und Ver-
handlungspartner, aber das war und ist ja 
auch nicht seine Aufgabe. Wir brauchen 
in unserem Land Institutionen, die sich 
um Menschen kümmern, die sich häufig 
in ihren Notlagen nicht selbst Gehör ver-
schaffen können. Ich danke dem Flücht-
lingsrat Schleswig-Holstein für sein Enga-
gement in der Flüchtlingspolitik in den 
letzten 30 Jahren und wünsche mir, dass 
er auch in Zukunft kritisch und konstruk-
tiv die Migrationspolitik in Schleswig-Hol-
stein begleiten wird. 

Rechtsanwalt Jan-Marcus Rossa ist Mitglied der 
FDP-Fraktion im schleswig-holsteinischen Landtag 
und migrationspolitischer Sprecher seiner Fraktion. 
www.de.wikipedia.org/wiki/Jan-Marcus_Rossa

Landtagsabgeordneter Jan-Marcus Rossa, FDP
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Vor allem möchte ich auch ganz persön-
lich herzlich danken für die gute Zusam-
menarbeit in den letzten Jahren.

Es ist toll nach 30 Jahren auf die groß-
artige Arbeit zurückzublicken. Für mich 
steckt aber auch eine leichte Bitternis 

Der Umgang mit 
Geflüchteten ist Gradmesser 
unserer Menschlichkeit

Drei Jahrzehnte Flüchtlingsrat Schleswig-
Holstein sind auch Gelegenheit, einen 
Blick auf das größere Bild zu werfen. Mit 
„Flucht – eine Menschheitsgeschichte“ hat 
der Historiker Andreas Kossert im letzten 
Jahr einen sehr lesenswerten Beitrag vor-
gelegt, der die Geschichte von Flucht auf-
arbeitet.

Dabei belegt er klar, dass Flucht eine Kon-
stante in der menschlichen Zivilisation ist. 
Der Blick in die Geschichte Deutschlands 
und vor allem auch unseres Bundeslandes 
beweist das. Aus Deutschland mussten 
Menschen vor Tod und Verfolgung flie-
hen und nach dem 2. Weltkrieg haben wir 
allein in Schleswig-Holstein hunderttau-
sende Menschen aufgenommen. Viele der 

Große Herausforderungen und
leichte Bitternis

Der Flüchtlingsrat als Teil der LandesgeschichteSerpil Midyatli

Der Flüchtlingsrat Schles-
wig-Holstein e. V. gehört 
zu den Institutionen, die 
man dringend erfinden 
müsste, wenn es sie nicht 
schon gäbe. Herzlichen 
Glückwunsch zu diesem 
Jubiläum.

darin. Es ist nicht nur erfreulich, dass die 
Arbeit des Flüchtlingsrats nach 30 Jahren 
immer noch so wichtig ist. Tendenziell hat 
sie sogar über die Jahrzehnte zusätzlich an 
Relevanz gewonnen. Seit der Gründung 
des Flüchtlingsrates Schleswig-Holstein 
hat sich die weltweite Zahl von Flücht-
lingen laut dem UNHCR fast verdoppelt. 
Gerade seit 2010 sind die Zahlen in die 
Höhe geschossen. Auch in Deutschland 
war das letzte Jahrzehnt von besonders 
großen Herausforderungen geprägt.

Mit Blick auf die immer deutlicher wer-
denden Folgen des Klimawandels ist jetzt 
schon klar, dass immer mehr Regionen 
der Welt unbewohnbar werden. Damit 
stehen wir in den nächsten Jahrzehnten 
vorrausichtlich vor ganz neuen Größen-
ordnungen von Fluchtbewegungen. Des-
halb bin ich sehr froh, dass es den Flücht-
lingsrat gibt.

http://www.frsh.de
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Älteren erinnern sich noch daran. Ist das 
möglicherweise auch ein Grund, warum 
wir hier im Norden weltoffener sind, als 
anderswo in der Republik?

Unser Leben heute mag stabil und sicher 
wirken. Das ist aber keine Garantie. 
Wenn man sich vor Augen führt, dass 
jeder und jede von uns in die Situation 
kommen kann, flüchten zu müssen. Dann 
verschiebt das die Perspektive auf die 
politische Debatte zum Thema Flucht.

Meine Überzeugung ist: Unser Umgang 
mit Geflüchteten ist ein Gradmesser für 
die Menschlichkeit unserer Gesellschaft. 
Um im Bild zu bleiben. Der Flüchtlingsrat 
Schleswig-Holstein hat über die letzten 
Jahrzehnte viel zur Menschlichkeit unse-
res Bundeslandes beigetragen. Und das 
hat er in einem zunehmend schwierigeren 
politischen Umfeld getan.

Änderungen des Asylrechts in 
den letzten 30 Jahren

Wenn es in den letzten 30 Jahren Ände-
rungen im Asylrecht gegeben hat, waren 
das in der Regel Verschärfungen. Die SPD 
ist mitverantwortlich für diese Entwick-
lung. Keiner soll denken, dass ich mich aus 
der Verantwortung stehle. Und auch die 
von uns für so vieles zurecht geschätzte 
Europäische Union hat ihren Teil dazu 
beigetragen.

Wie unter einem Brennglas zeigt sich der 
politische Trend der letzten Jahrzehnte 
an Artikel 16 des Grundgesetzes. Wo im 
ursprünglichen Text ein Satz von schlich-
ter Schönheit steht: „Politisch Verfolgte 
genießen Asyl.“ Da steht im neuen Arti-
kel 16a ein langer Text mit fünf Absätzen, 
die im Wesentlichen Einschränkungen des 
ersten Satzes enthalten.

Auch hier in Schleswig-Holstein gibt es 
Rückschritte. Als Teil der Küstenkoalition 
war ich stolz darauf, dass wir die Abschie-
bungshaftanstalt in Rendsburg abgeschafft 
haben. Die aktuelle Regierung hat in 
Glücksstadt eine neue Einrichtung gebaut. 
All diesen Entwicklungen der letzten Jahr-
zehnte hat sich der Flüchtlingsrat entge-
genstellt. Und damit hat er gesellschaftlich 
eine ganz wichtige Rolle eingenommen.

Die Aufgabe von bürger- 
gesellschaftlichen 
Solidaritätsgruppen

Aus meiner Sicht gibt es zwei zentrale 
Aufgaben des Flüchtlingsrates Schleswig-

Holstein und ähnlicher Organisationen in 
anderen Ländern. Erstens sollte er der 
Politik konsequent den Spiegel vorhalten 
und sie mit ihren eigenen Widersprüch-
lichkeiten konfrontieren. Und zweitens 
hat der Flüchtlingsrat praktische Solidari-
tät zu leisten.

Die erste Aufgabe ist so wichtig, weil die 
politische Stimmung wankelmütig ist. Das 
hat das Jahr 2015 eindrucksvoll bewiesen. 
Die zunächst überbordende Solidarität 
und Willkommenskultur ist zumindest in 
Teilen sehr schnell in das Gegenteil umge-
schlagen. Zwischen den Menschen, die 
mit Willkommen-Schildern an Bahnhö-
fen stehen und dem Erstarken von Pegida 
liegen nur wenige Wochen.

Politikerinnen und Politiker, die in einer 
Demokratie glücklicherweise regelmäßig 
gewählt werden müssen, neigen zumin-
dest in Teilen dazu, diesen Stimmungen 
nachzueifern. Deshalb ist es wichtig, dass 
es Organisationen wie den Flüchtlingsrat 
Schleswig-Holstein gibt, die jenseits von 
Stimmungen ihre klare Haltung bewahren 
und für sie werben. Sie vertreten diejeni-
gen, die selbst nur selten öffentlich gehört 
werden und schon gar nicht wählen 
können. Diese ehrenwerte Aufgabe ist 
sehr wichtig.

Ebenso bedeutsam ist die praktische Soli-
darität, die durch den Flüchtlingsrat orga-

nisiert und geleistet wird. Von eigener 
Rechtsberatung und der seines Mitglieds 
Refugee Law Clinic, über die Unterset-
zung beim Weg in den Arbeitsmarkt bis 
zur Hilfe bei der Integration ist das Spek-
trum riesig. In den letzten Jahrzehnten 
wurde so tausenden Menschen gehol-
fen. Viele Schicksale habe ich auch selbst 
direkt miterlebt. Deshalb weiß ich, dass 
der Flüchtlingsrat das Leben vieler Men-
schen damit häufig zum Positiven verän-
dert hat. Eine größere Anerkennung kann 
es nicht geben.

All das zeigt, der Flüchtlingsrat Schles-
wig-Holstein wird auch in den nächsten 
30 Jahren gebraucht werden. Die Gründe 
und Wege von Flucht ändern sich – aber 
der Bedarf an Solidarität bleibt bestehen. 
Flucht ist eben Teil unserer Menschheits-
geschichte und der Flüchtlingsrat ist längst 
Teil unserer Landesgeschichte. Macht 
weiter so. Ihr werdet gebraucht! 

Serpil Midyatli ist Mitglied des schleswig-holsteini-
schen Landtags, flüchtlings- und gleichstellungspoli-
tische Sprecherin der SPD-Fraktion und Mitglied im 
Bundesvorstand der SPD. www.serpil-midyatli.de/

Serpil Midyatli, Landtagsabgeordnete und stellvertretendes SPD-Bundesvorstandsmitglied
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Und deswegen werden 
auch der Flüchtlingsrat und 
„Der Schlepper“ bleiben.

Dabei ist aus unserer Sicht die Arbeit 
von Solidaritätsgruppen besonders dort 
wichtig, wo Räume geschaffen werden 
müssen, damit Selbstorganisationen 
Gehör finden. Geflüchtete müssen für 
sich selbst sprechen. Die Anerkennung 
von Selbstorganisationen ist, so scheint 
es uns jedenfalls, in den letzten Jahren 
durchaus gestiegen und diese Entwick-
lung muss weiter gehen. „Nicht über uns 
reden, sondern mit uns!“ ist eine Forde-
rung, die vollkommen ins Bewusstsein all 
jener treten muss, die politische Entschei-
dungen treffen.

Wo ging die Reise denn aber 
eigentlich zuletzt hin, auch 
darauf möchten wir eingehen.

Die letzten Jahre hat sich auch die parla-
mentarische Arbeit im Sinne einer asyl-

freundlichen Gestaltung der Politik 
teilweise lähmend angefühlt. Wir 

steigerten uns von einem Aus-
nahmezustand in den Nächs-

ten. Erst war es Moria, dann 
Kara Tepe, zuletzt Lipa in 

Bosnien-Herzegowina. 
Vollkommen überfüllte 

Lager, zu wenig Nah-
rung und Trinken, 

geschweige denn 
Medikamente 

bei unvertret-
baren hygi-

enischen 
Zustän-

den. 
Ille-

gale Pushbacks in der Ägäis und immer 
wieder Häfen, die für Rettungsschiffe 
schlossen oder Seenotsrettungsorganisati-
onen, die zwar Menschen vor dem Ertrin-
ken retteten, sich aber trotzdem immer 
wieder Repressalien ausgesetzt sahen.

Sackgasse Europa?
Wir merken gerade auch als kleinste 
Oppositionspartei im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag wie wir an manchen Punk-
ten nahezu gegen Windmühlen kämpfen. 
Die Landesregierung sagt: „Uns sind die 
Hände gebunden!“ und zeigt nach Berlin, 
wo wiederum der Fingerzeig gen Brüssel 
gelenkt wird. Und so wachsen doch die 
Zweifel am Friedensprojekt Europäische 
Union. Wir konnten besonders im letzten 
Jahr merken, wie die vermeintlich offenen 
Grenzen innerhalb der Union plötzlich 
wieder sicht- und merkbar wurden.

Unsere Jugend spielte über den Grenz-
zaun hinweg Volleyball und die Alten 
saßen in Decken gewickelt draußen auf 
ihrer jeweiligen Seite des Grenzüber-
gangs. Währenddessen wurde an den 
Außengrenzen der EU Menschen das 
Recht auf ein faires Asylverfahren ver-
wehrt. Norbert Blüm hat es 2018 in 
einem Gastbeitrag in der Süddeutschen 
so treffend formuliert: „Wenn 500 Milli-
onen Europäer keine fünf Millionen oder 
mehr verzweifelte Flüchtlinge aufnehmen 
können, dann schließen wir am besten 
den Laden ‚Europa‘ wegen moralischer 
Insolvenz“.

Wir als SSW sehen uns als Verbündete im 
Einsatz für die Rechte von Geflüchteten 
und haben auch in der vergangenen Legis-
latur jede Initiative unterstützt, die sich 
für die Mehraufnahme geflüchteter Men-
schen in Schleswig-Holstein aussprach. 
Unsere Partei hat sich in mehreren kom-

Landesaufnahmegesetz anpassen! –
Abschiebungshaft abschaffen!

Der Südschleswigsche Wählerverband zu bestehen-
den Handlungsbedarfen in der Flüchtlingspolitik

Flemming Meyer, Lars Harms

Wo geht die Reise hin, 
fragt der Flüchtlingsrat 
Schleswig-Holstein an-
lässlich seines 30-jährigen 
Bestehens. Erst einmal 
ist für uns klar, dass die 
Reise weiter geht. Die 
Arbeit bleibt, die Probleme 
bleiben und der Frust und 
die Wut bleiben auch. 
Was daher auch bleiben 
muss, ist das Engagement 
und das Beharren auf den 
Rechten für geflüchtete 
Menschen.

Flemming Meyer, SSW-Landesvorsitzender
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munalen Vertretungen mit der Seebrü-
cken-Initiative solidarisch erklärt und 
unsere lokalen Fraktionen haben oftmals 
derartige Resolutionen mitinitiiert. Aber 
bei allen Beschlüssen in den Kommunen, 
müssen wir ehrlicherweise trotzdem fest-
stellen, dass sich die Umsetzung viel zu 
oft sehr schwierig gestaltete.

Kommunale Spielräume 
vegrößern

Leider muss festgehalten werden, dass die 
Corona-Pandemie an vielen Stellen flucht-
politische Auswirkungen hatte, so auch in 
Schleswig-Holstein. So ist beispielsweise 
das Landesaufnahmeprogramm, über das 
500 besonders schutzbedürftige Geflüch-
tete, insbesondere Frauen und Kinder, 
nach Schleswig-Holstein kommen soll-
ten, unterbrochen worden. Nachdem 
das Landesaufnahmeprogramm 2018 
auch mit unserer Zustimmung beschlos-
sen wurde, konnten bis Ende 2019 nur 
85 Geflüchtete nach Schleswig-Holstein 
geholt werden. In dieser ohne Frage sehr 
schwierigen Aufgabe muss das Land nun 
seiner Verantwortung nachkommen.

Wir haben daher der Landesregierung 
konkrete Fragen gestellt, welche Hand-
lungsmöglichkeiten das Land sieht, hier 
voranzukommen und beispielsweise den 
Kommunen, die es wünschen, zu ermög-
lichen, über die verbindliche Quote hin-
ausgehend Geflüchtete aufzunehmen. 
Nach Ansicht der Landesregierung stehen 
das Landesaufnahmegesetz und die Aus-
länderaufnahmeverordnung aufnahme-
willigen Kommunen hierbei im Weg. Die 
Änderung scheint also vergleichsweise 
simpel: Die Änderung des Landesaufnah-
megesetzes.

Unser Eindruck ist zwar, dass die Landes-
regierung, bestehend aus CDU, FDP und 
Grünen, dieses Thema erst aufgegriffen 
hat, nachdem wir unsere Anfrage gestellt 
haben, aber wir werten die Aussage, man 
„strebe eine Neufassung“ im Kabinett 
an, als Zusage der Landesregierung und 
werden hier ungeduldig verfolgen, wann 
es zu Veränderungen kommt.

Handlungsbedarfe
Konkreten Handlungsbedarf in Schleswig-
Holstein sehen wir als SSW daher in fol-
genden Bereichen:
1.	 Abschiebegefängnisse: Wie Sie wissen, 

soll noch dieses Jahr ein Abschiebe-
gefängnis in Glückstadt in Betrieb 
genommen werden. Zwar wird das 

Land Schleswig-Holstein verantwort-
lich für den Betrieb sein, aber auch 
Mecklenburg-Vorpommern und Ham-
burg werden die Einrichtung nutzen. 
Die Abschiebehaft bleibt für den 
SSW ein Instrument, das wir mit aller 
Inbrunst ablehnen. Ein vergebliches 
Asylgesuch darf nicht zum Freiheits-
entzug führen, denn Menschen, die 
nichts verbrochen haben, gehören 
nicht in Haft.

2.	 Europa: In der Frage, warum unsere 
Kommunen nicht mehr Geflüch-
tete aufnehmen dürfen, wenn sie 
es wollen, landen wir doch letztlich 
zuständigkeitshalber immer wieder 
in der Europäischen Union. Und dort 
kommt es bisher einfach zu keiner 
Einigung. Wir werden als Gesell-
schaft darüber diskutieren müssen, auf 
welche Kompromisse wir uns noch 
einigen können, ohne zu stark hinter 
die eigenen Maßstäbe zurück zu fallen.

3.	 Auf Landesebene ist eine der drän-
gendsten Aufgaben, Möglichkeiten 
der zusätzlichen Aufnahme für unsere 
Kommunen zu schaffen. Das Landes-
aufnahmegesetz muss daher dringend 
angepasst werden.

Weiter so!
Nun möchten wir abschließend auf Ihre 
zweite Frage für diesen Beitrag eingehen, 
und zwar welche Rolle die bürgerschaft-
lichen Solidaritätsgruppen und Selbstor-
ganisationen wie der Flüchtlingsrat in den 
nächsten Jahren aus unserer Sicht einneh-
men sollen.

Auf die Gefahr hin zu enttäuschen, 
nichts läge uns ferner, als an dieser Stelle 

irgendwelche Vorgaben formulieren zu 
wollen. Gemeinnützige Vereine und Ini-
tiativen arbeiten am besten unabhän-
gig und wissen am besten selbst, wel-
chen Weg sie einschlagen sollten. Dass 
sie dabei zu anderen Schlussfolgerun-
gen kommen, als es die politischen 
Entscheidungsträger:innen – oder auch 
die Opposition – tun, ist nahezu unum-
gänglich. Das mag dann bohrend und teil-
weise etwas schonungslos, auch für uns, 
sein und am Selbstbild kratzen, aber es 
ist unverzichtbar für uns, diese Impulse 
zu bekommen. Wenn überhaupt, möch-
ten wir Ihnen daher höchstens ein „Weiter 
so!“ mit auf den Weg geben. Das mag ein 
bisschen anbiedernd klingen, aber es ist 
ernst gemeint.

Wir sind in der glücklichen Ausgangspo-
sition, dass wir in Schleswig-Holstein in 
einem Land leben, in dem die Menschen 
unermüdlich auf die Straßen gehen oder 
sich andere Protestformen überlegen, 
damit wir als Land mehr Geflüchtete bei 
uns aufnehmen. Das sind klare Signale, die 
eine Politik der Mitmenschlichkeit stär-
ken. Und sie stärken auch die Rolle des 
Flüchtlingsrats. Wir wünschen Ihnen für 
die nächsten Jahre weiteres Durchhalte-
vermögen und eine laute Stimme. 

Lars Harms ist Vorsitzender des SSW im Landtag 
Schleswig-Holstein und Flemming Meyer ist Landes-
vorsitzender des SSW www.ssw.de 

Landtagsabgeordneter Lars Harms, SSW
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Angesichts der oftmals dramatischen 
Lebensumstände wie auf den griechischen 
Inseln und an der bosnisch-kroatischen 
Grenze fragt man sich: Welche Bedeutung 
haben die universellen Werte der Europä-
ischen Union und Deutschlands im Kon-
kreten tatsächlich noch? Die Würde des 
Menschen, Freiheit, Gleichheit, Solidari-
tät. Mit Blick auf die Flüchtlingspolitik der 
letzten Jahre müssen wir feststellen, dass 
die europäischen Regierungen und auch 
die Bundesregierung diese Werte zuneh-
mend aus dem Blick verlieren.

Menschenrechte an 
EU-Außengrenzen garantieren

Menschen müssen an unseren EU-Außen-
grenzen unter unwürdigen Bedingun-
gen leben. Sie müssen für Essen, den Toi-
lettengang und Duschen stundenlang 
Schlange stehen, werden ohne Grund 
inhaftiert, leben im Winter unter Planen. 
Union und SPD wollen nicht mehr tun, 
weil andere EU-Mitgliedsstaaten gar 
nichts tun. Dabei stehen so viele Kommu-
nen als Sichere Häfen bereit, die Schutz-
suchende über die verpflichtende Quote 
hinaus aufnehmen wollen: Von Sylt und 
Flensburg im Norden über Kiel und Neu-
münster bis nach Lübeck, Elmshorn und 
Geesthacht im Süden.

Bei den letzten 
Kontingentaufnah-
men von Geflüch-
teten von den 
griechischen Inseln 
haben die Bun-
desländer deutlich 
mehr freie Kapa-
zitäten gemeldet, 
als der Bund letzt-
lich Menschen auf-
genommen hat. 
Horst Seehofer 
müsste die Kom-
munen also end-
lich in ihrem Anlie-
gen ernst nehmen. 
Denn die Aufnah-
mebereitschaft ist 
da. Es mangelt am 
Willen der Bun-
desregierung.

Grundsätzlich liegt 
die Verantwortung 
für die Aufnahme 
von Geflüchteten 
aber bei allen EU-

Wie ernst nehmen wir universelle Werte
in der Flüchtlingspolitik noch?

Menschenrechte müssen wieder zum Fundament
politischen Handelns werden

Luise Amtsberg

Zu Recht blicken viele 
Menschen in unserem Bun-
desland – das gerade 30 
Jahre Flüchtlingsrat „feiert“ 
– mit einer gewissen Fas-
sungslosigkeit auf die Lage 
von Schutzsuchenden an 
den EU-Außengrenzen, 
aber auch in Deutschland 
selbst.

Lesbos, Griechenland

http://www.frsh.de
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Mitgliedstaaten gleichermaßen. Schutz-
suchende müssen in der EU menschen-
würdig untergebracht und fair verteilt 
werden. Dafür haben wir im Bundestag 
konkrete Vorschläge gemacht. Zusätzlich 
brauchen wir dringend sichere Zugangs-
wege nach Europa. Das kann über eine 
weniger bürokratische Erteilung von 
Visa, den erleichterten Familiennachzug 
oder auch die verstärkte Umsiedlung von 
Schutzbedürftigen gelingen.

Abschiebungen in Pandemie-
zeiten sind Irrsinn

Auch in der nationalen Flüchtlingspoli-
tik mangelt es Union und SPD zuneh-
mend am menschenrechtlichen Kompass. 
Der Umgang mit dem Coronavirus offen-
bart die widersprüchliche und unsolidari-
sche Politik gegenüber Geflüchteten. Ein 
besonders absurdes Beispiel hierfür sind 
die stattfindenden Abschiebungen. Trotz 
der pandemischen Reise- und Bewegungs-
einschränkungen halten das sozialdemo-
kratisch geführte Auswärtige Amt und 
das Bundesinnenministerium Abschiebun-
gen in Länder wie Äthiopien, den Sudan, 
nach Pakistan und Sri Lanka für vertret-
bar. Zuletzt wurden auch die Abschie-
bungen nach Afghanistan wieder intensi-
viert. Während wir alle versuchen, so viel 
wie möglich Zuhause zu bleiben, werden 
Menschen, die immer wieder auch Risiko-
gruppen angehören, in Corona-Risikoge-
biete abgeschoben. Das ist weder aus epi-
demiologischer noch aus menschenrecht-
licher Perspektive zu rechtfertigen.

Ebenso zynisch ist es, dass die 
Innenminister*innen auf ihrer letzten Kon-
ferenz den generellen Abschiebestopp 
nach Syrien nicht verlängert haben. Syrien 
ist und bleibt auf unabsehbare Zeit für 
niemanden sicher. Der aktuelle Lagebe-
richt des Auswärtigen Amts bestätigt das 
einmal mehr. Noch immer werden Oppo-
sitionelle tagtäglich vom Assad-Regime 
und anderen Kriegsparteien bedroht und 
verfolgt. Zehntausende unschuldige poli-
tische Häftlinge sitzen weiterhin in den 
Foltergefängnissen des Regimes. Geflüch-
teten drohen überall im Land nach ihrer 
Rückkehr die Zwangsrekrutierung zum 
Militärdienst, Enteignungen und Folter. 
Das gilt auch für straffällige Geflüchtete. 
Wie können die Innenminister*innen 
unter diesen Voraussetzungen Abschie-
bungen nach Syrien und damit eine 
Kooperation mit dem Kriegsverbrecher 
Assad ernsthaft in Erwägung ziehen? Wir 
fordern einen sofortigen Abschiebestopp 

für Syrien und insbesondere auch vor 
dem Hintergrund des baldigen westlichen 
Truppenabzugs einen Abschiebestopp für 
Afghanistan.

Handlungsspielräume der 
Zivilgesellschaft stärken

Die Geltung der Menschenrechte für 
Alle wird immer stärker infrage gestellt: 
nicht nur durch die beschriebene, rest-
riktive Flüchtlingspolitik dieser Bundes-
regierung und vom organisierten Rechts-
extremismus, den wir mittlerweile täg-
lich in allen Landesparlamenten, in vielen 
Kommunen und auch im Deutschen Bun-
destag erfahren müssen. Sondern unsere 
demokratischen Werte stehen auch des-
halb unter Druck, weil die Bundesregie-
rung die Handlungsspielräume einer kriti-
schen Zivilgesellschaft immer stärker ein-
schränkt.

Ärztinnen machen sich strafbar, wenn sie 
vernünftig über Schwangerschaftsabbrü-
che informieren wollen. Organisationen 
wie die Deutsche Umwelthilfe werden 
von der Union und der Kanzlerin zur Ziel-
scheibe von Diffamierungen und Ein-
schüchterungen, weil sie sich für unser 
aller Rechte einsetzen. Organisationen 
wie Campact verlieren ihre Gemeinnüt-
zigkeit, weil sie zu kritisch, zu politisch, 
zu unbequem sind. Flüchtlingsverbände 
machen sich angeblich strafbar, wenn sie 
über Abschiebungen informieren. Die 

zivile Seenotrettung wird kriminalisiert, 
obwohl sie das tut, was eigentlich ein star-
ker Staat tun müsste: nämlich Menschen 
vor dem Ertrinken zu retten.

Demokratie schützen 
und verteidigen

All diese Dinge schwächen eine gesunde 
Demokratie und führen uns vor Augen, 
dass sie keine Selbstverständlichkeit ist: 
Sie muss mit Leben gefüllt, geschützt und 
verteidigt werden. Allen voran von denen, 
die politische Mandate innehaben und 
damit politisch Verantwortung tragen. Bei 
der kommenden Bundestagswahl geht 
es deshalb auch um Haltung und politi-
schen Stil. Eine kritische Zivilgesellschaft 
muss Grundlage dafür sein, Politik besser 
zu machen. Am Ende ist es wie in der 
Demokratie auch in der Flüchtlingspolitik 
eine Haltungsfrage. Wie ernst nehmen wir 
die viel beschworenen Werte? Geflüch-
tete Menschen werden tagtäglich an unse-
ren EU-Außengrenzen und in unserem 
Land ihrer Grund- und Menschenrechte 
beraubt. Wir dürfen das nicht hinnehmen. 
Ein alternativer und humaner Umgang mit 
Schutzsuchenden muss möglich sein. 
 

Luise Amtsberg ist flüchtlingspolitische Sprecherin 
der Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen 
und Spitzenkandidatin der Grünen Schleswig-Hol-
stein zur Bundestagswahl 2021
www.luise-amtsberg.de

Bundestagsabgeordnete Luise Amtsberg, Bündnis 90 / Die Grünen
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Eure Arbeit hilft sehr konkret Men-
schen in Not und macht das Leben in 
diesem Land, in dem auf der einen Seite 
von Menschenrechten schwadroniert 
wird, auf der anderen Seite Menschen 
im Mittelmeer ertrinken und Seenotret-
tung behindert wird, erträglicher. Des-
halb ist Euer dreißigjähriges Bestehen 
für alle Menschen, die für eine solidari-
sche Gesellschaft streiten, ein Grund zum 
Feiern.

Ob es die Seebrücke ist, die vielen Men-
schen, die sich für Sea Watch und Co. 
engagieren, die Menschen, die Geflüch-
teten helfen, ehrenamtlich engagieren 

und sich stark machen für eine menschli-
che Migrationspolitik, aber viel zu selten 
gesehen werden, oder eben ihr als Flücht-
lingsrat, all das ist häufig für die Regieren-
den unbequem und deshalb unverzicht-
bar, weil es konkret Politik verändert. 
Denn die wird ja nicht nur in den Parteien 
gemacht, sondern gerade auch auf der 
Straße, in Vereinen und Verbänden, über-
all da, wo es Unzufriedenheit gibt und 
sich Menschen aufmachen, etwas zu ver-
ändern.

Im Streit für eine solidarischere
Gesellschaft

Wir wollen Fluchtursachen bekämpfen, 
nicht Geflüchtete

Lorenz Gösta Beutin

Seit ich in Schleswig-
Holstein politisch aktiv bin, 
begleitet mich die Arbeit 
des Flüchtlingsrats, haben 
wir gemeinsam an Veran-
staltungen und Demons-
trationen teilgenommen, 
für unteilbare Solidarität 
gestritten.

http://www.frsh.de
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Mitfinanzierte Kriege 
und Kriminalisierung 
der Solidarität

Ganz besonders gilt es sich einzuset-
zen für Menschen, die vor Krieg, Hunger 
und Krankheiten flüchten. Diese Kriege 
werden von Regierungen unserer Länder 
zum Teil mitfinanziert und mit Waffenlie-
ferungen weiter angeheizt. Die EU schaut 
immer noch tatenlos zu, wie Frauen, 
Kinder und Männer in engen und men-
schenunwürdigen Geflüchtetenlagern 
leben müssen. Hilfsorganisationen werden 
an ihrer Arbeit nicht selten gehindert und 
kriminalisiert, und das, obwohl sie mit 
ihrer Arbeit unter anderem Menschen 
vor dem Ertrinken im Mittelmeer retten 
wollen.

Mit dem Flüchtlingsrat teile ich die grund-
legenden Ziele: Schutzsuchende haben 
ein Recht auf rechtsstaatliche Asylverfah-
ren in der EU, auch wenn dieses durch 
die Abschottungspolitik bereits stark ein-
geschränkt wird. Das Recht auf Einzelfall-
prüfungen darf durch die angekündigte 
Reform nicht noch weiter eingeschränkt 
werden. Vorprüfungen und geschlossene 
Aufnahmezentren an den EU-Außengren-
zen kämen einer endgültigen Entrechtung 
von Geflüchteten gleich.

Wir von der Partei Die Linke wollen 
Fluchtursachen bekämpfen, nicht Geflüch-
tete. Seenotrettung und die Flüchtlings-
konvention der Vereinten Nationen ein-
zuhalten muss selbstverständlich sein. Wir 
wollen die Lager evakuieren, in denen 
Geflüchtete unter unmenschlichen Bedin-
gungen eingesperrt sind.

EU setzt weiter 
auf Abschottung

Die EU-Kommission will einen „Migra-
tionspakt“ durchsetzen, der weiter auf 
Abschottung, Abschiebung und Entrech-
tung zielt. Die Bundesregierung unter-
stützt dieses Vorgehen. Wir stellen uns 
dagegen. Es ist mit einem solidarischen 
und menschlichen Europa nicht verein-
bar, dass Tausende von Menschen auf der 
Flucht im Mittelmeer ertrinken oder in 
rechtsfreien Räumen in Auffanglagern und 
Abschiebezentren an und vor den Gren-
zen der EU gefangen gehalten werden. 
Der Kooperation mit autoritären Regimen 
zum Zweck der Abschottung der EU stel-
len wir uns entgegen: Sie sind nicht Teil 
der Lösung, sondern Teil des Problems. 
Wir wollen Menschen retten, Fluchtwege 
frei machen und Fluchtursachen bekämp-

fen: Ohne die Grenzschutzagentur und 
Küstenwache Frontex, mit legalen Flucht-
wegen. Mit Rechtssicherheit und Durch-
setzung von Flüchtlings-, Kinderrechts- 
und Europäischer Menschenrechtskon-
vention. Ohne Freiheitsberaubung und 
Push back in Folter und Tod.

Nur gemeinsam können wir erfolgreich 
für eine gerechtere Gesellschaft streiten, 
ob im Flüchtlingsrat, aber auch bei Ver-
bündeten wie der Seebrücke, dem Runden 
Tisch in Kiel, Aufstehen gegen Rassismus 
in Schleswig-Holstein und vielen anderen. 

Deshalb bleibe ich dem Flüchtlingsrat ver-
bunden, im Streit für eine solidarischere 
Gesellschaft, und freue mich auf viele wei-
tere Jahre mit Aktionen, Veranstaltungen 
und Eurem unverzichtbaren Rat.

Für Eure weitere Arbeit wünsche ich 
Euch alles Gute und viel Erfolg. Wir sehen 
uns! 

Der Kieler Lorenz Gösta Beutin (MdB) ist Klima und 
Energiepolitiker der Linksfraktion im Deutschen 
Bundestag und Mitglied des Parteivorstands 
DIE LINKE www.lorenz-goesta-beutin.de 

Bundestagsabgeordneter Lorenz Gösta Beutin, Die Linke
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Ankommen in Schleswig-Holstein

Bei den Flüchtlingsräten und bei PRO 
ASYL haben sich mit fortschreitender 
Pandemie viele Anfragen von Geflüchte-
ten und Unterstützer*innen eingestellt, 
die sich über Lageänderungen und asyl- 
und aufenthaltsrechtliche Fragen infor-
mieren wollten. PRO ASYL hat auf seiner 
Web-Seite dazu einen online Corona-
Ticker eingerichtet. Auch die Flüchtlings-
räte haben Informationen vorgehalten 
zu Einreisebestimmungen, besonderen 
Corona-Regelungen zum Asyl- und Auf-
enthaltsrecht oder wie man während der 
Pandemie einen Asyl- oder Folgeantrag 
stellen kann.

Keine Abschiebungen wäh-
rend der Pandemie

Besonders die Ausreisepflichtigen stehen 
unter Corona-Bedingungen unter beson-
derem Druck. Zwar wurde in der 
Covid-19-Pandemie von »unnötigen 
Reisen« abgeraten, doch Abschiebungen 
in Herkunftsländer und in europäische 
Dublin-Staaten werden weiter durchge-
führt. PRO ASYL und Landesflüchtlings-
räte haben früh einen Abschiebestopp 
gefordert. Denn in vielen Herkunfts-
ländern funktionieren die Gesundheits-
systeme weit schlechter als in Deutsch-
land. Dazu verstärkt die Pandemie 
humanitäre Notlagen oder schwelende 
Konflikte.

Nach Pandemiebeginn fanden bis in den 
Sommer 2020 aufgrund fehlender Flug-
verbindungen und Einreisebeschränkun-
gen in vielen Ländern de facto kaum 
Abschiebungen statt. Ab Herbst star-
teten aber wieder verstärkt Abschie-
beflieger in viele Regionen der Welt 
– trotz steigender Infektionszahlen in 
Deutschland und in anderen Ländern. 
PRO ASYL startete im Dezember den 
Appell »Keine Abschiebungen in der 

Pandemie!« an die Innenministerkonfe-
renz (IMK): Unterzeichnet haben unter 
anderem der Flüchtlingsrat Schleswig-
Holstein und andere Flüchtlingsräte, 
Wohlfahrtsverbände, die Seebrücke und 
andere.

Die Aussetzung der Dublin-
Fristen ist europarechtswidrig!

Kurzzeitig waren im Jahr 2020 Über-
stellungen in andere EU-Länder nicht 
mehr möglich. Um zu verhindern, dass 
Deutschland in dieser Zeit für die Asyl-
verfahren Asylsuchender zuständig wird, 
setzte das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) mit Rückendeckung 
des Bundesinnenministeriums (BMI) die 
Dublin-Frist aus, was einen Neustart der 
sechsmonatigen Überstellungsfrist beab-
sichtigt und damit auch eine Verlänge-
rung der Angst zahlreicher Betroffener 
vor der Rücküberstellung in solche EU-
Staaten, die nicht selten hemmungslos in 
Kriege und Überlebensnöte abschieben, 
beabsichtigt. Bis Juni erhielten fast 22.000 
Menschen entsprechende Bescheide und 
erlebten große Unsicherheit: Was bedeu-
tet dies für ihr Verfahren? Wie lange 
hängen sie noch in der Dublin-Warte-
schleife, bis sie ein inhaltliches Asylverfah-
ren bekommen?

PRO ASYL kritisierte diese Praxis in einer 
juristischen Analyse als europarechts-
widrig. Selbst die Europäische Kommis-
sion äußerte die gleiche Rechtsmeinung. 
Doch das BMI und das BAMF hielten an 
ihrem Kurs fest, Betroffene abzuschie-
ben, sobald Überstellungen wieder mög-
lich sind. Als mit dem Sommer Überstel-
lungen wieder möglich waren, begann das 
BAMF die Fristaussetzungen individuell zu 
widerrufen. PRO ASYL erstellte einen von 
den Flüchtlingsräten in den Ländern ver-
breiteten Musterschriftsatz, um Betrof-

Flüchtlingsrechte gelten – auch in der Krise

PRO ASYL und Flüchtlingsräte in Sorge um
die auch in der Pandemie in

Lagern wohnverpflichteten Geflüchteten

Martin Link

Die Pandemie hat 2020 
alle Menschen getroffen – 
aber eben nicht alle gleich 
hart. Viele Asylsuchende 
haben in Sammelunter-
künften kaum Privatsphäre 
oder die Möglichkeit, Ab-
stand zu halten. Mit dem 
Verlust des Arbeitsplatzes 
steigt die Sorge um die 
Bleibeperspektive. Hinzu 
kommt die Angst vor dro-
henden Abschiebungen.
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Covid-19-Prävention und
Impfschutz in schleswig-holsteinischen

Landesunterkünften

Der Flüchtlingsrat hatte im April um Auskunft 
zum Stand des Umgangs mit der Corona-Pan-
demie in den Landesunterkünften gebeten. Das 
Landesamt für Zuwanderung und Flüchtlinge 
Schleswig-Holstein (LfZuFSH) antwortete am 
21.4.2021 wie folgt.

Die Maßnahmen zur Corona-Prävention in den Landesunter-
künften beruhen laut Auskunft des LfZuFSH auf vier Säulen: 
1. Engmaschiges Testen, 2. Kohortenbildung und weitge-
hende Entzerrung der Belegungssituation, 3.Information und 
Kommunikation und 4. Impfungen.

Ad 1: Testen

Schon seit März 2020 würden alle neu ankommenden 
Schutzsuchenden, Menschen mit respiratorischen Symp-
tomen und Kontaktpersonen konsequent getestet. Hinzu 
kämen zufällige Stichproben. Im April seien jede Woche fast 
1.000 Tests durchgeführt worden. Damit hätte die Dunkelzif-
fer auf nahe Null gesenkt und jeweils schnell reagiert werden 
können, wenn sich ein Ausbruchsgeschehen abzeichnete.

Ad 2: Abstand

Mit der Inbetriebnahme der Landesunterkunft Bad Segeberg 
habe das LfZuFSH kurz nach Beginn der Pandemie zusätzli-
che Kapazitäten geschaffen. Damit würde ermöglicht, Mehr-
fachbelegung von Zimmern mit Menschen, die nicht zu 
einem Haushalt gehören, weitgehend zu vermeiden.

Das LfZuFSH habe in allen Landesunterkünften Quaran-
täne- und Isolationsbereiche eingerichtet, um Ausbreitun-
gen von festgestellten Infektionen zu vermeiden. Bei einzel-
nen Quarantäneverfügungen durch die Gesundheitsbehör-
den der Kreise würde sich das LfZuFSH regelmäßig für eine 
schnelle Aufhebung einsetzen. Unter Bezugnahme auf die 
Forschungsergebnisse des Kompetenznetzes Public Health 
erklärt das LfZuFSH, dass auch aus seiner Sicht die Quaran-
täne ganzer Liegenschaften nicht zu mehr Schutz führe – 
weder für die dort Wohnverpflichteten noch für die benach-
barte Bevölkerung.

Ad 3: Information und Kommunikation

Ein zentraler Aspekt bei der Prävention sei die Information 
und Kommunikation auf Augenhöhe mit den Betroffenen. 

Dem LfZuFSH sei die besondere psychische Belastung der 
Wohnverpflichteten in den Landesunterkünften unter Pan-
demiebedingungen bewusst. Das würde in Briefen und Aus-
hängen in den Sprachen der Herkunftsländer und in täglichen 
Gesprächen immer wieder zum Ausdruck gebracht. Infor-
mationen würden in empathischer Form, in allen relevanten 
Sprachen und – wenn notwendig – niederschwellig mithilfe 
von Piktogrammen zur Verfügung gestellt.

Ad 4: Impfen

Das LfZuFSH habe ein Konzept erstellt und mit dem Lan-
desozialministerium abgestimmt, um den in der LGU Wohn-
verpflichteten ein Impfangebot zu machen. Mit dem Impf-
start für diese Personengruppe am 29. März 2021 wäre 
Schleswig-Holstein allen anderen Bundesländern voraus. Bis 
spätestens Mitte Mai würden alle impfwilligen Wohnver-
pflichteten ihre Zweitimpfung mit dem Wirkstoff von Bion-
tech/Pfizer erhalten haben. Neu ankommenden Schutz-
suchenden würde auch ein Impfangebot gemacht. Dane-
ben arbeite das LfZuFSH kontinuierlich daran, skeptischen 
Wohnverpflichteten die Vorteile des Impfens zu erläutern 
und Bedenken auszuräumen. Um welche Bedenken es dabei 
im Einzelnen gehe, hat das LfZuFSH leider nicht ausgeführt.

Eine statistische Analyse des Landesamtes aus März 2021 
habe eine Infektionsquote von 4,3 Prozent bei den in den 
LGUs Wohnverpflichteten seit Beginn der Pandemie ergeben 
– ohne nennenswerte Dunkelziffer. Die vom RKI kommu-
nizierte Infektionsquote in der Gesamtbevölkerung habe zu 
diesem Zeitpunkt bei 2,9 Prozent gelegen. Das RKI nähme 
aber in der Gesamtbevölkerung eine Dunkelziffer an, die 
die tatsächliche Infektionsquote um ein Mehrfaches erhöhe. 
Das zeige, dass das LfZuFSH die in LGU wohnverpflichteten 
Menschen bisher relativ sicher durch die Pandemie geführt 
habe.

Abschließend wird der Flüchtlingsrat um Verständnis dafür 
gebeten, dass das LfZuFSH darauf verzichte, die Kommunen 
und kommunalen Spitzenverbände hinsichtlich der Impfun-
gen in kommunalen Sammelunterkünften zu beraten.

Das Landesamt für Zuwanderung und Flüchtlinge Schleswig-
Holstein ist für die Erstaufnahme von Asylsuchenden und ille-
gal Eingereisten, für die Rückkehrberatung, Abschiebungen 
und für den Betrieb der Abschiebungshaftanstalt in Glück-
stadt zuständig. https://www.schleswig-holstein.de/DE/Lan-
desregierung/LAZUF/UeberUns/ueberUns_node.html

Martin Link

http://www.frsh.de
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fene in die Lage zu versetzen, ihren indivi-
duellen Fristablauf einklagen zu können.

Verfahren vor Gericht 
Eines dieser Verfahren landete schließ-
lich beim Bundesverwaltungsgericht, das 
nun die Frage über die Europarechtswid-
rigkeit dieser Praxis dem Gerichtshof der 
Europäischen Union zur Entscheidung 
vorlegte. Eine solche höchstrichterliche 
Klärung ist richtig und wichtig – für viele 
Betroffene bedeutet dies aber, dass sich 
ihre Hängepartie noch verlängert.

Gesundheitsgefährdende 
Unterbringung während einer 
Pandemie

Abstand halten – diese wichtige Maß-
nahme gegen Covid-19 ist für viele 
Geflüchtete aufgrund ihrer Unterbringung 
nicht möglich. 2019 setzt auch die Lan-
desregierung Schleswig-Holstein darauf, 
dass Asylsuchende im Zuge des Konzepts 
der AnkER-Zentren möglichst lange – im 
worst case bis zu zwei Jahre – in großen 
Einrichtungen verbleiben. Wie proble-
matisch dies ist, zeigte sich während der 
Pandemie. Die Großunterkünfte vieler-
orts in den Bundesländern wurden schnell 
zu »Corona-Hotspots« und zum Teil 
wochenlang unter Quarantäne gestellt. 

Für die Betroffenen eine extreme Belas-
tung, verbunden mit der Angst, sich mit 

dem Virus anzustecken. Das Landesamt 
für Ausländerangelegenheiten ist indes 
davon überzeugt, dass in den schleswig-
holsteinischen Landesunterkünften ein 
optimalerer Umgang bei Vorsorge und 
Impfung der Wohnverpflichteten herrscht 
(siehe S. 113). Vollquarantänen werden 
nach verlauten auch vom Landesamt in 
Schleswig-Holstein abgelehnt. 

Gesundheitsexpert*innen und 
Virolog*innen wiesen frühzeitig auf die 
hohe Infektionsgefahr in Sammelunter-
künften hin und forderten die Politik zum 
Handeln auf. Doch auch während der 
nachkommenden Infektionswellen kommt 
es wieder zu Vollquarantänen in zahlrei-
chen Bundesländern und viele Geflüch-
tete sitzen immer noch auf engem Raum 
in vollen Unterkünften. Effektiv waren 
für einige Zeit Eilanträge, mit denen sich 
Betroffene aus den Unterkünften heraus-
klagten. Doch unsere Grundforderung 
bleibt bestehen: Lager müssen abgeschafft 
werden!

Kinder und Jugendliche
Die in den Lagern wohnverpflichteten 
Schulkinder leiden besonders unter den 
Bedingungen der Pandemie. Schulschlie-
ßungen und das in diesen Phasen stattfin-
dende Home-Schooling verbannt die Ler-
nenden i.d.R. auf die Bettkante. Flücht-
lingsfamilien leiden, selbst wenn sie in 
von anderen abgesonderten Räumen 

untergebracht sind, unter der drangvol-
len Enge. Konzentriertes Lernen ist so 
kaum möglich. Erschwert wird diese Situ-
ation dadurch, dass geflüchtete Kinder im 
Lager-Home-Schooling regelmäßig nicht 
in der Lage sind, am Online-Lernsystem 
zu partizipieren. Nur selten haben sie 
in den Wohnräumen Zugang zu WLAN. 
Noch seltener verfügen sie über elektro-
nische Endgeräte – Tablets oder Compu-
ter – ohne die aber eine erfolgreiche Teil-
nahme am Online-Home-Schooling fak-
tisch ausgeschlossen ist. 

Wenn für in Lagern wohnverpflichtete 
Kinder unter Pandemiebedingungen nicht 
nur der Präsenzschulbesuch, sondern 
auch die regelmäßige Teilnahme an Sport- 
und anderen Gruppenangeboten ausfällt, 
gibt es für sie gar keine kleinen Fluch-
ten mehr aus der in der Pandemie beson-
ders stressbesetzten familiären Unter-
kunftsenge. Ohnehin nicht selten in Folge 
von Fluchterlebnissen traumatisiert, gera-
ten diese Kinder und Jugendlichen einmal 
mehr unter besonderen psychischen 
Druck – bis hin zu Retraumatisierungen. 
Eine zeitnahe Umverteilung von allen in 
Lagern wohnverpflichteten Familien ist 
also gerade in Pandemiezeiten dringend 
umzusetzen. 

Martin Link ist Mitarbeitender des Flüchtlingsrats 
Schleswig-Holstein in Kiel. www.frsh.de

http://www.frsh.de
http://www.frsh.de


www.frsh.de * Der Schlepper Nr. 100 * 06/2021 · 115 

Ankommen in Schleswig-Holstein

Leider wurde dieses Konzept ganz unter-
schiedlich je nach Schulen realisiert und 
ohne vorher die Voraussetzung der 
Umsetzung für alle Schüler*innen und 
alle Familien ausreichend durchdacht 
zu haben. Dies führte leider zu großen 
Herausforderungen und Überforde-
rungen nicht zuletzt bei den Eltern. Die 
soziale Ungleichheit wurde weiter ver-
stärkt. Ganz besonders betroffen waren 
Schüler*innen aus schwächeren Familien, 
u. a. geflüchtete Kinder, die in Gemein-
schaftsunterkünften leben. 

Überforderte Eltern
Homeschooling verlangt, dass die Eltern 
die Rolle von Ersatzlehrkräften überneh-
men, unabhängig davon, welche Vor-
kenntnisse sie haben. Sie sollen, ohne 
vorher vorbereitet zu sein, den Kindern 
neue Lernstoffe erklären oder sie bei 
den Aufgaben begleiten, wenn es nötig 
ist. Leider können nicht alle Eltern diese 
Rolle übernehmen, aus unterschiedli-

dung. Und wenn diese vorhanden ist, ist 
das Internet oft nicht ausreichend schnell 
getaktet für den Bedarf des Onlineunter-
richts. Dazu kommt der Fakt, dass fast ein 
Viertel der Flüchtlingsheime kein WLAN 
haben (https://bit.ly/3aOCQrC). Wie 
können dann diese Kinder wie die ande-
ren am Onlineunterricht teilnehmen oder 
sich beteiligen? 

Technische Defizite
Außer dem Internet ist eine andere wich-
tige technische Voraussetzung, ein Laptop 
bzw. ein Tablet für jedes Schulkind zur 
Verfügung zu stellen. Leider können nicht 
alle Familien diese Voraussetzung erfül-
len. So teilen sich einige Kinder aus einer 
Familie den gleichen Computer, manch-
mal sogar mit den Eltern. All das ver-
langsamt und erschwert leider das Lern-
tempo. Einige Kinder versuchen mit 
Handys am virtuellen Klassenzimmer teil-
zunehmen. Aber wer schon einmal an 
einem Online-Treffen mit dem Handy teil-
genommen hat, weiß wie anstrengend das 
für ein Kind sein muss.

Im Homeschooling also lernen nicht alle 
Kinder unter den gleichen Bedingun-
gen wie in der Schule. Sie bekommen 
zwar alle den gleichen Lernstoff, aber das 
Arbeitsumfeld ist sehr unterschiedlich. 
Dies verstärkt leider die soziale Benach-
teiligung. Deswegen ist es wichtig, mit 
dem Homeschooling Kindern aus schwä-
cheren Familien, u. a. geflüchteten Kin-
dern, mehr Unterstützung anzubie-
ten. Sei es mit technischer Ausstattung, 
Nachhilfe oder in zielführender enger 
Zusammenarbeit mit Lehrkräften oder 
Sozialarbeiter*innen. 

Aurelie Bile Akono ist Soziologin und Mitarbeiterin 
in der IQ Netzwerkkoordination beim Flüchtlingsrat 
Schleswig-Holstein www.frsh.de 

Kinder als Opfer der Pandemie

Zunahme von sozialer Benachteiligung
und Ungleichheit beim Homeschooling

Aurelie Bile Akono

Seit circa mehr als einem 
Jahr wurde das Lernkon-
zept des Homeschooling 
in Deutschland umgesetzt. 
Das wurde vorgeblich 
getan, um die Verbreitung 
von Covid 19 in Schulen zu 
reduzieren.

chen Gründen. Diese sind unten ande-
rem, dass sie außer der Übernahme der 
Ersatzlehrkraftsrolle, i.d.R. die eigene 
Berufstätigkeit fortzuführen haben. Dar-
über hinaus müssen sich einige auch 
um andere Kinder (Geschwisterkinder) 
kümmern. Aber schon in Vor-Pande-
mie-Zeiten wurde nicht hinterfragt, was 
mit den geflüchteten Kindern passiert, 
deren Eltern z.B. aufgrund niedrigen Bil-
dungsstands oder mangelnder deutscher 
Sprachkenntnisse ihre Kinder nicht beim 
Lernen unterstützen können.

Kein förderliches Lernumfeld
Im Homeschooling ist es aufgefallen, dass 
ein Arbeitsplatz bzw. Arbeitstisch und 
ein Arbeitsraum wichtig sind, damit die 
Kinder gut lernen können. Leider können 
nicht alle Familien einen Arbeitsplatz für 
jedes Schulkind zur Verfügung stellen. 
Besonders betroffen von dieser Ungleich-
heit sind geflüchtete Kinder, die in 
Gemeinschaftsunterkünften leben. Da ist 
es fast unmöglich, einen ruhigen Arbeits-
platz für Kinder zu organisieren. So 
müssen sie meistens dort lernen, wo auch 
andere sich unterhalten, ggf. Geschwister-
kinder spielen oder Fernsehen schauen.

Schließlich, wer von Homeschooling 
spricht, soll die technischen Voraus-
setzungen nicht vergessen. Dabei geht 
es zum einen um Internetanschlüsse, 
um eine gute Internetverbindung, um 
die Möglichkeit zur Teilnahme am digi-
talen Klassenzimmer oder darum, mit 
bestimmten Applikationen wie „Anton“ 
zu lernen. Leider verfügen auch nicht 
alle Kinder über einen guten Internet-
zugang. Besonders stark benachteiligt in 
diesem Zusammenhang des Homeschoo-
lings sind einmal mehr Kinder in Gemein-
schaftsunterkünften. In einigen Wohn-
heimen gibt es gar keine Internetverbin-

http://www.frsh.de
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Bevor es die Traumaambulanz in der jet-
zigen Form gab wurden die geflüchteten 
Patient*innen zunächst über die Regel-
versorgung des ZiP behandelt. Davor gab 
es im Zentrum für integrative Psychiatrie 
schon jahrelange Erfahrung mit geflüch-
teten Patient*innen, nur leider wurde 
die finanzielle Unterstützung nach langer 
Zeit eingestellt. Schnell stellte sich heraus, 
dass die Behandlung über die Regelver-
sorgung aufgrund verschiedener Gründe 
nicht möglich war und die Akutsprech-
stunde schnell überlaufen war. Zusätz-
lich verschärfte die Flüchtlingswelle aus 
dem Jahre 2015, in deren Folge viele 
neue Patient*innen erschienen und immer 
noch erscheinen, die Situation. Die große 
Anzahl an neuen Patient*innen, Sprach-
barrieren, mangelnde Organisation von 
Sprachmittlung, Formalitäten und der 
ungeordnete Patient*innenzulauf sind 
einige Beispiele, an denen deutlich wurde, 
dass eine Behandlung in dem Rahmen 
nicht ausreichend war – ein besonderes 
Konzept musste her.

Mit Unterstützung durch das Ministerium 
für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft 
und Gleichstellung des Landes Schles-
wig-Holstein sollte die nachhaltige Sicher-
stellung der psychiatrischen und psycho-
therapeutischen Versorgung in Schles-
wig-Holstein lebender und psychisch 
schwer erkrankter Geflüchteter mit dem 
Schwerpunkt Traumatherapie gewährleis-
tet werden. An den Standorten Kiel und 
Lübeck wurden spezielle Konzepte ent-
wickelt und am 1. Januar 2016 hat die 
„Trauma-Ambulanz Flucht und Migra-
tion“ in Kiel ihre Arbeit aufgenommen, 
ab Oktober 2016 in eigens dafür herge-
richteten Räumen am Niemannsweg 4. 
Im Sommer 2020 ist nun auch ein Teil der 
ambulanten Kinder- und Jugendpsychia-
trie mit eingezogen, sodass nun auch die 
geflüchteten Kinder, bzw. Familien bei uns 

im Hause gemeinsam behandelt werden. 
Somit sind gemeinsame Konzepte, 
Absprachen und Behandlungen deutlich 
erleichtert.

Muliprofessionelles Team
Unser muliprofessionel-
les Team besteht aus Ärzt*innen, 
Therapeut*innen, Sozialpädagog*innen, 
Ergotherapeut*innen, Pflegekräften und 
der Projektkoordinatorin. Gemeinsame 
Team- und Fallbesprechungen, auch Kon-
zepttage und Supervisionen, sind bei 
dieser herausfordernden Arbeit unabding-
bar. Ergänzt werden wir durch eine Viel-
zahl von Dolmetscher*innen, ohne die 
unsere Arbeit nicht möglich wäre. Viele 
von Ihnen stehen uns schon lange zur 
Seite und meistern mit uns so manche kri-
tische Situation.

Unser Konzept befindet sich seit dem 
Projektstart in ständiger Weiterentwick-
lung und wird den Patient*innenzahlen 
und dem Bedarf angepasst. Zunächst 
ausgehend von einer Anzahl von 150 
Patient*innen im Quartal haben wir uns 
nun bei 350 Patient*innen eingependelt. 
Vom anfänglichen Schwerpunkt in der 
Einzeltherapie haben wir unser Angebot 
vermehrt hin zu Gruppenangeboten ent-
wickelt. Stabilisierungsgruppen in ver-
schiedenen Sprachen, Bewegungsthe-
rapie, Yoga und Ohrakupunktur haben 
unser Konzept in den Jahren erweitert.

Interdisziplinäre 
Gruppenangebote

Lange Wartezeiten auf Einzelthera-
pie haben den Anstoß gegeben, die 
Patient*innen einer Sprache zunächst in 
Gruppen gemeinsam zu behandeln, um 
Ihnen Basics an Psychoedukation, Selbst-

„Hier bist Du sicher, hier kann
Dir nichts passieren“

Mit ständigen Rückschlägen im Asylverfahren, bei 
Arbeits- und Wohnungssuche und beim Familien-

nachzug leben lernen

Stefanie Thielebein

Die Traumaambulanz 
Flucht und Migration des 
ZIP Kiel blickt auf fünf 
Jahre der Zusammenarbeit 
mit dem dieses Jahr 30 
Jahre alten Flüchtlingsrat 
zurück. Diese Zeit möchte 
ich hier Revue passieren 
lassen.
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fürsorge, Entspannungstechniken usw. zu 
vermitteln auf die dann in den Folgethera-
pien aufgebaut werden kann. Ein weiterer 
elementarer Baustein sind sozialpädagogi-
sche Themen in den Gruppen, deswegen 
werden die Gruppen generell von zwei 
Berufsgruppen angeboten. Asylverfah-
ren, Wohnungssuche und die Suche nach 
Sprachkursen/Integration bilden hier zwar 
die Themenschwerpunkte, werden aber 
bei Weitem nicht dem Angebot der Sozi-
alpädagoginnen gerecht. Eine intensive 
Unterstützung, im Einzelkontakt, ist bei 
vielen Patient*innen nötig und wird aktu-
ell immer mehr gewünscht. Der Bedarf ist 
auch hier sehr groß. Die Gruppen werden 
durch muttersprachliche Begleiter*innen 
unterstützt, die sowohl sprachlich als auch 
kulturell die Kommunikation unterstüt-
zen. Hierfür bekommen wir eine spezielle 
Unterstützung durch das Land Schleswig-
Holstein, wofür wir sehr dankbar sind.

Seit Kurzem stammt der größte Anteil 
unserer Patient*innen aus dem Irak, 
gefolgt von den Ländern Afghanistan, 
Syrien und dem Iran. Viele Patient*innen 
stammen aus der russischen Föderation. 
Der größte Anteil unserer Patient*innen 
befindet sich im Asylverfahren, welches 
nach wie vor in vielen Fällen lange dauert 

oder auch aussichtslos ist. Oder es han-
delt sich um Patient*innen die nach lang-
jähriger Aufenthaltserlaubnis nun doch in 
ihr Herkunftsland zurück sollen.

Psychische Störungen werden 
akuter und sichtbarer

Was bedeutet das für den Behandlungs-
prozess? Für eine Traumatherapie ist es 
wichtig vermitteln zu können, hier bist 
Du sicher, hier kann Dir nichts passieren. 
Demzufolge können wir, nicht nur aus 
Kapazitätsgründen, leider nicht allen eine 
Traumatherapie anbieten, weil teilweise 
die Abschiebebedrohung und Unsicher-
heit zu groß ist. In erster Linie besteht 
unsere therapeutische Arbeit aus Stabili-
sierung, Zuverlässigkeit und Beziehungs-
aufbau. Grundlegend und unabdingbar für 
eine therapeutische Behandlung ist eine 
ärztliche/psychiatrische Behandlung.

Mit den ständigen Rückschlägen im Asyl-
verfahren, bei der Wohnungssuche, 
bei dem Erlangen einer Arbeitserlaub-
nis, beim Beantragen des Familiennach-
zugs, bei der Arbeitssuche, kurz gesagt, 
mit den Rückschritten bei der Integra-
tion, zu leben und nicht völlig aus der 

Bahn geworfen zu werden, sehen wir als 
unsere primäre Aufgabe. Insbesondere für 
psychisch Erkrankte stellt diese Extremsi-
tuation eine besondere Herausforderung 
dar, für deren Umgang nicht ausreichend 
Ressourcen zur Verfügung stehen. Psychi-
sche Störungen werden akuter und sicht-
barer.

Durch die langen Asylverfahren haben 
wir teilweise lange Behandlungen und 
somit die Gefahr der Chronifizierun-
gen. Patient*innen, die das Asylverfahren 
schneller durchlaufen und sich nicht mehr 
damit auseinandersetzen müssen in das 
Herkunftsland zurück zu müssen, haben 
eine größere Chance, sich in der Thera-
pie sicher zu fühlen und die Vergangenheit 
abschließend bearbeiten zu können. 

Stefanie Thielebein ist Projektkoordinatorin der 
Trauma-Ambulanz „Flucht und Migration“/ZiP Kiel, 
Tel: 0431-500 98077, stefanie.thielebein@uksh.de 
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Astrid Willer, Mitarbeiterin beim Flücht-
lingsrat Schleswig-Holstein und Koordi-
natorin im Netzwerk Alle an Bord!, hat 
Michael Lehmann, regionaler Ausbildungs-
betreuer bei UTS e.V. im Kreis Rends-
burg-Eckernförde, zu seiner Arbeit und 
seinen Erfahrungen insbesondere bei der 
Beratung Geflüchteter befragt.

Astrid Willer: Michael, du bist schon 
seit einigen Jahren in dieser Arbeit 
tätig. Was genau ist die Regionale Aus-
bildungsbetreuung, an wen wendet sie 
sich und was bietet sie an?

Michael Lehmann: Tatsächlich arbeite 
ich schon seit 12 Jahren in der Regiona-
len Ausbildungsbetreuung. Unser Angebot 
richtet sich an Menschen, die sich bereits 
in der Ausbildung befinden und Unterstüt-
zung benötigen, z. B. bei Konflikten am 
Arbeitsplatz, Problemen in der Berufs-
schule oder die einfach wissen möchten, 
wer sie z. B. bei der Prüfungsvorberei-
tung unterstützen kann. Ziel ist es, Aus-
bildungsabbrüche zu vermeiden bzw. die 
Ratsuchenden, wenn nötig, auch darin zu 
unterstützen, auf anderen Wegen einen 
Berufsabschluss zu erreichen. Finanziert 
wird die Regionale Ausbildungsbetreuung 
aus ESF- und Landesmitteln über das Lan-
desprogramm Arbeit. Das Angebot gibt 
es bei unterschiedlichen Trägern in allen 
Kreisen Schleswig-Holsteins.

Gibt es die Ausbildungsbetreuung auch 
bundesweit?

Nein, nur einige Bundesländer haben ein 
Angebot in dieser Form. Schleswig-Hol-
stein hat sich sehr früh diesem Thema 
gewidmet und war darin durchaus Vor-
bild. Die Regionale Ausbildungsbetreu-
ung in Schleswig-Holstein hat letztes Jahr 
ihr 25-jähriges Jubiläum gefeiert, darauf 

sind wir schon ein bisschen stolz. Und 
der Bedarf besteht nach wie vor. Der-
zeit beträgt die Abbruchquote 27% Pro-
zent. Allerdings brechen nur 7,4 Pro-
zent die Ausbildung ganz ab, die anderen 
setzen sie u. a. mit unserer Unterstützung 
in anderen Betrieben fort. Ich möchte 
auch betonen, dass ein solcher Wech-
sel nicht unbedingt als Scheitern betrach-
tet werden sollte. Schließlich ist es für 
junge Leute gar nicht so einfach, gleich zu 
wissen, welches der richtige Weg für sie 
ist. Manchmal passen auch einfach Betrieb 
und Person nicht zueinander und woan-
ders läuft es dann viel besser. Wichtig ist, 
dass die Auszubildenden nicht verloren 
gehen und unsere oder andere Hilfe in 
Anspruch nehmen, um wieder Anschluss 
zu bekommen. Das gilt für alle Auszu-
bildenden, ob mit Fluchtgeschichte oder 
ohne.

Welches sind denn die Hauptprobleme, 
die zu Krisen oder drohendem Ausbil-
dungsabbruch führen und gibt es da 
besondere Risiken für Geflüchtete?

Sehr häufig geht es um Kommunikation 
und das gegenseitige Verständnis oder um 
unterschiedliche Erwartungen an die Aus-
bildung bzw. die Auszubildenden. Auch 
das gilt für alle, aber natürlich bestehen 
dabei für Geflüchtete nochmal besondere 
Herausforderungen, z. B. sprachliche Bar-
rieren oder unklare Vorstellungen über 
den Beruf. Auch durch die Diskrepanz 
zwischen einerseits mitgebrachten Kom-
petenzen, die andererseits nicht immer 
ins hiesige Anforderungsprofil passen, 
kann es zu dem Gefühl von Herabsetzung 
und fehlender Anerkennung kommen. 
In manchen Betrieben herrscht generell 
ein rauer Ton, bei dem dann ggf. auch die 
Grenze zur Diskriminierung nicht immer 
deutlich ist. Auch das birgt Konfliktstoff 
und bedarf der Klärung und Vermittlung.

Niemanden zurücklassen

Geflüchtete als Ratsuchende
der Regionalen Ausbildungsbetreuung

Michael Lehmann

Die Regionale Ausbil-
dungsbetreuung ist ein 
wichtiger Kooperations-
partner der Beratungs-
netzwerke zur arbeits-
marktlichen Integration 
Geflüchteter Alle an Bord! 
und Mehr Land in Sicht!
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Damit hast du ja schon einen 
Aspekt eurer Arbeit ange-
sprochen, Klären und Ver-
mitteln. Was tut ihr noch, 
um die Auszubildenden, die 
zu euch kommen, zu unter-
stützen?

Tatsächlich ist Zuhören und 
Klären, worin eigentlich das 
Problem besteht, oft schon ein 
Teil der Lösung und unterstützt 
darin, den Konflikt eigenständig 
zu lösen. Meistens möchten 
die Auszubildenden auch gar 
nicht, dass wir in den Betrieb 
gehen und Gespräche führen. 
Gerade Geflüchteten ist das 
häufig eher unangenehm oder 
sie befürchten Nachteile. Dann 
schauen wir, was der / die 
Betreffende selbst tun kann, 
um im Betrieb besser zurecht 
zu kommen. Häufig geht es 
auch um die Vermittlung von 
Unterstützungsangeboten wie ausbil-
dungsbegleitende Hilfen oder Sprach-
förderung. Manchmal vermitteln wir an 
Ehrenamtliche, die bei der Prüfungsvor-
bereitung helfen. Auch Hilfe bei der Bean-
tragung finanzieller Unterstützung wie 
Berufsausbildungsbeihilfe oder ergän-
zende Leistungen nach Asylbewerberleis-
tungsgesetz gehört dazu.

Du sprichst die Ehrenamtlichen 
an, welche Rolle spielen sie als 
Partner*innen in der Arbeit?

Ehrenamtliche spielen besonders bei Aus-
zubildenden mit Fluchtgeschichte eine 
wichtige Rolle. Sonst gibt es ja meist 
Eltern oder andere Familienangehörige, 
die helfen können. Geflüchtete haben 
dieses soziale Netz meist nicht. Leider ist 
das Ehrenamt z. T. aus Altersgründen und 
aktuell auch coronabedingt auf dem Rück-
zug. Umso wichtiger werden die institu-
tionellen Unterstützungsmöglichkeiten 
und auch die Community der Geflüchte-
ten ist wichtig. Hier geborenen Auszubil-
denden greift die Familie eher mal finan-
ziell unter die Arme, auch diese Option 
haben viele Geflüchtete nicht. Deshalb ist 
für sie der Zugang zu öffentlichen Förder-
instrumenten zentral und die Risiken sind 
groß, wenn das Hilfesystem nicht schnell 
genug greift. In der Regel sind Geflüchtete 
in Ausbildung älter und häufig haben sie 
auch schon Kinder, wodurch auch andere 
Belastungen und Bedarfe da sind.

Wie hoch ist denn der Anteil Geflüch-
teter in eurer Beratung und wie finden 
sie zu euch?

Derzeit sind es ungefähr ein Viertel, der 
Anteil ist leicht zurückgegangen. Das hat 
u. a. damit zu tun, dass viele inzwischen 
schon länger hier leben und besser vor-
bereitet und informiert sind, worauf sie 
sich einlassen, wenn sie eine Ausbildung 
machen. Auch die verbesserte Unterstüt-
zungsstruktur, die – leider nur teilweise – 
Öffnung von Zugängen zu Förderung und 
gezielte Beratungsangebote tragen dazu 
bei. Die Geflüchteten kommen über-
wiegend durch Migrationsberatungsstel-
len, Jugendmigrationsdienste und arbeits-
marktorientierte Beratungsangebote wie 
Alle an Bord! oder Mehr Land in Sicht! 
in die Ausbildungsbetreuung. Eine große 
Rolle spielen auch die Berufsschulen, 
die an uns verweisen, und die Mund-zu-
Mund-Werbung durch die Geflüchteten 
selbst. Der Anteil Geflüchteter und auch 
die Zugangswege sind natürlich regional 
durchaus unterschiedlich.

Bei einem Ausbildungsplatzwechsel 
ist sicher auch die Kooperation der 
Betriebe und Kammern wichtig.

Natürlich sind das ganz wichtige Koope-
rationspartner. Aber wir brauchen und 
suchen auch den Kontakt mit Beratungs-
stellen, Berufsschulen, Anbietern von aus-
bildungsbegleitenden Hilfen, Sprachkur-
strägern, Jobcentern und Arbeitsagentu-
ren, denn wir fungieren je nach Bedarf 
im Einzelfall als Schnittstelle zu anderen 

Unterstützungsangeboten oder 
zuständigen Stellen. 

Vielen Dank für diese Einbli-
cke in eure wichtige Arbeit. 
Gib es noch etwas, was du den 
Kooperationspartner*innen 
oder den Auszubildenden mit 
auf den Weg geben möchtest?

Da gäbe es sicher vieles, aber 
ganz wichtig ist mir – und auch 
das gilt nicht nur für Geflüch-
tete: Nicht aufgeben und die 
Hilfesysteme und Angebote 
nutzen! Herausforderungen 
wird es in der Ausbildung immer 
geben. Auch durch die Prü-
fung zu fallen, muss nicht das 
Ende bedeuten. Dann gilt es, 
sich Hilfe zu suchen und weiter-
zumachen oder sich umzuori-
entieren. Dazu gehört natürlich 
auch, dass es weiterhin Unter-

stützungsangebote gibt, so dass niemand 
zurückgelassen wird. 

Michael Lehmann ist regionaler Ausbildungsbetreuer 
bei UTS e.V. im Kreis Rendsburg-Eckernförde. Infor-
mationen zur Regionalen Ausbildungsbetreuung in 
allen Kreisen gibt es unter
www.ausbildungsbetreuung.de

Ich lese den Schlepper, weil …
... in Deutschland eine Solidarität gegenüber Geflüchte-
ten immer noch keine Selbstverständlichkeit ist. 

David-Timon Rex , Einrichtungsleitung Kreis Steinburg | 
Migrationsberatung MBSH AWO Interkulturell 
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Arno und Ali
Alaa Alalewe

Die Geschichte eines jungen Syrers, der einen 
Führerschein hat, und gern arbeiten möchte.
Hier kommt unser Beitrag für Eure Jubiläumsausgabe. Wir, 
die Syrische Gemeinde Schleswig-Holstein, erzählen hier 
eine wahre Geschichte, die uns zeigt, dass viele Vorur-
teile sich durch näheres Kennenlernen abbauen lassen. Die 
Namen und einige Einzelheiten haben wir geändert. Die 
Person „Ali“ ist ein Mitglied unserer Gemeinde.

Arno Schäfer hat einen kleinen Handwerksbetrieb. Über 
das Thema Flüchtlinge hat er ähnliche Ansichten wie viele 
andere Deutsche: „Sie passen nicht zu uns“. „Wenn es zu 
viele werden, übernehmen sie die Macht“. „Weil sie viele 
Kinder bekommen, werden sie die Deutschen verdrän-
gen“. „Bald müssen unsere Frauen alle ein Kopftuch tragen“. 
„Wir müssen alle Moslems werden“. „Sie nehmen uns unsere 
Frauen weg“. „Das sind doch fast alles junge Männer, die 
werden unsere Frauen überfallen und vergewaltigen“. „Bald 
müssen wir dauernd die Rufe des Muezzin hören“ und so 
weiter.

Arno ist mit seinen Mitarbeitern nicht zufrieden. Der eine ist 
zu faul, der andere ist zwar fleißig, hat aber keinen Führer-
schein, der dritte verhält sich unverschämt und ist dauernd 
krank. Aber der Arbeitsmarkt ist leer, es findet sich niemand 
anderer. Nun hat Arno von dem jungen Syrer Ali gehört, der 
einen Führerschein hat und gerne arbeiten möchte. Weil 
Arno dringend jemanden braucht, will er ihn einstellen und 
sagt das auch seinen Mitarbeitern. Ihre Reaktion: „Wir arbei-
ten nicht mit Kanaken zusammen!“. „Wenn du den einstellst, 
kündigen wir!“.

Arno will sich von seinen Mitarbeitern nicht erpressen lassen 
und stellt Ali trotzdem ein. Und tatsächlich: Die anderen Mit-
arbeiter kündigen.

Nun hat Arno nur noch Ali als einzigen Mitarbeiter. Ali hat 
von der Arbeit wenig Ahnung. Doch Ali ist jung, stark, lern- 
und arbeitswillig. Das merkt Arno schnell. Natürlich muss 
Ali auch die deutsche Sprache noch besser lernen, auch die 
Fachausdrücke in diesem Gewerbe.

Allmählich macht es Arno Spaß, Lehrer für einen so eifrigen 
Schüler zu sein. Ali erkennt auch schnell, wo Arnos Schwä-
chen liegen: Arno ist etwas unorganisiert und sucht dauernd 
irgendwas. Ali weiß immer, wo das Gesuchte zu finden ist. 
Er findet Arnos Zigaretten und sein Handy, er weiß, wann 
Arno einen Termin hat. Er passt auf, dass Arno sich im Auto 
anschnallt (das vergisst Arno gerne).

Inzwischen macht Ali auch noch den Führerschein für Lkw 
und lernt, verschiedene Geräte zu bedienen. Von Anfang an 
ist er ein verlässlicher, loyaler Mitarbeiter, der sich mit der 
Firma identifiziert und sehr selten krank ist. Er kennt sich 
bei den Zulieferbetrieben aus und übernimmt die Abwick-
lung der Aufträge dort selbstständig. Es macht ihm nichts 
aus, einmal länger zu arbeiten, wenn die Arbeit noch nicht 
fertig ist. Selbstverständlich kommt er auch samstags, wenn 
es einen dringenden Einsatz gibt. Die beiden verstehen sich 
oft ohne viele Worte, und es gibt auch manchmal etwas zu 
lachen.

Solche Mitarbeiter hat Arno noch nie gehabt! Er kommt 
jeden Tag entspannt und froh nach Hause, auch wenn die 
Arbeit manchmal anstrengend war (er ist nicht mehr jung).

Und unterdessen erzählt er anderen Menschen voller Stolz, 
dass er einen tollen syrischen Mitarbeiter hat und dass er 
dadurch auch einen Beitrag zur Integration der Geflüchteten 
geleistet hat.

Alaa Alalewe ist stellvertretender Vorsitzender der Syrischen Gemeinde 
Schleswig-Holstein e.V. www.sgs-h.de/
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International
Newroz Meslem 
 

Rede anlässlich Internationaler Tag 
gegen Gewalt an Frauen und 
Mädchen/Stadtkirche Preetz

 
Hallo liebe Frauen,
Ich als Frau stehe heute hier.

Ich komme aus Syrien und zwar aus Kobani, 
aber ich bin in Raqqa aufgewachsen.

Ich als Mädchen, musste Sachen anziehen, 
die ich nicht tragen wollte.

Ich als Mädchen, musste mit Zwölf das Kopftuch tragen, 
aber nein, nicht nur das Kopftuch.

Bin ich nicht noch ein Kind?

Ja, doch, ich bin noch ein Kind!

Das Spiel vor dem Haus war eines meiner Hobbys.

Das Lernen war für mich das Wichtigste.

Ich war glücklich, obwohl es keine Gerechtigkeit und 
Gleichberechtigung gab, vielleicht, weil ich jung war, ja, 
ich war noch zu jung.

Als ich elf war, begann der Krieg.

Aber vor dem Krieg hatte ich aufgrund von Bräuchen, 
Traditionen und gesellschaftlichem Druck keine Rechte.

Ich konnte nicht tun, was ich wollte oder tragen, was ich 
wollte oder ... oder... wegen Bräuchen und Traditionen.

Viele Frauen verließen die Schule nach der Heirat, 
weil sie dachten, es sei eine Schande für eine verheiratete 
Frau, zu studieren oder zu arbeiten.

Die Arbeit der Frauen nach der Heirat war nur zu Hause, 
aber nicht bei allen Familien.

Zum Glück lernte ich und meine Familie war nie gegen die 
Schule, nie gegen das Lernen, aber das bedeutet nicht, 
dass ich meine volle Freiheit hatte.

2013 besetzte der ISIS Raqqa und ich musste viele Dinge tun, 
die ich nicht wollte.

Ich habe meine Freiheit aus Angst aufgegeben.

Ich besuchte Nachhilfe, unsere Klasse war gemischt 
aus Jungs und Mädchen.

Nach einem Monat Schulzeit, beschloss der ISIS, dass wir 
Frauen den Hijab zu tragen haben, ein langes schwarzes 
Kleid und Jungs und Mädchen strikt getrennt werden.

Natürlich war es mir fremd und ich trug den Hijab nicht 
gern. Im Laufe der Tage wurde jeder gezwungen, 

die Entscheidung durchgesetzt und alle Frauen mussten 
den Hijab tragen.

Aber das war noch nicht alles, Tag für Tag wurde die Situa-
tion schlimmer und alles schien sich zu ändern, 
Frauen wurden wie Sklavinnen behandelt und Männer 
dachten, sie hätten die Macht.

Fast zwei Monate später fiel die Entscheidung, dass Frauen 
den Niqab und Handschuhe zu tragen hatten und ich konnte 
nicht nach draußen gehen, ohne sie zu tragen.

Ich ging zur Schule, aber der ISIS beschloss auch, 
die Bildung zu verbieten.

Ich versuchte oft, in eine andere Stadt zu gehen, um die 
Schule zu beenden und weiter zu studieren, ich konnte es 
aber nicht, weil ich „nur“ ein Mädchen war.

Ich blieb mehr als anderthalb Jahre ohne Bildung, 
las aber zu Hause viele Bücher.

Ich blieb als Gefangene zu Hause und wenn ich nicht zu 
Hause war, war ich auch eine Gefangene. Ich gab meine 
Träume, meine Freiheit, meine Zukunft und meine Ziele aus 
Angst und um zu überleben auf.

Aber nach Leiden und großer Müdigkeit kam ich hier an.

Hier stehe ich heute … ohne Druck, ohne Angst, 
ohne Zwang.

Ich stehe jetzt hier vor euch, weil ich das will!

Alle die hier sind. Wir leben in einem Land, in dem Frieden 
und Sicherheit herrschen, aber die Gerechtigkeit und Gleich-
berechtigung sind immer noch unvollständig.

Ja, ich sage das, weil ich weiß, was Freiheit für eine Frau ist.

Ich, du, du und du: wir sind alle gleich, 
für uns alle ist nicht notwendig, wo wir herkommen, 
Nationalität ist nicht wichtig,

Religion ist nicht wichtig,

Alter ist nicht wichtig.

Das einzig Wichtige ist, dass wir alle weiblich sind und alles 
zusammen machen können.

Hand in Hand können wir viele Frauen retten! 
Die Welt besser machen und die Gleichberechtigung in der 
Zukunft vollenden!

Hand in Hand können wir die Gewalt beenden!

Nur Hand in Hand schaffen wir alles!

Gemeinsam alle Frauen!

25. November 2019

http://www.frsh.de
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Gilt dieses Sorgerecht für alle Familien in 
Deutschland, auch für die Familien, die 
aufgrund der Umstände in ihrem Heimat-
land getrennt leben müssen, denen aber 
auf Grund ihres Schutzstatus das Recht 
auf Familienzusammenführung zugespro-
chen wurde? Dieser Frage möchte ich im 
Folgenden am Beispiel einer eritreischen 
Familie nachgehen.

Als sogenannte privilegierte Schutzbe-
rechtigte hat Mebrihit (Namen geän-
dert) das Recht, ihre zwei minderjähri-
gen Töchter Merkeb und Abeba zu sich 
nach Deutschland nachziehen zu lassen 
(§ 29 Abs. 2 AufenthG). Diesen Anspruch 
konnte sie im Jahr 2017 geltend machen. 
Jetzt befinden wir uns im Jahr 2021!

Merkeb und Abeba, die sie bei ihrer 
Flucht in ihrem Heimatland Eritrea 
zurücklassen musste, waren inzwischen 
nach Äthiopien geflohen und wurden 
dort als Flüchtlinge anerkannt. Sie leben 
bis heute allein in einem fremden Land, 
dessen Sprache sie nicht sprechen. Ohne 
Sprachkenntnisse können sie nicht zur 
Schule gehen. Es wäre aber auch viel zu 
gefährlich, allein aus dem Haus zu gehen. 
So bleiben die Beiden, die keine Verwand-
ten in Addis Abeba haben, allein in ihrem 
Zimmer und warten. Kontakt zur Mutter 
können sie nur über IMO Messenger 
halten. Einer Katastrophe kommt es für 
beide Seiten gleich, wenn diese Verbin-
dung aus irgendeinem Grund nicht funk-
tioniert.

Die Zeit des Wartens 
nimmt kein Ende

Die Töchter warten auf eine Nach-
richt ihrer Mutter, auf das DNA Gut-
achten, auf den Flug nach Deutschland, 
und wenn das alles nicht funktioniert, 
warten sie auf einen Besuch der Mutter. 

Das Warten zermürbt, die Zeit des War-
tens nimmt kein Ende. Eines der beiden 
Mädchen verliert die Haare… Am liebs-
ten würde sie wieder zurück nach Eritrea 
gehen, aber auch das funktioniert nicht, 
ebenso wenig wie zurzeit die Reise nach 
Deutschland.

Die Mutter Mebrihit konnte in Erit-
rea nicht zur Schule gehen, ist also nicht 
alphabetisiert, kann die eritreischen 
Schriftstücke nicht lesen. Sie braucht 
Hilfe. Das gilt auch für den deutschen 
Schriftverkehr. Sie braucht wiederum 
Hilfe. Es müssen Urkunden beschafft und 
übersetzt werden, d. h. es muss Kontakt 
zu einem Spracheninstitut aufgenommen 
werden. Ein DNA-Gutachten soll erstellt 
werden, auch dieser Kontakt muss her-
gestellt werden. Es funktioniert nicht auf 
Anhieb. Es muss nachgefragt werden, 
natürlich in deutscher Sprache. So sind 
beispielsweise drei Wochen seit dem 
ersten Kontakt zu dem entsprechenden 
Institut ins Land gegangen, ohne dass die 
einleitenden für das Gutachten notwendi-
gen Schritte gegangen worden sind.

Es müssen weiterhin EU-beglaubigte 
Übersetzungen von Ausweisen und 
Dokumenten angefertigt und zur Deut-
schen Botschaft geschickt werden. Auch 
das kostet viel Zeit und Geld, und die 
Mädchen fragen: „Wann werden wir flie-
gen?“ Inzwischen müssen noch Fragen 
nach dem elterlichen Sorgerecht, dem 
Vorhandensein einer im Heiratsregis-
ter eingetragenen Ehe geklärt werden. 
Üblicherweise gilt in Eritrea eine religiös 
geschlossene Ehe, es sei denn die Ehe-
partner gehören verschiedenen Religi-
onen an. Für diesen Fall ist auch in der 
Bevölkerung eine standesamtliche Trau-
ung akzeptiert. Ein Eintrag ins Heiratsre-
gister ist erst seit 2015 obligatorisch.

Das Recht auf Familiennachzug – 
wie steht es tatsächlich um dieses Recht?

Jahrelange bürokratische Verwirrspiele
ohne Aussicht auf ein Ende

Marianne Carstensen

Ehe und Familie stehen 
unter dem besonderen 
Schutz der staatlichen 
Ordnung, so steht es in 
Art. 6 des Grundgesetzes 
(GG). Weiterhin haben 
Eltern nach § 1626 BGB die 
Pflicht und das Recht für 
ihre minderjährigen Kinder 
zu sorgen.
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Hilfen im bürokratischen 
Verwirrspiel

In dem verwirrenden „Spiel“ von Emoti-
onen, Verpflichtungen, Schriftsätzen und 
Schriftstücken stellt sich immer wieder 
die Frage nach den Möglichkeiten einer 
Unterstützung. Zu nennen wären da bei-
spielsweise die Migrationsberatungsstellen 
vor Ort, der DRK-Suchdienst, der Infor-
mationsverbund Asyl & Migration oder 
auch die Refugee Law Clinic. Grundsätz-
lich besteht die Möglichkeit, einen Rechts-
anwalt einzuschalten.

Um zum Schluss auf die 
eingangs gestellte Frage 
zurückzukommen, 
so lautet die Antwort:

Ja, das Sorgerecht und die Sorgepflicht 
gelten auch für die hier lebende Mutter. 
Nur zu gern würde sie für ihre Mäd-
chen in Deutschland da sein. Doch die 
Hürden sind so hochgehängt und werden 
nach jeder erreichten Stufe wieder neu 
gesetzt, dass bis zur Erreichung des Ziels 
Jahre um Jahre vergehen, in denen Teile 
der Zukunft der Kinder verrinnen. Der 
Eindruck, der Familiennachzug sei von 
Behörden und in letzter Konsequenz von 
der Politik eigentlich doch nicht gewollt, 
hat sich im Laufe der Zeit für mich ver-
stärkt. 

Wir sind noch nicht am Ziel, Merkeb und 
Abeba sind nach wie vor in Äthiopien 
und warten. Aber die Hoffnung, sie in 
Deutschland begrüßen zu können, haben 
wir nicht aufgegeben, auch wenn immer 
noch ein steiniger Weg vor uns liegt. 
 

Marianne Carstensen ist Dipl. Soziologin, als Kurslei-
terin an der VHS in Husum tätig und ehrenamtlich in 
der Flüchtlingshilfe engagiert.

http://www.frsh.de
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Als Frauen mit afrikanischen und europäi-
schen Wurzeln treffen wir uns regelmäßig 
und tauschen uns aus – über das Alltags-
leben, Kultur, Politik, Vereins- und Pro-
jektarbeit ... und wir essen, kochen, oder 
singen einfach miteinander. Wir unterstüt-
zen uns gegenseitig und beginnen unsere 
Partnerschaft hier vor Ort in Kiel!

Denn wir glauben daran: 
Die Perspektive zu wechseln, 
kann heilsam sein.

Wir wollen durch Begegnung und Aus-
tausch im geschützten Raum die Perspek-
tiven wechseln, besser verstehen – wir 
bringen unser spezielles Wissen zusam-
men, um gemeinsam stärker zu sein, auch 
lauter, im alltäglichen Leben und für poli-
tische Teilhabe – mit dem Ziel, dass mehr 
Frauen ermächtigt werden, ihre Erfahrun-
gen und Standpunkte auch in der Öffent-
lichkeit zu vertreten.

Denn wir glauben daran: 
Begegnung schafft 
Verständnis

Wir wollen die Hürden sichtbar machen, 
sie ernst nehmen und gemeinsam ange-
hen, damit es manchmal und irgendwann 
leichter geht.

Sisters sind Schwestern und eine Platt-
form, ein Netzwerk und eine Interessen-
vertretung für Frauen und ihre verschie-
denen Potentiale – mit Themen zwischen 
Europa und Afrika.

Also: Zusammenkommen – 
Zusammenwachsen – 
Zusammenarbeiten

Wir wollen ein Beispiel für Partnerschaft 
sein, das heißt zusammenstehen und ver-
stehen, wie betroffen unsere Schwarzen 
Sisters von Rassismus sind, wo und wie 
wir Weißen Sisters unsere Verantwortung 
erkennen müssen und wie letztlich die 
Kolonialgeschichte wie eine Gehirnwä-
sche unser aller Weltbild und unsere Iden-
titäten bis heute beeinflusst.

Denn: Wir glauben daran, dass Frauen ein 
Motor für Entwicklung sind.

Unser Engagement gilt in diesem Sinne 
auch der Förderung einer partnerschaft-
lichen und authentischen Entwicklungs-
zusammenarbeit Nord-Süd: Wir stehen 
für eine reflektierte Zusammenarbeit auf 
Augenhöhe – für weniger Spenden oder 
westliche Projektgelder, und dafür für 
mehr faire globale Handels- und Zusam-
menarbeitsbedingungen und wir wollen 
dabei ein anderes Bild von Afrika sicht-
bar machen – jenseits von Not und Kor-
ruption.

Denn wir glauben daran, 
dass Afrika ein Kontinent 
der Chancen ist

Wir wollen uns zusammen dekolonialisie-
ren und eine Brücke schlagen... zwischen 
uns UND zu der Mehrheitsgesellschaft! 
Wir wollen gemeinsam gehen und kriti-
sches Weiß-sein und schwarze Ermächti-
gung zusammenbringen.

Liebe weiße Mitmenschen!

Überprüft unsere weiße Kolonialge-
schichte und öffnet euch für die ganzheit-
liche Perspektive auf diese Geschichte der 
gewaltsamen Machtaneignung und Aus-
beutung, die bis heute anhält. Lasst uns 
persönliche Betroffenheit ernst nehmen 
und zuhören! Wir engagieren uns in dem 
einfachen Glauben an eine gerechte 
Gesellschaft und nicht nur GEGEN Ras-
sismus, FÜR Geschlechtergerechtigkeit, 
FAIRE Entwicklungspolitik und nachhaltige 
Entwicklung, sondern letztlich, weil wir 
die Gesellschaft, die wir uns wünschen, 
mitgestalten und dafür einstehen wollen.

Wir stehen Seite an Seite SCHWARZ 
UND WEISS nebeneinander und können 
nur gemeinsam, wenn es allen gut geht, 
eine gerechte Gesellschaft erleben.

Denn wir glauben daran, dass 
wir zusammen stärker sind ...

… durch Selbstorganisation 
und Vernetzung! 
L‘UNION FAIT LA FORCE!. 

Kontakt und mehr Informationen zum Verein Sisters 
– Frauen für Afrika e.V. gibt es hier: 
www.sisters-sh.de

FRAU – MIGRANTIN – SCHWARZ

Drei Hürden in unserer Gesellschaft ...Sisters e.V.

Der Kieler Verein Sisters 
will durch Begegnung 
unter Frauen Verständnis 
dafür fördern, mit welchen 
besonderen Herausforde-
rungen v. a. die Frauen mit 
afrikanischer Migrations-
geschichte zu tun haben, 
welche Hürden ihnen 
täglich entgegenstehen 
und wie sie diese meistern.

http://www.frsh.de
http://www.sisters-sh.de
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Das Beschneiden / Verstümmeln der 
weiblichen äußeren Genitalien ist eine 
weltweit verbreitete 5.000 Jahre alte Tra-
dition. FGM/C wird heute nicht nur in 
29 afrikanischen Ländern und im Nahen 
Osten sowie in asiatischen Ländern prak-
tiziert, sondern durch Flucht und Mig-
ration wird die gravierende Menschen-
rechtsverletzung in Europa und so auch 
in Deutschland zunehmend präsen-
ter. In Deutschland leben mindestens 
50 bis 70.000 Opfer (vgl. hier die Dun-
kelzifferstatistik 2020 von TERRES DES 
FEMMES; https://bit.ly/3e6wW7i) und es 
gibt eine hohe Dunkelziffer derjenigen, 
die von einem solchem Eingriff bedroht 
sind. Umso wichtiger ist es, das Thema 
FGM / C für die aufnehmende Gesell-
schaft sichtbar zu machen und (präven-
tive) Handlungsoptionen zu entwickeln.

Beraten ohne 
zu stigmatisieren

Das Thema FGM/C stellt die Betroffe-
nen aber auch Beratungsstellen und die 
gesellschaftlichen Strukturen vor vielfäl-

tige Herausforderungen. Für das Bundes-
land Schleswig-Holstein ist die Anlauf-
stelle „TABU – Gesundheit, Frauen, Fami-
lie mit dem Schwerpunkt FGM / C“ der 
Diakonie Altholstein die einzige offizi-
elle Beratungsstelle zu der Thematik. 
Durch „Aktion Mensch“ 
gefördert bietet sie 
unter anderem einen 
geschützten Rahmen 
für betroffene sowie 
gefährdete Mädchen und 
Frauen als auch deren 
Familien.

FGM / C wird dabei nie 
als eine isolierte Pro-
blemlage verstanden, 
daher geht es stets um 
Sichtbarkeit und um ein 
Arrangieren von ganz-
heitlichen Hilfen beste-
hend aus einer Trias von 
Fachstellen, Familien 
und Community. Wesentlich hierfür ist es, 
kulturell und sozial geprägte Lebens- und 
Gesundheitskonzepte der zu beratenden 
Menschen zu kennen und zu berücksich-
tigen. Das Projekt versteht FGM / C, als 
geschlechtsspezifische Menschenrechts-
verletzung und schwere Körperverlet-
zung.

Dennoch vertritt TABU einen ganzheitli-
chen Beratungsansatz, ohne zu stigmati-
sieren. Zum einen sollen die jungen Mäd-
chen und Frauen befähigt werden, sich 
nicht als Opfer wahrzunehmen, sondern 
selbstbestimmt zu agieren. Weiterhin 
dient die konkrete Informationsweiter-
gabe an Träger, Institutionen und Commu-
nitys dazu, eine Öffentlichkeit zu schaf-
fen, damit diese tabuisierte Thematik eine 
Sensibilisierung erfährt, die die Akteure 
erreicht und die Betroffenen schützt. 
Diese Akteure dienen dann in ihren jewei-
ligen Strukturen als Multiplikatoren.

Mobile Sensibilisierung
Die Kombination aus Empowerment und 
Powersharing, Sensibilisierung und Netz-
werkarbeit zum Thema FGM / C ist 
geeignet, eine hochgradig präventive Wir-
kung zu entfalten, um junge Mädchen und 

Frauen vor diesem Schicksal zukünftig zu 
bewahren. Denn die Gefahr als Mädchen 
beschnitten zu werden endet nicht mit 
der Migration nach Deutschland.

Im Rahmen des Angebotes der Beratungs-
stelle TABU ist mit dem AMIF-Teilpro-
jekt TABU-MOBIL seit 2020 die Möglich-
keit geschaffen worden, das Sensibilisie-
rungsangebot zum Thema FGM / C über 
Kiel hinaus in ganz Schleswig-Holstein aus-
zubauen. Fachkompetenzen zu stärken und 
eine interdisziplinäre Zusammenarbeit zum 
Thema FGM / C landesweit zu fördern, sind 
Inhalte, die für eine nachhaltige Verbesserung 
der Lebenslagen der Mädchen und Frauen 
sorgen. Weibliche Genitalbeschneidung ist 
ein TABU-Thema über das wir sprechen! 
 

Renate Sticke ist Projektleiterin des Projekts TABU 
– Anlaufstelle Gesundheit, Frauen, Familie mit 
Schwerpunkt FGM / C bei der Diakonie Altholstein 
in Kiel. www.diakonie-altholstein.de/de/tabu 

Ein Tabu, über das gesprochen wird

Alle elf Sekunden wird ein Mädchen rituell an ihren 
Genitalien beschnitten

Renate Sticke

Weltweit kann davon 
ausgegangen werden, 
dass mehr als 200 Millio-
nen Mädchen und Frauen 
von Female Genital Muti-
lation / Cutting (FGM/C) 
betroffen sind. Die einzige 
Beratungsstelle in Schles-
wig-Holstein befindet sich 
in Neumünster.

http://www.frsh.de
https://bit.ly/3e6wW7i
http://www.diakonie-altholstein.de/de/tabu
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Lieber Saad du bist seit der Gründung 
des ZEIKs und schon viel länger bei der 
ZBBS dabei. Du arbeitest jetzt in den 
Projekten „ZEIKE Bike“, „ZEIK Talk“ 
und „Kulturwochen Syrien“ mit. Kannst 
du die Projekte kurz beschreiben?

Klar, das kann ich gerne machen. Beim 
„ZEIK Food Bike“ sind wir zwei Perso-
nen. Mein Freund Jalal arbeitet als Koch 
im „Alten Mann“ in Kiel. Für das „ZEIK 
Bike“ bereitet er viele leckere, vegeta-
rische Speisen zu. Und ich bin für die 
Getränke-Abteilung zuständig. In Syrien 
war ich auch Barkeeper und Barista. Hier 
in Kiel habe ich vor ein paar Jahren einen 
Barwettbewerb gewonnen. Mein erfun-
dener Cocktail heißt „Harmony“.

Eigentlich wollen Jalal und ich mit dem 
„ZEIK Bike“ in Kiel herumfahren und mit 
gutem Essen und wirklich guten Geträn-
ken die Leute ins Gespräch bringen. 
Wegen des Lockdowns war das lange 
nicht möglich. Und auch für unsere Eröff-
nung im letzten Jahr am Germaniaha-
fen war es schwierig eine Genehmigung 
zu bekommen. Für den Sommer sind wir 
schon auf zwei kleinen Festivals eingela-
den, da freuen wir uns sehr drauf.

Auch mit dem Projekt „ZEIK Talk“ wollen 
wir verschiedene Menschen zusammen-
bringen. Es soll zum Beispiel eine Lese-
ecke geben. Ein Buch wird vorgestellt und 
zusammen gelesen. Jede*r kann mitma-
chen – ganz egal, ob die Person schon gut 
lesen kann oder nicht. Es soll auch ver-
schiedene Gesprächskreise geben und 
Möglichkeiten andere Menschen ken-
nenzulernen. Mein Teil ist der kulinari-
sche Abend. Ich koche etwas, mache 
Getränke, es wird Musik gemacht, die 
Gäste sitzen an kleinen Tischen und 
bekommen ihr Essen serviert. Das wird 
richtig toll. 

Habt ihr auch eine Alternative falls das 
alles wegen der Pandemie nicht mög-
lich ist?

Klar, die Bücher lesen und sprechen kann 
man ja auch online. Ich habe auch schon 
überlegt Online-Cocktail-Workshops zu 
geben. Alle, die sich anmelden bekommen 
vorher eine Zutatenliste und dann mixen 
wir zusammen und haben Spaß. Das ist 
auch für die digitale Eröffnung Ende April 
geplant.

Sehr cool! Und magst du noch was zu 
den für den Herbst geplanten „Kultur-
wochen Syrien“ erzählen?

Da bin ich auch für den musikalischen und 
kulinarischen Teil zuständig. Ich organi-
siere Bands, Comedy-Auftritte und kann 
alle möglichen Künstler*innen buchen. 
Durch einen Musiker in der „Safar Band“ 
kenne ich eine Frau aus Amsterdam, die 
Elektro mit orientalischer Musik mischt. 
Richtig cool ist die! Sie heißt Odette und 
hat 84.000 Folllower auf Instagram und 
sie kommt zu uns nach Kiel und legt bei 
uns auf. Das feiere ich sehr. Sie kämpft mit 
ihrer Musik auch für die Frauenrechte. 
Das ist dann nicht nur coole Musik, son-
dern auch wichtig. Außerdem werde ich 
bei den Kulturwochen dafür sorgen, dass 
wir Syrien auch kulinarisch vorstellen. Es 
soll eine Tour durch syrische Cafés, Res-
taurants und Läden in Kiel geben. 

Einmal die Woche haben wir uns im ZEIK 
getroffen und Theater gemacht und ich 
spiele Musik. Jetzt proben wir online. 
Sieben Frauen und ein Mann – sie machen 
mich fertig, dann habe ich nichts mehr zu 
sagen. (lacht) Nein Spaß, ich übertreibe 
ein bisschen – ich liebe die alle. 

Ein Laden, der Freude macht

Geflüchtet und gut angekommenEin Interview von Alena Wewer
mit Saad Alsayed

Saad Alsayed (35 Jahre) 
arbeitet als Hotelfach-
mann und Barkeeper 
und ist leidenschaftlicher 
Musiker. Er spielt in der 
„Safar Band“ sowie dem 
„Bum Bum Orchester“ 
und hat auch schon ein 
neues Musikprojekt mit 
dem Namen „Roceli“. 
Nebenbei arbeitet er noch 
für die Zentrale Bildungs- 
und Beratungsstelle 
für Migrantinnen und 
Migranten (ZBBS) in Kiel 
in verschiedenen Projekten 
vor allem im Zentrum 
für Empowerment und 
interkulturelle Kreativität 
(ZEIK). 2018 wurde das 
ZEIK mit dem „Leuchtturm 
des Nordens“ vom Flücht-
lingsrat Schleswig-Holstein 
ausgezeichnet. 

http://www.frsh.de
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Du arbeitest eigentlich hauptberuf-
lich in der Hotelbranche und hast 
viele Musikprojekte in deiner Frei-
zeit. Warum sind dir die Projekte in der 
ZBBS wichtig?

Das macht mir einfach Spaß. Wenn man 
Spaß hat, sage ich nicht nein. Es gibt sehr 
viel Action, manchmal kommt man durch-
einander. Aber durch die Projekte lerne 
ich viel Leute kennen, wie zum Beispiel 
die Musikerin Odette, die eigentlich auf 
richtig großen Festival spielt. Und ich bin 
mit der ZBBS aufgewachsen, die ist wie 
eine Familie für mich.

Wie hast du damals die ZBBS kennen-
gelernt?

Ich bin 2014 nach Deutschland gekom-
men. Erst waren wir in Neumünster, dann 
in Kiel. Die ZBBS wurde uns als Organisa-
tion für Deutschkurse empfohlen. Zusam-
men mit zwei Freunden habe ich mit Idun 
gesprochen. Ich kann mich noch ganz 
genau daran erinnern: Es war so ein son-
niger Tag, Idun hatte ihre türkise Jacke an 
und wir haben Englisch gesprochen. Sie 
meinte dann der „Deutschkurs fängt in 
drei Stunden an. Wollt ihr mitmachen?“ 
Wir sind schnell nach Hause, haben uns 
umgezogen und saßen dann nachmittags 
bei Martina im Deutschkurs.

Nach zwei Monaten haben Idun und Ulli 
mich zu einer Schulprojektwoche in Itze-
hoe mitgenommen. Eine Woche lang 
haben wir in der Schule Theater und 
Film gemacht. Danach habe ich angefan-
gen für die ZBBS zu kochen, wir haben 
uns gegenseitig eingeladen und waren 
wie eine Familie. Wir haben auch Aus-
flüge zusammen gemacht. Idun und Mar-
tina haben uns immer zu Veranstaltungen 
geschickt, damit wir uns trauen Deutsch 
zu sprechen. Wir haben später das Lot-
senprojekt gegründet und daraus ist dann 
das ZEIK gewachsen. 

Was ist dein Wunsch für die Zukunft?

Ich wünsche mir einen eigenen Ort zu 
gründen, wo ich Getränke, Musik und 
Kunst machen kann. Jam-Sessions, lecke-
res Essen und richtig gute Getränke – so 
etwas wie meine eigene Kneipe oder Bar 
– ein Laden, der Freude macht.  

Mehr Information: 
www.zbbs-sh.de 
www.zeik-kiel.de 
www.kulturwochen-kiel.de

Saad Alsayed (links)

http://www.frsh.de
http://www.zbbs-sh.de
http://www.zeik-kiel.de
http://www.kulturwochen-kiel.de
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Rassismus im Sport ist in den letzten 
Jahren zurecht zu einem viel disku-
tierten Thema geworden, das medial 
viel Aufmerksamkeit erfährt. Was für 
Erfahrungen habt ihr bei Holstein Kiel 
damit gemacht?

Hauke Wahl: Zum Glück ist mir und 
meiner Mannschaft ein solcher Fall bis 
jetzt erspart geblieben. Aber man liest 
und hört leider immer wieder, dass es 
rassistische Vorfälle in den Stadien gibt. 

Ahmet Arslan: Dadurch, dass wir durch 
die Corona-Pandemie vor leeren Rängen 
spielen, gibt es dafür aktuell natürlich 
keine Plattform. Jedenfalls keine direkte. 
Daher bin auch ich damit noch nicht kon-
frontiert worden. 

Hauke Wahl: Ich bin aber überzeugt, dass 
wir als Mannschaft eine ganz klare Hal-
tung dazu haben. Wenn ein Mitspieler 
in irgendeiner Form rassistisch beleidigt 
würde, würden wir ihm die volle Unter-
stützung geben und ihm zur Seite sprin-
gen. Ganz klar.

Stefan Thesker: Wir sind eine Mannschaft, 
Teamkameraden, Freunde. Meiner Mei-
nung nach gehören diese Personen, Fans 

Stefan Thesker: Trotzdem vermissen wir 
natürlich unsere Fans. Gerade in so einer 
Saison, in der wir so viele tolle und erfolgrei-
che Momente erlebt haben, natürlich noch 
mal umso mehr. Was wären das für Spiele 
gewesen, im Pokal oder auch in der Liga.

Hauke Wahl: Da war es für uns dann ein 
total geiles Erlebnis, als die Fans nach 
unserem Sieg im DFB-Pokal gegen den 
FC Bayern München draußen vor dem 
Stadion einen Autokorso gemacht haben. 
Wir saßen im Stadion oder in der Kabine 
und haben das einfach genossen. Da 
kriegt man dann mal mit, dass unsere Fans 
da sind und dass sie bei uns sind und uns 
begleiten – im Moment eben leider auf 
Abstand. 

Stefan Thesker: Aber das holen wir alles 
nach, wenn die Fans wieder zurück sind 
in unserem Stadion. 

Ohne Publikum spielen – heißt das für 
manche im Team auch, ohne die Angst 
vor rassistischen Beleidigungen durch 
gegnerische Fans spielen zu können? 

Ahmet Arslan: Jeder geht ja anders mit 
Anfeindungen oder Beleidigungen um. 
Daher kann es schon sein, dass für den 
einen oder anderen Spieler vielleicht 
leere Ränge da auch einen positiven Effekt 
haben. Aber wir spielen alle am liebsten 
vor vollem Haus. Je mehr desto besser.

Stefan Thesker: Ja, ich glaube auch, dass 
die meisten Fußballer die Zuschauer ver-
missen und ihnen die Lautstärke und die 
Reaktionen von den Rängen fehlen. 

Was bedeuten die Fans für das Team 
– und wie positionieren sich eure Fans 
gegenüber Rassismus, Diskriminierung 
und Hass? 

Hauke Wahl: Unsere Fans sind natür-
lich sehr, sehr wichtig für uns. Fan-Grup-

Der Fußball hat eine Verantwortung

Interview mit Hauke Wahl, Ahmet Arslan und
Stefan Thesker von Holstein Kiel

kann man die nicht nennen, ein Leben 
lang aus den Stadien verwiesen.

Ahmet Arslan: Das sehe ich genauso. 
Holstein Kiel steht für Werte wie Viel-
falt, Toleranz, Respekt, Weltoffenheit und 
stellt sich klar gegen Rassismus und Dis-
kriminierung. Dazu gibt es klare Regeln im 
Stadion und im Umgang miteinander. Und 
alle, die sich nicht daran halten, haben 
keinen Platz bei uns.

Stefan Thesker: Der Fußball allgemein hat 
da aber auch eine Verantwortung gegen-
über der Gesellschaft. Fußball verbindet. 
Und Fußball kann sich mit seiner Strahl-
kraft ganz klar positionieren und gesell-
schaftlich relevante Themen in alle Gesell-
schaftsschichten tragen. Im März zum 
Beispiel gab es eine Aktionswoche zum 
Themen Rassismus. Während einer 
ganzen Woche hat der Verband, aber 
auch alle Vereine kleine und größere Akti-
onen gestartet, sowohl in den Stadien, 
als auch in den einzelnen Städten und vor 
allem auch digital, um sich gegen jegliche 
Art von Ausgrenzung stark zu machen.

Corona hat für uns alle viel verändert – 
auch für den Profisport. Wie empfindet 
ihr es, seit fast einem Jahr sogenannte 
Geisterspiele abzuhalten? 

Ahmet Arslan: Der Fußball lebt von Emo-
tionen, von vollen Stadien, von den Reak-
tionen der unterschiedlichen Fanlager und 
von der Unterstützung von den Rängen. 

Hauke Wahl: Und auf einmal ist man ins 
Stadion eingelaufen und es war einfach 
nur still. Das war schon sehr komisch. 
Jedes Wort war zu hören und es gab 
keine Reaktionen, kein Anfeuern, kein 
Raunen. Leider muss ich sagen, dass man 
sich daran dann aber schnell gewöhnt. Es 
wird schnell zu einer neuen Normalität, 
die man dann so hinnimmt.

Hauke Wahl

http://www.frsh.de
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pierungen stehen in der Regel auch für 
bestimmte Werte, die sie auf verschie-
denste Arten wie z. B. Spruchbänder in 
den Stadien, offenen Briefen oder auch 
einzelnen Aktionen ausdrücken. Und wir 
haben bei Holstein beispielsweise seit 
ein paar Jahren in unserer Vereinshymne 
„Keine andere Stadt, keine andere Liebe“ 
von den Denkedrans einige Text-Passa-
gen, die eine klare Positionierung gegen 
Rassismus ausdrücken. 

In eurem Team spielen Menschen mit 
vielen unterschiedlichen Nationalitäten 
und Herkunftsorten. Wie geht ihr im 
Team mit unterschiedlichen Herkunfts-
ländern und -städten der Spieler um? 
Ist das ein Thema beim Training, in der 
Umkleidekabine oder Privat?

Stefan Thesker: Es ist auf jeden Fall 
Thema, weil man seine Teamkameraden 
kennenlernen will. Man ist 24/7 zusam-
men, das ganze Jahr arbeitet man gemein-
sam auf und neben dem Platz. Wir verbrin-
gen sehr viel Zeit miteinander. Und man 
hat so die Möglichkeit, die unterschied-
lichsten Menschen kennenzulernen, die aus 
ganz vielen unterschiedlichen Regionen der 
Welt kommen und auch dementsprechend 
anders aufgewachsen sind als man selbst. 
Ich finde es einfach spannend, da zuzuhö-
ren und sich auszutauschen.

Ahmet Arslan: Im Fußball wird eine Spra-
che gesprochen. Dabei ist völlig egal, ob 
sie aus Deutschland kommen oder wie ich 
aus der Türkei. Wir sind alle Menschen 
und wir sind alle Fußballer. Wir haben alle 
dieselbe Leidenschaft. Da ist es völlig egal, 
ob man weiß ist oder schwarz oder grün 
oder blau. 

Hauke Wahl: So ist es. Es spielt ein-
fach überhaupt keine Rolle, woher man 
kommt, welche Hautfarbe man hat, wel-
cher Religion man angehört. Auf dem 
Platz geht es immer um den Fußball, da 
sind alle gleich. Und privat finde ich es 
total interessant, verschiedene Kulturen 
kennenzulernen. Das wichtigste ist uns im 
Team, dass sich die Spieler wohl fühlen, 
wenn sie neu in den Verein kommen. 
Gerade unsere Mannschaft legt großen 
Wert darauf.

Wenn Menschen an einen neuen Ort 
ziehen, ist der Sportverein häufig die 
erste Anlaufstelle, um Menschen ken-
nenzulernen und Freund*innen zu 
finden. Warum bietet Sport im Verein 
eurer Meinung nach eine gute Platt-
form für gesellschaftliche Integration? 

Hauke Wahl: Der Fußball lebt das vor, 
was in der Gesellschaft Normalität sein 
sollte. Es geht auf dem Platz nur darum, 
als Team zu funktionieren und ganz ein-
fach den Ball ins Tor zu schießen. Wenn 
man ein erfolgreiches Team sein möchte, 
dann muss man zusammenhalten und 
dem anderen vertrauen. Im Fußball tref-
fen viele Nationalitäten und Kulturen auf-
einander und der Fußball ist, wie viele 
andere Sportarten auch, ein Vorbild für 
die Gesellschaft, wie Integration funktio-
niert.

Stefan Thesker: Jede Saison integriert 
man neue Kulturen und Menschen-Typen 
in eine schon bestehende Gruppe. Das ist 
im Sport vollkommen normal. Egal, ob bei 
uns im Profi-Bereich oder auch im Brei-
tensport. Eine Gruppe von Menschen, alt 
und jung, groß und klein, aus unterschied-
lichsten Gesellschaftsschichten, aus ver-
schiedensten Ländern der Welt. Da gibt es 
keine Bewertung anhand von z. B. Äußer-
lichkeiten oder Religionen. Da geht es aus-
schließlich nach dem Leistungsprinzip.

Ahmet Arslan: Und die Verständigung 
funktioniert, egal, ob man die gleiche 
Sprache spricht oder nicht. Zur Not mit 
Händen und Füßen. Und man hat Spaß 
zusammen, man lacht, man jubelt und man 
ärgert sich gemeinsam. Und Menschen, die 
neu an einen Ort kommen, haben sofort 
Anschluss und einen Anlaufpunkt. 

Welche Werte sind im Teamsport wich-
tig?

Stefan Thesker: Da geht es um Zusam-
menhalt, dem anderen zur Seite stehen 
und auch Fehler und Schwächen zu ver-
zeihen. Oder im besten Fall diese auszu-
gleichen, um so gemeinsam den größt-
möglichen Erfolg zu erreichen. 

Hauke Wahl: Ehrlichkeit, Offenheit und 
ein positiver Umgang miteinander. Dazu 
Vertrauen, und auch hier Toleranz.

Was bedeutet es für euch, zusammen 
Fußball zu spielen?

Hauke Wahl: Fußball ist für jeden in der 
Mannschaft das, was wir unser ganzes 
Leben lang gemacht haben. Und das ist 
das, was uns alle vereint.

Ahmet Arslan: Mir bedeutet es sehr viel. 
Ich kann das, was ich liebe, als Beruf aus-
üben. Das ist ein Privileg. 

Habt ihr persönlich Momente der Inte-
gration oder der Zugehörigkeit durch 
den Sport erlebt?

Hauke Wahl: Ja, das waren schon einige 
Momente, die ich hatte. Es ist immer 
schön, wenn man Jungs helfen kann, die die 
Sprache noch lernen und man sich noch 
nicht so gut verständigen kann. Dann ist es 
immer interessant, dass man sich trotzdem 
mit Händen und Füßen versteht.

Möchtet ihr unseren Leser*innen noch 
etwas mit auf den Weg geben? 

Hauke Wahl: Wir wünschen allen in dieser 
außergewöhnlichen, schwierigen Zeit, 
dass sie Menschen um sich haben, die für 
sie da sind. Denkt alle daran und schaut 
auch mal nach links und nach rechts, 
unterstützt euch gegenseitig. Und wenn 
unser Stadion endlich wieder geöffnet ist, 
freuen wir uns, euch alle bei uns zu sehen 
und dann lassen wir diese so besondere 
Saison noch einmal gemeinsam Revue 
passieren.

Vielen herzlichen Dank für das Inter-
view und ganz viel Erfolg für diese 
Saison und alle Kommenden! Und 
natürlich für euer Engagement als 
Verein! 

Holstein Kiel online: www.holstein-kiel.de

Ahmet Arslan

Stefan Thesker

http://www.frsh.de
http://www.holstein-kiel.de
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Auf Sieg rüsten sich allein die Taliban, 
die sich in allem bestätigt und gerecht-
fertigt sehen: gegen sie richtete sich die 
Intervention, die Invasoren ziehen ab, 
sie bleiben. Der Regierung des Präsiden-
ten Ashraf Ghani – bezeichnenderweise 
von fast allen Beteiligten meist mit dem 
Taliban-Ausdruck „Kabul Administration“ 
benannt – bleiben dann nur noch die eige-
nen Waffen. Dasselbe gilt für alle ande-
ren Parteien: Das einzig greifbare Resultat 
der den Abzug weniger als dürftig legiti-
mierenden „Friedensverhandlungen“ liegt 
in der offen durchgeführten allgemeinen 
Selbstbewaffnung ausnahmslos aller ver-
bliebenen Akteur*innen.

Das schließt sogar – warum zur Hölle 
auch nicht? – die zwischen allen Stüh-
len gefangene afghanische Demokratie- 
und Menschenrechtsbewegung ein. Tat-
sächlich musste das Kabuler Büro des 
medico-Partners Afghanistan Human 
Rights and Democracy Organisation 
(AHRDO) immer schon von bewaffne-
ten Wachen geschützt werden. Nachdem 
die AHRDO-Kolleg*innen vor zwei Jahren 
einen Fluchtweg in ein Nachbargebäude 
angelegt hatten, auf dem sie zum Schutz 
vor Verfolgern eine Eisentür hinter sich 
schließen können, lagern im Büro jetzt 
auch schwerere Waffen. Quiet days in 
Kabul? Das nun gerade nicht – wie auch?

Keiner weiß mehr
Allerdings ist der Rückfall des nie befrie-
deten gewaltsamen Konflikts in den offe-
nen Krieg aller gegen alle noch nicht ganz 
beschlossene Sache. Es ist nicht einmal 
sicher, ob die Taliban im September wirk-
lich bewaffnet nach der Macht greifen 
werden. Deshalb wird noch immer flei-
ßig weiterverhandelt. Auf die Gesprächs-
runden in Doha folgten weitere Verhand-
lungen in Moskau und Teheran, letztere 

bloß informell gehalten, aufgrund des Aus-
schlusses des Iran aus der sog. „internati-
onalen Staatengemeinschaft.“

Darüber hinaus sprachen alle Beteiligten 
immer wieder mit Pakistan, der ersten 
Schutzmacht der Taliban. Alle – bis auf 
Indien: Pakistan und Indien reden so gut 
wie gar nicht miteinander. Die Taliban 
jedenfalls haben unter Verweis auf die 
geplante Teilnahme der „Kabul Adminis-
tration“ ihre eigene Beteiligung an der 
für Anfang Mai vorgesehenen Konferenz 
in Istanbul frühzeitig abgesagt. Eingela-
den waren Vertreter*innen aller involvier-
ten Staaten: die USA, die EU, Russland, 
China, Indien und Pakistan, die Türkei ist 
als Gastgeber prominent dabei. Eingela-
den sind die afghanischen bewaffneten 
Formationen, von der Regierung in Kabul 
über die Taliban bis zu den Warlords.

Letztere verstehen sich als 
Vertreter*innen der verschiedenen ethni-
schen Gruppen, deren Konflikt seit zwei 
Jahrhunderten die Tiefengrammatik des 
postkolonialen afghanischen Dauerkrie-
ges bildet. Die Taliban fungieren dabei 
als Repräsentation der Paschtun*innen, 
der größten aller Gruppen, vor den 
Usbek*innen, Tadschik*innen, Hazara 
oder Sadat. Nicht eingeladen sind allein 
Sprecher*innen der Demokratie- und 
Menschenrechtsbewegung. Nicht dabei 
sind Sprecher*innen von Überlebenden 
der Gewalt gleich welchen ethnischen 
oder religiösen Hintergrunds. Sie wurden 
in allen bisherigen Verhandlungsrunden, 
wenn überhaupt, dann nur in Lobbyge-
sprächen am Rand gehört. Das wird wohl 
so bleiben.

Dennoch lassen ausnahmslos alle aus-
ländischen Regierungen von der Fiktion 
nicht ab, dass es sich um einen “Afghan-
owned and Afghan-led process” handeln 
würde, also um einen Prozess, der von 

Nichts geht mehr. Geht nichts mehr? 

Afghanistan vor dem TruppenabzugThomas Rudhof-Seibert

Seit dem 1. Mai 2021 ver-
lassen die ausländischen 
Truppen Afghanistan, der 
Abzug soll (ausgerechnet!) 
am 11. September abge-
schlossen sein. Damit geht 
eine von Anfang an ge-
scheiterte, zwanzig Jahre 
sich fortschleppende und 
immer blutige Intervention 
zu Ende.

http://www.frsh.de
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Afghan*innen für Afghan*innen geführt 
würde. Nichts könnte falscher sein.

Worum es geht
Richtig ist, dass die zur Verhandlung Gela-
denen ausschließlich ihren eigenen Inte-
ressen folgen. So geht es den ausländi-
schen Regierungen nicht um Afghanis-
tan selbst, sondern allein um die Rolle des 
kriegszerschundenen Hindukusch in ihren 
jeweiligen geopolitischen Kalkülen.

Den USA geht’s um ihre eigentlich schon 
verlorene Rolle als Führungsmacht des 
globalen Empire, darin um die Wahrung 
des Gesichts und natürlich um den globa-
len „Krieg gegen den Terror.“ Die euro-
päischen Länder sind mit den USA mit-
gehangen-mitgefangen, agieren aber 
auch auf eigene Rechnung, nicht zuletzt, 
wie immer, im Blick auf Migrationspoli-
tik, d. h. auf Grenzsicherung: erbärmli-
cher geht’s immer. Russland verfolgt seine 
eigenen Ansprüche aufs Empire und darin 
seine Ansprüche auf das, was in der russi-
schen Amtssprache „Greater Asia“ heißt. 
China geht es um China, der Türkei geht 
es um die Türkei. Pakistan geht es um die 
Taliban, dem Iran um Minderheiten mit 

traditioneller Bindung an Teheran, aber 
dann auch um die Taliban. Indien geht 
es um den indisch-pakistanischen Kon-
flikt und um seinen eigenen „Krieg gegen 
den Terror.“ Dabei laviert das Land zwi-
schen seiner traditionellen Bindung an 
Moskau und der aktuell stärkeren Bin-
dung an Washington. Mit im Kalkül Delhis 
ist natürlich auch der indisch-chinesische 
Konflikt.

Den Taliban geht es, wie schon gesagt, 
um ihren letztendlichen Sieg im über 
zwanzigjährigen Krieg. Der Regierung in 
Kabul geht es um ihren bloßen Bestand. 
Der ist extrem gefährdet, weil alle ande-
ren Parteien zur Bildung einer All-Par-
teien-Interimsregierung neigen, die dann 
irgendwann freie Wahlen durchführen 
soll, wegen der Demokratie, der Men-
schen- und der Frauenrechte. Solche 
freien Wahlen möchte Präsident Ghani 
lieber innerhalb der nächsten sechs 
Monate: er sei ja schließlich bis dahin der 
frei gewählte Präsident. An einer Inte-
rimsregierung wollen die ethnisch basier-
ten afghanischen Warlords je ihren eige-
nen Anteil, ansonsten geht es ihnen wie 
der Regierung in Kabul auch nur um ihren 
Bestand. Faktisch mit an Bord, wenn auch 
zu gar nichts eingeladen, ist der Islami-

sche Staat, der Afghanistan mehr noch als 
bisher zu einer Basis seiner globalen Ope-
rationen machen will.

Politisch geht es um die Form eines künf-
tigen afghanischen Staats: darum, ob 
dieser weiter ein Zentralstaat oder ein 
wie auch immer föderalisierter Bundes-
staat sein soll. Ein Schweizer Modell ist 
die Option zugleich der Warlords wie der 
Demokratie- und Menschenrechtsbewe-
gung, zu der deshalb auch viele Hazara 
gehören, Angehörige der größten unter 
den kleineren ethnischen Gruppen. Tat-
sächlich hat der Krieg in dieser Frage 
seinen postkolonialen Ursprung: eth-
nisch-religiöse Konflikte größeren Ausma-
ßes gab und gibt es in diesem Land erst 
seit dem 18. Jahrhundert, seit der ersten 
Gründung eines Staats des zuvor gar nicht 
gebräuchlichen Namens „Afghanistan.“

Den Menschenrechtsaktivist*innen geht 
es in der Föderalisierung um die Über-
windung dessen, was bisher unter einer 
afghanischen Nation verstanden wurde, 
zugunsten eines sozialen Gefüges, das auf 
der individuellen und kollektiven Selbst-
bestimmung aller seiner Angehörigen 
beruhen würde. Das erste Wort käme 
da eigentlich den Überlebenden der 

In Afghanistan verschärft sich die Unsicherheitslage täglich. Die Innenministerkonferenz soll einen 
Abschiebungsstopp beschließen, aber #AfghanistanNotSafe. Dieses Nylon-Banner hat die Maße 
2 x 1 Meter und wir hoffen, dass es bald an Fenstern und Fassaden hängt, an Kirchtürmen und 
Minaretten flattert, auf Demos und Kundgebungen getragen wird. Bezug gegen Versandkosten 
beim Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein: office@frsh.de

mailto:office@frsh.de
http://www.frsh.de
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Gewalt zu, gleich welchen ethnisch-religi-
ösen Hintergrunds. Die will aber niemand 
wirklich anhören, und deshalb kommt 
dieser Idee nur eine utopische Dimension 
zu. Das wiederum spricht nicht gegen die 
Idee, sondern gegen die Wirklichkeit.

Gehen oder bleiben
Zur Schwäche der Demokratie- und Men-
schenrechtsbewegung gehört, dass viele 
ihrer Aktivist*innen das Land bereits ver-
lassen haben und jeden weiteren Tag 
mehr von ihnen gehen. Sie tun es darin 
vielen, vielen anderen Afghan*innen 
gleich. Allein 2019 haben über 100.000 
Menschen das Land verlassen, insgesamt 
gibt es außerhalb des Landes weltweit 2,7 
Millionen Geflüchtete afghanischen Hin-
tergrunds. Von den im Land lebenden 35 
Millionen Menschen sind 2,6 Million Bin-
nenvertriebene. 5,2 Millionen Menschen 
waren früher Geflüchtete, sind zwischen-
zeitlich aber zurückgekehrt. Die Rück-
kehrbewegung ist heute natürlich ins Sto-
cken geraten und messbar rückläufig.

Ein starkes Motiv zum Verlassen des 
Landes ist die Ankündigung der USA 
und ihrer Verbündeten, mit den eige-
nen Soldat*innen auch ihr afghanisches 
Zivilpersonal auszufliegen. Das ent-
spricht zwar einer berechtigten Forde-
rung nicht nur der Betroffenen, trägt aber 
zur wachsenden Verzweiflung derer bei, 
die bleiben müssen. Die resultiert natür-
lich aus der Gewalt, hängt aber auch an 
der desaströsen ökonomischen Lage. Sie 
ist der nicht vordringlich genannte, viel-
leicht aber letztentscheidende Grund der 
objektiven Perspektivlosigkeit. Auch wenn 
Afghanistan an Ressourcen nicht arm ist, 
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lebt das Land allein und ausschließlich von 
der Gewalt – die zu ihrer Durchführung 
und Aufrechterhaltung notwendigen Ver-
waltungstätigkeiten und die Zuflüsse an 
humanitärer Hilfe eingeschlossen.

Geschätzt 70 Prozent, nach ande-
ren Berechnungen gar 90 Prozent 
der Afghan*innen leben unterhalb der 
Armutsgrenze: eine ungeheuerliche Zahl. 
Und: In der tiefen Krise der globalen kapi-
talistischen Ökonomie ist gar nicht abzu-
sehen, wie Afghanistan seine Zugehö-
rigkeit zur weltweiten schnell wachsen-
den Surplus-Bevölkerung ohne irgend-
ein existenzsicherndes Einkommen über-
winden sollte. Das Land ist bitterarm und 
wird es bleiben, alles, was ihm angebo-
ten wird, ist Geschwätz. Auch das spricht 
für die Rückkehr zum Krieg im vollen 
Sinn des Begriffs: Schließlich ist der Krieg 
selbst eine politische Ökonomie, und in 
Afghanistan nach wie vor die unstrittig 
aussichtsreichste für alle, die Waffen zu 
benutzen wissen. Den Bodensatz dieser 
Ökonomie bilden natürlich die Überle-
benden der Gewalt, die auf Dauer, wenn 
nicht auf immer physisch, psychisch und 
existenziell Verwundeten und Verletzten. 
Sie sind die Verdammten dieses Landes.

Subjektive Perspektiven
Auf den Punkt gebracht: Die Lage Afgha-
nistans ist objektiv perspektivlos, wer 
etwas anderes behauptet, lügt wider bes-
seres Wissen und lügt schamlos. Trotz-
dem übersetzt sich objektive Perspektiv-
losigkeit nicht umstandslos in subjektive 
Perspektivlosigkeit. Deshalb ist an dieser 
Stelle an das Menschenrecht auf Freizü-
gigkeit zu erinnern, niedergelegt im Arti-

kel 13 der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte:

1. Jede* hat das Recht, sich innerhalb 
eines Staates frei zu bewegen und seinen 
Aufenthaltsort frei zu wählen. 2. Jede* 
hat das Recht, jedes Land, einschließlich 
seines eigenen, zu verlassen und in sein 
Land zurückzukehren.

Zu erinnern ist dabei an den Skandal, dass 
dem Menschenrecht auf Auswanderung 
formell noch kein Menschenrecht auf Ein-
wanderung korrespondiert: obwohl letz-
teres dem ersteren logisch einbeschrie-
ben ist und erst die Einheit beider ein 
wirkliches Recht auf Freizügigkeit konsti-
tuiert. Gehen zu wollen, gehen zu können 
und an einem Ort der Wahl ankommen 
zu dürfen ist nicht nur, doch besonders 
für Afghan*innen das aktuell vordringliche 
Menschenrecht.

Allerdings können – und wollen nicht alle 
gehen. Zu ihnen gehören die Demokratie- 
und Menschenrechtsaktivist*innen, die 
in der objektiven Perspektivlosigkeit des 
Landes an ihrer subjektiven Perspektive 
festhalten. Sie verlangen weiter, gehört zu 
werden. Sie verlangen, dass die Überle-
benden der Gewalt gehört werden, gleich 
welchen ethnischen oder religiösen Hin-
tergrunds. Gleichgültig auch, welcher der 
Kriegsparteien sie individuell vielleicht 
zugehört haben, Taliban eingeschlossen. 
Sie verlangen ernsthafte Verhandlungen 
um Demokratisierung und Föderalisierung 
auf der Grundlage des Menschenrechts.

Sie können bis auf weiteres damit leben, 
dass dieser Prozess den Beitritt der Tali-
ban ins regierende Machtkartell ein-
schließt. Sie greifen diesem Prozess 
voraus, indem sie selbst Möglichkeiten 
schaffen, vom je eigenen ethnisch-religi-
ösen Hintergrund politisch Abstand zu 
nehmen. Nie völlig, doch täglich etwas 
mehr. Das beginnt mit Workshops, 
erprobt sich in gegenseitiger Hilfe auch 
ökonomischer Art, spielt sich in Theater-
festivals, äußert sich noch immer auch in 
Demonstrationen, verstetigt sich in Netz-
werken wie dem um die Afghan Human 
Rights and Democracy Organisation. 
Deren Selbstbehauptung ist Selbstbehaup-
tung der Demokratie in Afghanistan und 
anderswo, und das zuerst in der eigenen 
Person der jeweils Beteiligten. Der Idee 
nach, also gegen die Wirklichkeit. 

Thomas Rudhof-Seibert ist Referent für Süd- und 
Süd-Ost-Asien und das Thema Menschenrechte bei 
der Organisation medico international in Frankfurt/
Main. www.medico.de

Vielen Dank!
Wir bedanken uns herzlich bei allen Autor*innen, Fotograf*innen und allen 
anderen, deren Engagement dazu beiträgt, dass dieses Magazin regelmäßig eine 
breite Palette von Themen der Migration und Flüchtlingssolidarität im nördlichs-
ten Bundesland und weit darüber hinaus behandeln kann. 

Als kleiner Verein sind wir auf die Mitarbeit der zahlreichen Ehren- und Haupt-
amtlichen angewiesen, die ihre Zeit für das Magazin „Der Schlepper“ verwen-
den. Daher möchten wir an dieser Stelle ausdrücklich dafür werben, sich an der 
Gestaltung von „Der Schlepper“ zu beteiligen. Vorstellungen von besonderen 
Initiativen, Berichte über aktuelle Entwicklungen und Essays über spannende 
(Flucht-)Geschichten sind uns stets willkommen.

Die Redaktion von „Der Schlepper“ 
schlepper@frsh.de

http://www.frsh.de
http://www.medico.de
mailto:schlepper@frsh.de
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„Gesichter 2020“ 
Der Künstler Andranik Baghdasaryan ist 1988 in Eriwan / 
Armenien geboren und musste 2016 nach Deutschland 
fliehen. Das Thema Flucht über das Mittelmeer durchzieht 
sein in Deutschland entstandenes Werk wie ein roter Faden.
www.facebook.com/andranik.baghdasaryan.5
www.baghdasaryan.de

http://www.frsh.de
http://www.facebook.com/andranik.baghdasaryan.5
http://www.baghdasaryan.de
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Im Herbst 2020 ist im Projekt Blickwinkel 
von kulturgrenzenlos e. V. die Bild- und 
Text-Ausstellung „Afghan*innen erzäh-
len“ entstanden. Dort teilen Menschen 
aus Afghanistan mit eigenen Texten per-
sönliche Erinnerungen und Geschich-
ten von ihrem Leben in Afghanistan und 
ihrer Ankunft in Deutschland. Einer dieser 
Texte wird im Folgenden vorgestellt.

Gesetzmäßigkeiten der 
Identität 
(von Shamsia Azarmehr)

Die Gesellschaft ist eine Gruppe von 
Menschen, die zusammenleben und 
Kultur bilden. Kultur besteht aus gemein-
samen Überzeugungen, Traditionen und 
Ethik einer Gesellschaft, durch die Men-
schen eine spezifi-
sche Rolle erhalten. 
Jede Gemeinschaft 
besteht aus verschie-
denen Geschlech-
tern. In jeder Gesell-
schaft spielen die 
Geschlechter unter-
schiedliche Rollen, 
die von vielen Fak-
toren beeinflusst 
werden. Zu diesen 
Faktoren gehören 
Geschichte, Reli-
gion und soziale Tra-
ditionen der Gesell-
schaft. In den Indust-
rieländern haben sich 
die Regeln im Laufe 
der Zeit weiterent-
wickelt und es wird 
Gleichheit zwischen 
den Geschlechtern 
angestrebt. Aber 
viele Länder kämpfen 
immer noch um diese 
Gleichheit.

Dieser Text gibt einen Eindruck aus dem 
Leben eines afghanischen Mädchens. 
Afghanische Mädchen haben von Geburt 
an Probleme. Sie haben zwei Möglichkei-
ten: entweder zu kämpfen oder zu gehor-
chen.

Afghanische Familien begrüßen ein Mäd-
chen, indem sie einen Ausdruck „awe“ 
verwenden, der Unzufriedenheit oder 
Traurigkeit ausdrückt. Weil sich fast alle 
Familien Jungen und nicht Mädchen wün-
schen. In Afghanistan liegt die allererste 
Verantwortung für die Charakterbildung 
eines Kindes bei den Müttern. Leider 
führt der Analphabetismus der Mütter im 
Land und die Indoktrinationen der Gesell-
schaft gegenüber Frauen dazu, dass die 
Mütter alle Schwächen auf das Mädchen 
übertragen, so dass eine Mutter meistens 
ein Mädchen als schwach erzieht. Mutter 

„awe“ – ein Ausdruck der 
Unzufriedenheit oder Traurigkeit

Afghanische Frauen und Mädchen 
kämpfen um die Gleichheit

kulturgrenzenlos e. V. ist 
ein interkulturelles Begeg-
nungsprojekt zwischen 
jungen Menschen in Kiel. 
Durch einen Austausch 
auf Augenhöhe setzt sich 
der Verein für ein harmo-
nisches und solidarisches 
Miteinander zwischen 
Menschen mit und ohne 
Fluchthintergrund ein.

Ich lese den Schlepper, weil …
... dieser wertvolle Informationen für Flüchtlingspaten 
und Interessierte enthält, die es in der sonstigen Presse 
nicht gibt. „Der Schlepper“ ist für Unterstützer von 
Geflüchteten „a must“.

 
Jürgen Prade, Flüchtlingspate im Freundeskreis Asyl 

der Christuskirche Bordesholm

kulturgrenzenlos e. V. 

http://www.frsh.de
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ist immer ein Symbol für Familienfür-
sorge, eine gute Köchin, das Symbol dafür, 
wie man das Haus putzt und das Geschirr 
spült.

Das einzige Spielzeug für ein afghanisches 
Mädchen ist die Puppe, die dem Mädchen 
tatsächlich beibringt, wie man eine gute 
Hausfrau ist. Von den ersten Lebensjah-
ren an folgen die Worte „du sollst nicht“ 
einem afghanischen Mädchen (ein Mäd-
chen soll nicht Fußball spielen, ein Mäd-
chen soll nicht rennen, weil das schlecht 
ist, ein Mädchen soll nicht tanzen, Lachen 
passt nicht zu einem Mädchen...). Sie 
wächst mit all diesen Lehren auf und 
geht zur Schule, wo der Schulunter-
richt sie wiederum ihre Schwäche spüren 
lässt. Die Rollen der Frauen in Schulbü-
chern beschränken sich auf eine Hausfrau, 
Mutter, Schwester und selten auf eine 
Lehrerin oder Ärztin. In allen Büchern ist 
eine Frau eine Mutter, die für all die harte 
Arbeit, die sie für ihr Kind geleistet hat, 
respektiert werden sollte. Aus diesem 
Grund sollte das Mädchen der Mutter bei 
der Hausarbeit helfen, und der Junge kann 
dem Vater bei allen anderen Lebenspro-
blemen helfen.

In Schulbüchern werden Frauen niemals 
als Wissenschaftlerinnen, Ingenieurinnen, 
Künstlerinnen, Autorinnen oder Malerin-
nen, Sportlerinnen, Polizistinnen usw. dar-

gestellt. Stattdessen stellen sie sich Frauen 
als diejenigen vor, die Kühe melken oder 
das Huhn füttern. Die einzige Erwartung 
der Gesellschaft an ein Mädchen besteht 
darin, an jedem Ort (zu Hause, in der 
Schule, an der Universität, usw.) gehor-
sam zu sein.

Das akademische Umfeld der Universität, 
wo in meinem Land Manager*innen aus-
gebildet werden sollen, ist der erste Ort, 
an dem Frauen und Männer zusammen 
studieren. Vor dem Eintritt in die Univer-
sität werden Mädchen und Jungen von 
ihren Familien beraten, wie sie sich an 
der Universität verhalten sollen. Wieder 
einmal wird Mädchen geraten, auf sich 
selbst aufzupassen, weil sie in eine Gesell-
schaft voller Männer eintreten werden. 
Sie sollen darauf achten, nicht laut zu 
lachen und kein Verhalten zu zeigen, das 
die Aufmerksamkeit der Menschen auf 
sich zieht. All dies führt dazu, dass die 
Mädchen keine akademische Ausbildung 
von der Universität erwarten, sondern 
sich darauf konzentrieren, ein gutes Mäd-
chen zu sein. Für fast alle Frauen, die stu-
dieren ist das Heiraten die einzige Vision 
für ihr Leben, denn das ist der Traum und 
die Erwartung ihrer Familie.

In Afghanistan zu heiraten ist traditionell. 
Moderne Arten der Heirat, die auf dem 
Wunsch beider Seiten beruhen, kommen 

selten vor. Speziell für die Mädchen ist 
es nicht möglich, ihre Lebenspartner vor 
der Heirat kennenzulernen. Die meisten 
Mädchen treffen ihren Mann in der Hoch-
zeitsnacht das erste Mal. Das Recht, sich 
zu verlieben und einen Lebenspartner 
zu wählen, gehört zu den unbekannten 
Rechten afghanischer Mädchen.

Trotz all dieser Probleme arbeiten afgha-
nische Frauen immer noch hart für eine 
bessere Situation, in der sie keine Hinder-
nisse mehr und eine glänzende Zukunft 
haben werden. Aber leider gibt es noch 
immer viele Schwierigkeiten, die sie 
schwach machen.

Dieser Text wurde ins Deutsche über-
setzt. 

Der Verein Kulturgrenzenlos in Kiel sucht laufend 
Interessierte, die mitmachen wollen:
www.kulturgrenzenlos.de 

http://www.frsh.de
http://www.kulturgrenzenlos.de
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Die Unterzeichnenden wiesen auf die 
unzumutbaren Zustände in Syrien hin, 
machten dafür aber ausschließlich Präsi-
dent Assad und sein Regime in Damaskus 
verantwortlich. Kein Wort zu den zahlrei-
chen fremden Akteuren und den Folgen 
ihres Kriegseinsatzes in der Region. 
Dies ist die gängige Erzählung vom State 
Department über das Auswärtige Amt 
bis zu FAZ, Welt und Blätter für deutsche 
und internationale Politik. Wer wollte 
dem widersprechen?

Ich danke deshalb der Redaktion des 
Magazins „Der Schlepper“, dass sie mir zu 
einem Widerspruch die Gelegenheit gibt. 
Denn so berechtigt der Protest gegen die 
Abschiebungen ist – zumal im 30. Jahr des 
Bestehens des schleswig-holsteinischen 
Flüchtlingsrats – darf dies m. E. dennoch 
nicht mit offensichtlichen Geschichtsklit-
terungen und der Bereitschaft, sich in die 
Propaganda internationaler Interessenpo-
litik einbinden zu lassen, geschehen.

Stellvertreterkrieg
Es begann im März 2011 mit politi-
schen Protesten in der südlichen Stadt 
Daraa, bei denen es um Reformen und 
ökonomische Teilhabe ging. Aus Ihnen 
wurde alsbald ein bewaffneter Auf-

Krieg in Syrien – die andere Geschichte

Norman Paech

Anlässlich der zehnten Wiederkehr der Aufstände in 
Syrien veröffentlichte eine Reihe von deutschen Orga-
nisationen, die sich vorwiegend mit Flüchtlingsfragen 
und dem Konflikt in Syrien beschäftigen – darunter der 
Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein – im März 2021 einen 
Aufruf1, in dem sie gegen die Absicht der Bundesregie-
rung protestieren, Flüchtlinge aus Syrien wieder in ihre 
Heimat abzuschieben.

stand, dem die Regierung mit militäri-
schen Mitteln begegnete. Dass dies bei 
aller Gewalt kein Bürgerkrieg war, son-
dern sich schnell zu einem Stellvertreter-
krieg der großen Mächte ausweiten sollte, 
macht ein Bericht des US-Militärgeheim-
dienstes DIA an die US-Regierung vom 
August 2012 deutlich. In ihm heißt es: 
„Salafisten, die Muslimbruderschaft und 
AQI (Al-Qaida im Irak) sind die wichtigs-
ten Kräfte, die den Aufstand in Syrien vor-
antreiben...Der Westen, die Golfstaaten 
und die Türkei unterstützen die Opposi-
tion; während Russland, China und Iran 
das Regime unterstützen. …AQI hat die 
syrische Opposition von Beginn an ideo-
logisch und durch die Medien unterstützt. 
AQI hat seine Opposition zu der Regie-
rung Assad’s mit dessen sektiererischem 
Regime gegen die Sunniten begründet.“ 
Man war sogar bereit, ein salafistisches 
Fürstentum (salafist principality) in Ost-
Syrien (Hasaka und Deir Zor) zu dulden, 
„um das syrische Regime zu isolieren, 
welches den strategischen Kern der shii-
tischen Expansion (Irak und Iran) bilde.“ 
Der Bericht schlug zudem vor, „sichere 
Häfen unter internationalem Schutz vor-
zubereiten, ähnlich wie damals in Libyen, 
als man Bengasi als Kommandozentrale 
der Übergangsregierung auswählte.“2 

Öl- und Gas-Interessen 
in der Region

Der Konflikt begann allerdings nicht erst 
im Jahr 2011, sondern schon viele Jahre 
zuvor. Robert F. Kennedy, Jr. sah schon 
in den Plänen Katars im Jahr 2000, eine 
1.500 km lange Pipeline durch Saudi-Ara-
bien, Jordanien, Syrien und die Türkei zu 
bauen, die ersten Anzeichen des Krie-
ges gegen Bashar-al-Assad.3 Katar wollte 
das Embargo gegen Teheran nutzen und 
die gigantischen Naturgasvorkommen des 
gemeinsamen South Pars/North Dome 
Gasfeldes allein vermarkten.

Auch Russland, welches 70 Prozent seiner 
Gasvorkommen nach Europa verkauft, 
sollte mit dem Pipeline-Zugang nach 
Europa aus dem Markt geworfen werden. 
Als Damaskus 2009 das Projekt ablehnte 
und stattdessen eine „islamische Pipe-
line“ von Iran über Syrien nach Libanon 
vorschlug, war klar, dass hier eine Achse 
Russland, Iran, Syrien gegen das sunniti-
sche Katar, USA und Saudi-Arabien aufge-
baut werden sollte. Unmittelbar nach der 
Absage Bashar-al-Assads begann die CIA 
mit der Finanzierung von oppositionellen 
Gruppen in Syrien.4

Völkerrechtswidrige 
Interventionen

Die USA kamen im September 2014 mit 
ihren Truppen nach Syrien und bauten 
ihre Stellungen im Osten des Landes 
nahe der irakischen Grenze bis heute 
weiter aus. Frankreich folgte ihnen 2016 
nach dem Attentat von Paris. Beide Staa-
ten operieren militärisch offiziell gegen 
den Islamischen Staat – ohne Mandat des 
UNO-Sicherheitsrats und ohne Zustim-
mung der Regierung in Damaskus, also 
völkerrechtswidrig. Ihr strategisches Ziel 
ist jedoch nach wie vor die Vertreibung 

http://www.frsh.de


www.frsh.de * Der Schlepper Nr. 100 * 06/2021 · 137 

SYRIEN
Online Fotoausstellung 

Bilder von Tod, Zerstörung
und kleinen Fluchten 

www.frsh.de/ausstellung

Die Fotoausstellung „Vom Herzen, aus Idlib“ wird im 
Rahmen der Syrien-Kulturwochen im Herbst 2021 

von der Heinrich Böll Stiftung und dem Flüchtlingsrat 
Schleswig-Holstein in Kiel zu sehen sein. Öffnungs-

zeiten und Ausstellungsort finden sich demnächst im 
Internet: www.kulturwochen-kiel.de

www.frsh.de

http://www.frsh.de/ausstellung
http://www.kulturwochen-kiel.de
http://www.frsh.de


138 · 06/2021 * Der Schlepper Nr. 100 * www.frsh.de

Assads und seine Ersetzung durch einen 
ihnen genehmen Statthalter, wie sie es in 
Afghanistan, Irak und Libyen praktiziert 
haben.

Aber nicht nur die USA und Frankreich 
behandeln Syrien wie ein offenes rechtlo-
ses Niemandsland. Auch Deutschland mit 
seinen Aufklärungsflügen 
über syrischem Territo-
rium, der Türkei mit der 
Besetzung des Kantons 
Afrin und des Grenzstrei-
fens östlich von Kobani 
und Israel mit seinen 
wöchentlichen Angriffen 
durch Raketen und Kampf-
jets auf über 500 Ziele, 
sind das Völkerrecht in 
diesem Krieg offensichtlich 
völlig gleichgültig. Was die 
NATO-Staaten nur ungern 
eingestehen: Russland und 
Iran haben als einzige Staa-
ten durch die Anforderung 
aus Damaskus ein völker-
rechtliches Mandat für ihre 
Operationen in Syrien.

Nach allen Berichten von 
den verschiedenen Fron-
ten kann der Vorwurf der 
Kriegsverbrechen nicht 
nur Assads Truppen, son-
dern muss allen Betei-
ligten in diesem Krieg 
gemacht werden. Ein Vor-
wurf ist jedoch beson-
ders gravierend und klebt 
von Beginn an an Assad und seinen Trup-
pen: der Einsatz chemischer Kampfmittel, 
die Verletzung eines auch völkerrechtlich 
absoluten Tabus.

Chemiewaffen
Bis heute gibt es in westlichen Kreisen der 
Politik und Medien keinen Zweifel daran, 
dass der Einsatz des Giftgases am 21. 
August 2013 in Ghouta von der syrischen 
Armee auf Befehl von Assad erfolgte. Prä-
sident Obama hatte für die Überzeu-
gung am 10. September 2013 in einer 
Rede im Fernsehen den Auftakt gegeben: 
“Assads Regierung hat über 1000 Men-
schen mit Gas getötet… Wir wissen, dass 
das Assad Regime verantwortlich war…“ 
Stabschef Denis McDonough assistierte 
in der New York Times: “Niemand mit 
dem ich gesprochen habe, zweifelt an 
den Geheimdienstangaben, die das Assad-
Regime mit den Sarin-Angriffen in Verbin-
dung bringen”.

Doch diese Aussagen waren falsch, wie 
der US-amerikanische Journalist Seymour 
Hersh schon am 8. Dezember 2013 in 
einem langen Artikel im “London Review 
of Books” unter dem Titel “Wessen 
Sarin?” (“Whose Sarin?”) nachweisen 
konnte. Hersh verfügte über hervorra-

gende Verbindungen zu den Geheim-
diensten. Alle seine Quellen bekun-
deten, dass es keine Erkenntnisse und 
Berichte über den Einsatz von Nerven-
gas in Damaskus bis dahin gab. Sie waren 
vielmehr entsetzt als sie hörten, wie 
Washington ihre hochgeheimen Morgen-
berichte frisierte.5

Schon Ende Mai hatte ein Geheimdienst-
mitarbeiter Hersh erzählt, dass die CIA 
die Obama-Administration über die isla-
mistische al-Nusra-Front und ihre Arbeit 
mit Sarin unterrichtet und alarmierende 
Nachrichten über Al Qaida in Irak (AQI), 
geliefert habe, die sich ebenfalls auf die 
Produktion von Sarin verstehe. Am 20. 
Juni wurde dem stellvertretenden Direk-
tor der “Defense Intelligence Agency” 
(DIA), David R. Shedd ein Dossier über-
mittelt, in dem die Fähigkeit von al-Nusra, 
Sarin zu erlangen und einzusetzen, bestä-
tigt wurde. Spuren bereits benutzten 
Sarins wurden mit Hilfe des israelischen 
Geheimdienstes gesichert. Im Militär 
war sogar die Sorge verbreitet, dass die 
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Rebellen US-amerikanische Truppen, soll-
ten sie nach Syrien gesandt werden, mit 
Sarin angreifen könnten, da sie in der Lage 
waren, Sarin herzustellen.

Doch die US-Administration blieb bei 
ihrer Version. Sie reagierte auch nicht 
auf den Bericht der türkischen Zeitung 

„Today’s Zaman“ am 
25. Oktober 2013 
von der Pressekonfe-
renz zweier Abgeord-
neten der „Republika-
nischen Volkspartei“ 
CHP, die Dokumente 
und Audio-Kassetten 
vorgelegt hatten, in 
denen Details beschrie-
ben werden, wie Sarin 
in der Türkei produ-
ziert und an die Terro-
risten weitergegeben 
wurde. Die MKE (Tur-
kish Mechanical and 
Chemical Industry Cor-
poration) wurde aus-
drücklich als beteiligte 
Firma erwähnt. Gefun-
den hatten die beiden 
Oppositionsabgeord-
neten diese brisan-
ten Dokumente in den 
Akten der Staatsan-
waltschaft von Adana, 
die eine Untersuchung 
wegen des Verdachts, 
dass Sarin mittels eini-
ger Geschäftsleute von 

der Türkei nach Syrien geschafft worden 
war, eingeleitet hatte. Trotz eindeutiger 
Beweise wurden dreizehn Personen nach 
ihrer Verhaftung bald wieder freigelassen.6

Fake-News-Policy
Und so begegnet auch der im März 2019 
veröffentlichte Abschlussbericht der Orga-
nisation für das Verbot Chemischer Waffen 
(OVCW) über einen angeblichen Giftgas-
angriff der syrischen Truppen am 7. April 
2018 in Duma erheblichen Zweifeln. Am 
12. März 2021 haben ehemalige Diplo-
maten, hohe Militärs und Journalisten mit 
einer „Erklärung der Besorgnis“ die Glaub-
würdigkeit und Integrität der OVCW ange-
zweifelt. Sie habe einen manipulierten 
Bericht vorgelegt und sich für die Interes-
sen des Westens einspannen lassen.

Einer der Unterzeichner, Hans von 
Sponeck, ehemaliger UN-Koordinator 
für das Programm „Öl für Nahrungsmit-
tel“ im Irak, erklärte, dass es zahlreiche 

„Chaos“, 2018 Andranik Baghdasaryan
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Dokumente, wissenschaftliche Gutachten 
und Aussagen von OVCW-Mitarbeitern 
gäbe, „die bezeugen, dass das OVCW-
Management in Absprache mit verschie-
denen Regierungen ein falsches Bild für 
das Geschehen in Duma aufgebaut hat.“ 
Es sei „kein Geheimnis geblieben, dass 
amerikanische Diplomaten in der OVCW 
vorstellig wurden, um sicherzustellen, 
dass der Bericht Hinweise auf den Einsatz 
von chemischen Waffen in Duma enthal-
ten würde.“7

Wer heute noch Assad allein für den Ein-
satz chemischer Kampfmittel verantwort-
lich macht, ohne darauf hinzuweisen, dass 
diese Vorwürfe zumindest strittig sind, 
beteiligt sich an der Propaganda und lässt 
Zweifel an seiner Seriosität aufkommen.

Sanktionen
Der Aufruf lässt zudem die wirtschaft-
lichen Sanktionen der EU und der USA 
unerwähnt, die alle Bemühungen, das 
Leben der Menschen in den vom Krieg 
zerstörten Städten zu erleichtern und die 
Rückkehr der Flüchtlinge zu ermöglichen, 
vereitelt. Die UN-Sonderberichterstat-
terin Alena Douhan hat in der Schweizer 
Zeitung Zeit-Fragen kürzlich die negati-
ven Auswirkungen der Sanktionen auf das 
Leben der Bevölkerung in Syrien beklagt. 
Die Menschenrechte der gesamten Bevöl-
kerung würden missachtet, aktuell zeige 
sich das an der COVID-19-Pandemie.
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Syrien werde gehindert, Medikamente, 
medizinische Geräte, Testmaterial zu 
erhalten, um die Krankheit einzudämmen. 
Sanktionen gegen Einzelpersonen und 
Unternehmen behinderten den Wieder-
aufbau in Syrien, lebensnotwendige Inf-
rastruktur in der Öl- und Gasförderung 
könne nicht gebaut werden. Das wiede-
rum verzögere den Wiederaufbau von 
Wohnungen und Krankenhäusern, weil 
Stromnetze, Wasser- und Gasversorgung 
nicht gewährleistet seien. Vor allem das 
Caesar-Gesetz, das im Juni 2020 von der 
US-Regierung erlassen wurde, habe gra-
vierende Auswirkungen auf die Gesund-
heitsversorgung der Bevölkerung. Es 
erstreckt die Sanktionierung auf alle Per-
sonen und Organisationen, die mit der 
syrischen Regierung oder überhaupt mit 
Syrien Handel treiben wollen.

Embedded Lobby 
in Deutschland?

Schon im Oktober 2019 hatte die Leite-
rin der Abteilung Mittlerer Osten im Pen-
tagon, Dana Stroul, als eines der strate-
gischen Ziele neben der Isolierung des 
Assad-Regimes und der Verhinderung 
seiner Rehabilitierung die Verhinderung 
jeglicher Wiederaufbauhilfe und Techni-
schen Know-how für Syrien bezeichnet. 
Die Bundesregierung hat sich dem ange-
schlossen und die Organisationen des 
o. g. Aufrufs leider auch. Alena Douhan 

hat schon im Dezember 2020 die Aufhe-
bung der Sanktionen gefordert, der Aufruf 
mochte sich dazu nicht entschließen.

So richtig es ist, angesichts der Zerstö-
rungen, des verbreiteten Elends und des 
andauernden Krieges keine Zwangsab-
schiebungen nach Syrien zu fordern, so 
kann man diesen Aufruf ehrlichen Gewis-
sens dennoch nicht unterstützen, er ver-
leugnet die Geschichte und halbiert die 
Humanität. 

Prof. em. Norman Paech ist Völkerrechtler aus 
Hamburg, www.norman-paech.de

1 Gemeinsamer Aufruf: Keine Abschiebungen nach 
Syrien! https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerun-
gen/presseerklaerung/news/keine-zusammenarbeit-
mit-diktator-und-kriegsverbrecher-assad/ 
2 Vgl. Leukefeld Karin, Zehn Jahre Krieg in Syrien 
– Wie aus einem Planspiel des US Geheimdienstes 
Wirklichkeit wurde, rtl.com v. 15. März 2021 mit 
weiteren Nachweisen.
3 Kennedy, Robert F., Warum die Araber uns in 
Syrien nicht haben wollen, in: politico.eu v. 23. Feb-
ruar 2016, deutsch: www.nachdenkseiten.de/wp-
print.php?p=32213 .
4 Vgl. Paech, Norman, Die Schlacht um Damaskus – 
auf den Trümmerfeldern des Völkerrechts, in: Fritz 
Edlinger (Hg.), Der Nahe Osten brennt. Zwischen 
Bürgerkrieg und Weltkrieg, in: ProMedia-Verlag, 
2016, S. 29 – 55, mit weiteren Nachweisen.
5 Vgl. ausführlicher Paech, Norman, Sarin in Syrien 
1, in: Ossietzky 1, 2016.
6 Vgl. Paech, Norman, Sarin in Syrien 2, in: 
Ossietzky 2, 2016, mit weiteren Nachweisen.
7. Vgl. „Desinformation und Propaganda mit falscher 
Flagge zerstören das unbestechliche Gut der Glaub-
würdigkeit von Politik“, Interview von Karin Leukefeld 
mit Hans von Sponeck, in : Rubikon v. 24. März 2021.
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Folter, Vergewaltigung, Massaker und 
Verschwindenlassen, stets in voller Straf-
freiheit für die Täter, sind Praktiken dieses 
Politizids. Das Gefängnis ist nur ein Teil 
dieses allumfassenden Komplexes. Eines 
haben die verschiedenen Schauplätze 
der syrischen Geographie des Terrors 
gemeinsam: Man hat nicht den Funken 
einer Ahnung über sein eigenes Schick-
sal. Es kann sein, dass man nie vor Gericht 
gestellt wird; oder es geschieht erst nach 
vielen langen Jahren der Haft; wird eine 
Strafe verhängt, kann man sich nicht 
darauf verlassen, dass man nach Ablauf 
der Haftzeit entlassen wird. Das Gefäng-
nis in Assads Syrien ist nie eine juristische 
Institution gewesen. Es war immer eine 
politische Institution, und Unberechen-
barkeit war immer ein Teil der Politik.

Im syrischen Kontext muss man zwi-
schen „äußeren“ und „inneren“ Gefäng-
nissen unterscheiden. Erstere meinen 
solche, in denen die Angehörigen den 

Aufenthaltsort der lnsass*innen kennen 
und sie vielleicht sogar besuchen können. 
Insass*innen von „inneren Gefängnis-
sen“ hingegen sind von der Außenwelt 
völlig abgeschnitten. Ihre Familien kennen 
weder ihren Aufenthaltsort, noch wissen 
sie, ob sie tot oder lebendig sind. In 
diesen Gefängnissen wird wahllos gefol-
tert. Es sind keine Haftanstalten, es sind 
Folter- und Vernichtungslager.

In den Jahren von Hafiz al-Assad war 
Tadmor Inbegriff des „inneren Gefäng-
nisses“, in der Ära seines Sohnes Baschar 
ist es Saydnaya. Und auch bisherige 
äußere Gefängnisse wie Muslimiyah und 
Adra wurden nach dem Aufstand 2011 
in Schlachtfelder verwandelt. In dieser 
Zeit ist das System der inneren Gefäng-
nisse zur Norm geworden. Es ist keine 
unglückliche Erfahrung, die nur manche 
machen. Das Gefängnis ist die Regel 
und stellt das allgemeine Gesetz dar. 
Die Metapher eines Landes als riesiges 
Gefängnis – als Großgefängnis – bedeu-
tet, dass niemand in Syrien außerhalb des 
Gefängnis-Systems lebt, nicht einmal die 
Regimetreu en. Sie bedeutet, dass Gefan-
gene nie wirklich freigelassen werden; 
Freilassung meint lediglich den Über-
gang von einer kleinen Zelle in eine grö-
ßere. So gibt das Regime jede Freilassung 
als Ergebnis einer „Präsidentenamnestie“ 
aus: Man verlässt ein Gefängnis nicht, weil 
man das Reicht dazu hat, sondern weil 
der barmherzige väterliche Präsident hat 
Gnade walten lassen. Eine Freilassung ist 
demnach auch kein Erfolg im Kampf für 
ein Syrien ohne politische Gefangenschaft.

All das ist in Syrien nicht neu. Nach 2011 
aber hat der Komplex aus Inhaftierung, 
Folter, Vergewaltigung, Massakern und 
Verschwindenlassen eine noch brutalere 
Form angenommen. Er hat sich in das 
verwandelt, was Jules Etjim eine Thana-

Ein Versuch, das Gefängnissystem
und den politischen Mord in Syrien
in neue Worte zu fassen
Yassin al-Haj Saleh

Die Assad-Familie regiert 
Syrien seit einem halben 
Jahrhundert, also bereits 
länger als die DDR oder 
die Apartheid in Südafrika 
bestanden. Die „Politik des 
Gefängnisses“ der Assad-
Regime hat wesentlich 
dazu beigetragen, dass das 
Gefängnis als grundlegen-
de politische Institution die 
Bevölkerung weit mehr als 
entpolitisieren soll; sie soll 
sie politisch töten.

Syrien - Auf der Flucht 2013
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tokratie nennt: die Herrschaft durch die 
Produktion des gewaltsamen Todes der 
Beherrschten.

Die Vorstellung einer Gesellschaft als 
Gefängnis und der lebenslangen Gefan-
genschaft sollte man im Kopf haben, wenn 
man den gewaltigen Exodus aus Syrien 
seit 2013 verstehen will. Dieser Exodus 
setzte ein, nachdem das durch den Auf-
stand geöffnete Fenster der Hoffnung mit 
Macht wieder geschlossen worden war. 
Etwa 30 Prozent der Bevölkerung sind 
aus dem Land geflohen, und viele weitere 
würden gehen, wenn sie könnten: Syrien 
ist zur Heimat von Obdachlosigkeit und 
Hoffnungslosigkeit geworden, ohne auch 
nur die geringste Aussicht auf Gerech-
tigkeit. Ein halbes Jahrhundert ohne Ver-
änderung, eine Ewigkeit. Das Regime 
raubt der Bevölkerung die Fähigkeit, eine 
Zukunft zu entwerfen und zu gestalten. Es 
maßt sich die Rolle einer unergründlichen 
Gottheit an. Die terroristische Wirkung, 
nicht zu wissen, was mit einem geschehen 
wird; die absolute Unvorhersehbarkeit; 
das war schon immer eine sehr mächtige 
Methode des politischen Massenmordes. 
Sie hat eine zerstörerische Wirkung auf 
Familien und gesellschaftliche Bindungen. 
Man kann nicht anders, als zu verzweifeln.

Zurück zu den syrischen Zeitverhältnis-
sen. Man könnte fast meinen, nichts habe 
sich geändert. Tatsächlich aber beruht 
dieser Eindruck von Ewigkeit („abad“) 
auf einer Dynamik der Verewigung 
(„ta‘beed“). Diese Politik ist einer der 
großen Unterschiede zwischen extermi-
natorischen und „lediglich“ unterdrücke-
rischen Regimen. Im Arabischen gibt es 
eine etymologische Verbindung zwischen 
„abad“ [Ewigkeit] und „ibada“ [Auslö-
schung]. Das passt zu der These, dass es 
unmöglich ist. für immer an der Macht zu 
bleiben – es sei denn, man droht perma-
nent mit einem Massaker, größer noch, als 
das letzte; als befinde man sich in einem 
Prozess, der unaufhaltsam zu noch grö-
ßeren Verheerungen führt. Abad und das 
Großgefängnis: Hierüber hat die Thanato-
kratie des Assad-Regimes bislang unvor-
stellbare Wege geschaffen, die Bevölke-
rung politisch umzubringen.

In den vergangenen 50 Jahren haben die 
Syrer*innen in einer besonderen Art 
von Gegenwart gelebt, einer Gegen-
wart, in der man sich keine Zukunft aus-
malen kann und jede Aussicht auf Verän-
derung verwehrt bleibt – und in der man 
gleichzeitig nicht vergeben kann, weil 
die begangenen Verbrechen nicht einmal 
als strafbar gelten. Es ist, als ob man von 

Hinweise zum Datenschutz nach 
Art. 13 Datenschutzgrundverordnung 
(DSGVO) für Bestellungen und 
Abonnements beim Flüchtlingsrat 
Schleswig-Holstein e. V.

Wir verarbeiten die von Ihnen zur Verfü-
gung gestellten, Sie betreffenden personen-
bezogenen Daten grundsätzlich nur zum 
Zweck der Anbahnung, Durchführung und 
Beendigung des Vertragsverhältnisses, hier 
der Schenkung (Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO).

Eine über diesen Zweck hinausgehende 
Verarbeitung, insbesondere die Übermitt-
lung Ihrer personenbezogenen Daten an 
Dritte, erfolgt nur, soweit Sie diesbezüg-
lich ausdrücklich eingewilligt haben und kein 
rechtzeitiger Widerspruch erfolgt ist oder 
aber, soweit wir dazu gesetzlich oder durch 
richterlichen Beschluss verpflichtet werden 
(Art. 6 Abs. 1 lit. c DSGVO). 

Empfänger Ihrer Daten sind innerhalb unserer 
Organisation Beschäftigte, welche nach einem 
abgestuften Berechtigungskonzept Ihre Daten 
zu den oben genannten Zwecken erforderli-
chenfalls verarbeiten müssen. Daneben können 
gegebenenfalls sogenannte Auftragsverarbeiter 

nach Art. 28 DSGVO Ihre Daten im Zuge einer 
Dienstleisterfunktion erhalten, wie IT-Service-
Dienstleister. Alle unsere Dienstleister verarbei-
ten auftragsweise Daten ausschließlich inner-
halb der Europäischen Union oder des Europä-
ischen Wirtschaftsraums und werden vertrag-
lich zu angemessenen technischen und organi-
satorischen Maßnahmen zur Gewährleistung 
des Datenschutzes sowie zur Wahrung des 
Datengeheimnisses verpflichtet. Eine Daten-
verarbeitung in einem sogenannten Drittstaat 
findet nicht statt.

Ihre Daten werden nur solange gespeichert, 
wie es für die vorgenannten Zwecke erfor-
derlich ist oder gesetzliche Aufbewahrungs-
fristen uns zur Speicherung verpflichten. Mit 
Durchführung des Vertrages werden Ihre 
Daten für eine weitere Verarbeitung und 
Nutzung gesperrt, bis wir diese nach einem 
in unserem Löschkonzept vorgesehenen 
Zyklus löschen oder eine gesetzliche Aufbe-
wahrungsfrist abläuft. 

Das Datenschutzrecht sieht umfangreiche 
Betroffenenrechte vor, welche wir in jedem 
Stadium der Datenverarbeitung gewährleis-
ten. Sie haben das Recht auf Auskunft, das 
Recht auf Berichtigung oder Löschung Ihrer 
Daten, das Recht auf Einschränkung der Ver-

arbeitung sowie das Recht auf Datenüber-
tragbarkeit. Ihre Rechte können Sie durch 
formlose Mitteilung in Textform gegenüber 
uns geltend machen oder direkt an unseren 
betrieblichen Datenschutzbeauftragten rich-
ten unter datenschutz@frsh.de.

Darüber hinaus haben Sie das Recht, sich 
mit einer Beschwerde an eine Datenschutz-
aufsichtsbehörde zu wenden.

Sie sind nicht verpflichtet, Ihre Daten zu 
den vorbezeichneten Zwecken zur Verfü-
gung zu stellen. Im Falle, dass Sie von einer 
Zurverfügungstellung absehen, können wir 
jedoch nicht garantieren, Ihnen unsere Pro-
dukte und Dienstleistungen in gewünsch-
ter Form anbieten zu können, insbesondere 
dann nicht, wenn die Datenverarbeitung 
selbst Grundlage des Vertrags ist. 

Zur Begründung und Durchführung des Ver-
tragsverhältnisses nutzen wir grundsätzlich 
keine automatisierte Entscheidungsfindung. 
Sollten wir derartige Verfahren in Einzelfäl-
len einsetzen, werden wir Sie hierüber geson-
dert informieren, sofern dies gesetzlich vor-
gegeben ist. Ihre personen-bezogenen Daten 
werden nicht für eine Profilbildung (Scoring) 
verarbeitet.

zwei Engeln der Geschichte [Walter Ben-
jamin] belagert wird: Einer verhindert, 
dass die Vergangenheit vergeht, ein ande-
rer, dass die Zukunft kommt. Dies ist 
die Struktur der Zeit in jenen absoluten 
Gefängnissen, in denen sich der Raum der 
Welt verschließt und die Zeit erdrückend 
schwer auf den lnsass*innen lastet. In den 
letzten zehn Jahren hat sich Syrien weit 
mehr verändert, als wir es wollten und 
auch als das Regime es je wollte. Unheim-
licher noch ist jedoch die schleichende 
Kontinuität der Vernichtungsmaschine-
rie und die Tatsache, dass wir weder uns 
selbst, noch irgendwem sonst verspre-
chen können, dass das Leid, das wir erlit-
ten haben, das Schlimmste ist, das wir 
erleiden werden. Wir können nicht sagen, 
dass das Schlimmste hinter uns liegt. „Nie 
wieder“ – in Syrien ist die Zeit, dies sagen 
zu können, noch nicht gekommen. 

Yassin al-Haj Saleh ist ein syrischer Schriftstel-
ler, ehemaliger politischer Gefangener und Mitbe-
gründer der kritischen Online-Zeitung „Al-Jumhu-
riya“. 2017 ist sein Buch „The Impossible Revolution: 
Making Sense of the Syrian Tragedy“ erschienen. Er 
ist @yassinhs auf Twitter.
Dieser Text ist in Übersetzung von Christian Sälzer 
die für das Magazin Der Schlepper einmal mehr 
gekürzte Version einer Veröffentlichung aus dem 
Medico Rundbrief 01/21.
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Auch aus Deutschland kennen wir derar-
tige Forderungen, etwa vom Bundesin-
nenminister Seehofer, der noch zum Jah-
reswechsel angekündigt hatte, Gefährder 
und Straftäter nach Syrien abschieben zu 
wollen. Bisher sind derlei Ankündigungen 
reine Rhetorik. In einem internen Lage-
bericht des Auswärtigen Amts, von dem 
u.a. die taz berichtete, wird festgehal-
ten, dass es in keinem Landesteil Syriens 
Schutz vor politischer Verfolgung, Ver-
haftung und Folter gebe. Deutschland hat 
zudem weder eine diplomatische Vertre-
tung in Syrien, noch offizielle Beziehungen 
zum Assad-Regime.

Auch zwischen Dänemark und Syrien gibt 
es keine Zusammenarbeit oder Beziehun-
gen zum Regime von Baschar al-Assad. 
Dass die Aufenthaltserlaubnis derjenigen 
Geflüchteten, die aus Damaskus stam-
men, nicht verlängert wurde, führt nicht 
dazu, dass sie direkt gegen den eige-
nen Willen nach Syrien zurückgeschickt 
werden. Abschiebungen können momen-
tan nicht durchgeführt werden. Auswir-
kungen, die wir uns nicht wünschen, hat 
die Vorgabe der Regierung trotzdem. Die 
Betroffenen müssen sich zwischen einer 
freiwilligen Ausreise oder dem Leben in 
Ausreisezentren auf unbestimmte Zeit 
entscheiden.

Auch für Familien hätte die Umsetzung 
dieser Entscheidung drastische Folgen. 
Teilweise haben einzelne Mitglieder der 
Familien unterschiedlich hohen Schutz-
status. Beispielsweise genießen Männer, 
die potentiell in das Heer Assads ein-
gezogen werden können, einen höhe-
ren Schutzstatus als ihre Schwestern und 
Mütter. Neben der sozialen Härte der 
Trennung der Familien, halten wir es für 
einen unhaltbaren Trugschluss zu glau-
ben, dass weiblichen Familienmitglie-
dern weniger Schutz zusteht. Kinder, die 
zurückkehren sollen, treffen in Damas-

kus auf zerstörte Schulen und ungesicher-
ten Zugang zu Lebensmitteln. Geflüchtete 
berichten immer wieder von dem, was 
sie zu befürchten haben, wenn sie nach 
Syrien zurückkämen – auch vor dem Hin-
tergrund von Äußerungen in den sozialen 
Medien, die sie in der Zwischenzeit getä-
tigt haben.

Das sind nicht die dänischen Werte, 
an denen wir uns orientieren. Süd-
lich der Grenze wird Dänemark immer 
mit menschlicher Wärme, Herzlichkeit, 
Gemeinsinn und Toleranz in Verbindung 
gebracht. Diese Werte werden hier bei-
seitegeschoben.

Was uns Hoffnung gibt, sind die vielen 
Proteste, die es in Dänemark gegen diese 
asylpolitische Linie gibt. Im ganzen Land 
solidarisieren sich Schüler:innen, Lehr-
kräfte, Schulleitungen, NGOs und Par-
teien laut und sichtbar mit syrischen 
Geflüchteten. Auch Parteien, die die 
Regierung sonst stützen, verlangen Ant-
worten vom Integrationsminister Mat-
tias Tesfaye und nutzen ihre parlamentari-
schen Möglichkeiten.

Außerdem rührt sich auch auf europäi-
scher Ebene deutliches Missfallen. Gerade 
erst haben sich dänische Politiker:innen 
in einem Zusammenschluss von 33 
Politiker:innen der EFA (European Free 
Alliances), der auch wir als SSW angehö-
ren, in einem offenen Brief an Minister-
präsidentin Mette Frederiksen gewandt 
und zu einer Abkehr der Pläne aufgefor-
dert. 

Ich hoffe daher sehr, dass der wachsende 
Widerstand gehört wird und Änderungen 
bewirkt! 

Flemming Meyer ist Landesvorsitzender des Südsch-
leswiger Wählerverbandes (SSW).

Zum Umgang dänischer Behörden
mit Geflüchteten aus Damaskus

Kommentar

Uns beim SSW haben 
die Nachrichten der 
dänischen Regierung zur 
Einschätzung der Lage 
in Syrien und den daraus 
folgenden Anweisungen 
für die Behörden traurig 
gestimmt. Die Regierung in 
Dänemark hat viele inter-
nationale Reaktionen auf 
die Entscheidung erhalten, 
als erstes EU-Land und als 
einziges Land neben Un-
garn, syrische Flüchtlinge 
in als „sicher“ bezeichnete 
Landesteile zurückschicken 
zu wollen. Damit gemeint 
ist die Hauptstadt Damas-
kus, in der derzeit keine 
direkten Kampfhandlun-
gen stattfinden.

Flemming Meyer
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Sådanne krav kender vi også fra Tyskland, 
for eksempel fra forbundets indenrigsmi-
nister Seehofer, der ved årsskiftet med-
delte, at han ville deportere de såkal-
dte ”Gefährder”, dvs. personer der anses 
som terrortrussel af de ansvarlige myndig-
heder samt gerningspersoner til Syrien.

Indtil videre har sådanne meddelelser 
været ren retorik. I en intern statusrap-
port fra udenrigsministeriet, står der, som 
blandt andet blev rapporteret af avisen 
taz, at der ikke findes beskyttelse mod 
politisk forfølgelse, anholdelse og tortur 
i nogen del af Syrien. Forresten har Tys-
kland hverken nogen form for diplomatisk 
repræsentation i Syrien eller officielle for-
bindelser med Assad-regimet. Der findes 
heller ikke noget samarbejde eller relation 
til Bashar al-Assads regime mellem Dan-
mark og Syrien.

Det, at opholdstilladelserne for de flygt-
ninge, der kommer fra Damaskus, ikke 
er blevet forlængede, betyder ikke, 
at de direkte sendes tilbage til Syrien 
mod deres egen vilje. Deporteringer 
kan ikke udføres i øjeblikket. Men ikke 
desto mindre har regeringens instruktio-
ner udvirkninger, som vi ikke ønsker. De 
pårørte bliver nødt til at vælge mellem fri-
villig hjemrejse eller at bo i et udrejsecen-
ter på ubestemt tid.

Gennemførelsen af ​​denne beslutning vil 
også have drastiske konsekvenser for 
familier. I nogle tilfælde har individuelle 
familiemedlemmer forskellige niveauer af 
beskyttelse. Det betyder for eksempel at 
mænd, der potentielt kan blive trukket 
ind i Assads hær, har en højere beskyttel-
sesstatus end deres søstre og mødre.

Ud over den sociale kulder, der ligger i 
separationen af familier, betragter vi det 
som en uholdbar fejltagelse at tro, at kvin-
delige familiemedlemmer har mindre ret 
til beskyttelse. Børn, der vender tilbage, 

Om de danske myndigheders behandling 
af flygtninge fra Damaskus

Kommentar

Hos SSW blev vi kede af 
at høre om den danske 
regerings vurderingen af ​​
situationen i Syrien og de 
derudaf følgende instruk-
tioner til myndighederne. 
Den danske regering har 
modtaget mange inter-
nationale reaktioner på 
beslutningen om at være 
det første EU-land og det 
eneste land udover Un-
garn, der ønsker at sende 
syriske flygtninge tilbage 
til de dele af landet, der 
blev udpeget som at 
være”sikre”. Der er tale om 
hovedstaden Damaskus, 
hvor der i øjeblikket ikke 
foregår nogen direkte 
kampoperationer.

ventes ødelagte skoler og usikker adgang 
til fødevarer i Damaskus. Flygtninge rap-
porterer igen og igen, om hvad de er 
bange for, når de vender tilbage til Syrien 
– også på baggrund af udsagn på de soci-
ale medier, som de har ytret i mellemti-
den.

Dette er ikke de danske værdier, vi følger.

Danmark bliver her syd for grænsen altid 
sat i forbindelse med lune, hjertelighed, 
medmenneskelighed og frisind. Disse 
værdier bliver her tilsidesat.

Dét, der giver os håb, er de mange pro-
tester, der finder sted i Danmark mod 
denne linje af regeringens asylpolitik. 
Elever, lærere, skoleadministratorer, 
NGO’er og partier viser solidaritet med 
syriske flygtninge over hele landet.

Selv de partier, der ellers støtter regerin-
gen, kræver svar fra udlændinge- og inte-
grationsminister Mattias Tesfaye og bruger 
deres parlamentariske muligheder.

Der er også tydelig utilfredshed på 
europæisk niveau.

For nylig har danske politikere i en sam-
menslutning af 33 politikere fra EFA 
(European Free Alliances), som vi som 
SSV også hører til, skrevet et åbent brev 
til Mette Frederiksen, der opfordrer rege-
ringen til at opgive sine planer. 

Jeg håber, at den voksende modstand 
bliver hørt og henvendelserne kommer til 
at virke. 

Han Flemming Meyer regionsformand for 
Sydslesvigske Vælgerforening (SSW)

Flemming Meyer
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Das 30-jährige Bestehen des Flüchtlings-
rats erschien uns aber ein guter Anlass zu 
sein, zwei ausgewiesene und mit unse-
rer Arbeit seit vielen Jahren verbundene 
Experten ihre jeweils eigene Zwischenbi-
lanz ziehen zu lassen.

Professor Moshe Zuckermann, Historiker 
aus Tel Aviv und regelmäßig scharfzüngi-
ger Kommentator der israelischen Innen-
politik (S. 148), und Riad Othman, Paläs-
tina-Referent bei Medico International 
und profilierter Kenner insbesondere der 
Lage und Bedarfe der palästinensischen 
Bevölkerung in den von Israel besetzten 
Gebieten (S2 158), machen mit ihren Bei-
trägen jeweils Perspektiven auf, die in der 
bundesdeutschen politischen und media-
len Israel/Palästina-Debatte in der Regel 
kaum ausgeleuchtet werden.

Zur aktuellen Eskalation trugen offen-
sichtlich nicht nur Siedlerprovokationen 
im Ost-Jerusalemer Stadtteil Sheikh Jarrah 
und die Abriegelungen des Tempelber-
ges just zum islamischen Fest Aid Al-Fitr 
durch israelisches Militär bei. So hatten 

die Absage der für Mai geplanten Wahlen 
durch den Palästinenserpräsidenten 
Mahmoud Abbas ebenso wie Erwartungen 
der amtierenden israelischen Regierung auf 
eine bessere Ausgangslage vor den anste-
henden Knesset-Wahlen ihren Anteil. Die 
hierzulande zu beobachtende politische 
und mediale, nicht zuletzt in den sogenann-
ten Sozialen Netzwerken Raum greifende, 
Tendenz öffentlicher Diskussionsbeiträge 
und undifferenzierter Schuldzuweisungen 
motivieren uns indes, eine tiefergehende 
Sicht auf Ursachen und Wirkungen des 
Konflikts und daraufhin auch auf die Debat-
tenlage hierzulande zu versuchen.

Allein schon der Situation der 
Palästinenser*innen in diesem Konflikt 
das Wort zu geben, sei antisemitisch, 
wird uns mit Blick auf einen Demonstra-
tionsaufruf auf unserer Mailingliste vorge-
worfen. Anderen Demonstrationen, bei 
denen insbesondere von den ihre Flaggen 
offen schwingenden faschistischen Grauen 
Wölfen und politischen Profiteuren aus 
anderen rechtsextremistischen Spektren 
– von der Polizei weitgehend unbehel-
ligt – tatsächlich aggressiv antisemitische 
Hetze verbreitet wird, wird von WAZ bis 
FAZ wider besseren Wissens eine paläs-
tinensisch-muslimische Urheberschaft 
unterstellt. Insbesondere zugewander-
ten Muslim*innen pauschal eine antisemi-
tische Haltung zu unterstellen, ist dieser 
Tage gern bemühte Position selbsternann-
ter Expert*innen.

Ausdruck von 
Antisemitismus und anti- 
muslimischem Rassismus 

Allzu wohlfeil geraten auch die sich offen-
bar die Außenpolitik der Trump-Adminis-
tration zum Vorbild nehmenden, im euro-
päischen Konzert abgestimmten, pauscha-

Mélange aus zynischen Machtkalkülen 
und internationaler Lösungsunlust

Ursachen und Wirkungen im israelisch- 
palästinensischen Besatzungskonflikt

Martin Link

Als wir diese Ausgabe des 
Magazins „Der Schlepper“ 
planten, herrschte bei uns 
mit Blick auf die im Ergeb-
nis seit vielen Dekaden 
auch für allerlei Fluchten 
verantwortliche Unfähig-
keit aller Akteure vor Ort 
und international eine 
gewisse Desillusionierung.

len Freibriefe des Bundesaußenministers 
für offenbar jedwede Qualität von Selbst-
verteidigung der israelischen Regierung 
und die gleichzeitig mit der Weigerung, 
Ursachen und Wirkungen differenziert zu 
betrachten, einher gehenden einseitigen 
Schuldzuweisungen der bundesdeutschen 
politischen Klasse. Es ist daraufhin kaum 
verwunderlich, dass Expert*innen allent-
halben feststellen, dass die von der EU, 
zumal von Deutschland, vorgeschlagenen, 
vermeintlich die Interessen beider Seiten 
berücksichtigenden Konfliktlösungsstrate-
gien nicht mehr ernst genommen werden.

Wie sehr ein solches Debattenklima den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt auch 
hierzulande gefährden kann, schreckt 
immerhin die miteinander kooperieren-
den jüdischen und muslimischen Initiati-
ven auf. In einem offenen Brief wehren sie 
sich am 20. Mai dagegen, „dass der Kon-
flikt im Nahen Osten unser Zusammen-
leben und unsere politische und kultu-
relle Arbeit in Deutschland zerstört“. Die 
pauschalen, gegen Muslim*innen gerich-
teten Zuschreibungen seien „Ausdruck 
von Antisemitismus und anti-muslimi-
schem Rassismus, die die Gegenwart und 
Zukunft unseres Miteinanders hierzulande 
gefährden.“

Weil auch wir glauben, dass Simplifizie-
rung komplexer Problemlagen ins Abseits 
führt, wollen wir es uns so einfach nicht 
machen und bleiben lieber nachdenklich. 
Erst recht in Zeiten, in denen man mit der 
Relativierung des tausendjährigen Reiches 
als „Vogelschiss der Geschichte“ oder 
Sprüchen von einer „dämlichen Bewälti-
gungspolitik“ und der Forderungen einer 
„erinnerungspolitische Wende um 180 
Grad“ erfolgreich politische Karieren 
machen kann, gehört dazu die Überzeu-
gung, dass die Shoa als ultimativer Push-
Faktor der Gründung Israels mindestens 
mitverantwortlich für die nach wie vor 

http://www.frsh.de


www.frsh.de * Der Schlepper Nr. 100 * 06/2021 · 145 

Fluchtgründe und Rückkehrrisiken

nicht gelösten Konflikte im Nahen Osten 
ist und daher auch wir hierzulande in 
eine Verantwortung genommen sind, aus 
der es mit vorschnellen Vereinfachungen 
schon gar keinen Ausweg gibt.

Wollen wir dabei, dass unser klares 
Bekenntnis für das Existenzrecht Isra-
els nicht als Plädoyer für eine dauerhaft 
asymmetrische Situation missverstanden 
wird, muss dieses Bekenntnis gleicherma-
ßen ein zu gewährleistendes Existenzrecht 
eines souveränen palästinensischen Staates 
auf den vollständigen ab 1967 besetzten 
Gebieten oder der Schaffung eines multi-
ethnischen, allen seinen Staatsangehörigen 
gleiche Rechte einräumenden Staatswe-
sens im Gebiet Israels und Palästinas bein-
halten. Weder die eine, noch die andere 
Vision werden sich durchsetzen, wenn 
sich nicht beide Seiten zu einem robus-
ten Gewaltverzicht und zu Verhandlungen, 
die die Belange und Interessen des jeweils 
anderen ernst nehmen, entschließen.

Besatzungs- und 
Siedlungspolitik

Zur Liste der ungelösten Probleme zwi-
schen Israel und Palästina gehört die seit 
der Besatzung und inzwischen in Teilen 
vollzogenen Annektierung der palästinen-
sischen Gebiete seit 1967– lediglich im 
Gaza-Streifen 2005 durch Abzug been-
dete – fortgesetzte Siedlungspolitik. Seit-
her dient die palästinensische Bevölke-
rung außer als regelmäßiges Objekt der 
Übergriffigkeit und Diskriminierung durch 
radikale Siedler v. a. als Arbeitskräftere-
servoir beim Siedlungsbau sowie in der 
israelischen Wirtschaft.

Die Osloer Verträge zwischen der Regie-
rung Israels und der PLO vermochten für 
die palästinensische Seite genauso wenig 
wie die opferreichen Intifadas 1987 und 

2000 das Rückkehrrecht der 1948 vertrie-
benen palästinensischen Flüchtlinge, den 
Status von Jerusalem als Hauptstadt oder 
das Ende der rechtswidrigen israelischen 
Landnahme und Besiedlung in den palästi-
nensischen Gebieten durchzusetzen.

Die Osloer Verträge und folgende bila-
terale „Vereinbarungen“ führten indes zu 
einer Aufsplitterung der Westbank in zahl-
reiche nicht zusammenhängende, wirt-
schaftlich nicht autarke Flecken und einer 
Politik der sukzessiven Zerschlagung 
von Strukturen, auf denen ein staatliches 
palästinensisches Gemeinwesen als Teil 
einer Zwei-Staaten-Reglung hätte funktio-
nieren können. Die somit aus palästinen-
sischer Sicht ultimativ gescheiterten Frie-
densverhandlungen führten ab 2000 in die 
zweite Intifada. In 1.558 Tagen wurden 
von islamistischen Gruppen 160 junge 
Attentäter*innen zu Selbstmordanschlä-
gen in Israel getrieben. Insgesamt wurden 
in der zweiten Intifada 1.036 Israelis und 
3.592 Palästinenser*innen getötet. Erst im 
Februar 2005 konnte die Gewalt durch 
einen Waffenstillstand beendet werden.

Seither kontert die israelische Besat-
zung Widerstände noch restriktiver, als 
es ohnehin schon zuvor üblich war. Eine 
acht Meter hohe Mauer wurde zwischen 
israelischem Staatsgebiet und der West-
bank hochgezogen. Hochgerüstete Über-
gänge der israelischen Armee reglemen-
tieren Ein- und Ausreisen und auch inner-
halb der besetzten Gebiete behindert ein 
engmaschiges Netz von Checkpoints die 
Bewegungsfreiheit von Ort zu Ort.

Allein seit 2009 zerstörte die Armee i.d.R. 
als Strafaktionen 7.101 Häuser Verdäch-
tiger. Zwischen 2000 und 2018 zerstör-
ten israelische Truppen über eine Mil-
lion Bäume – meist Oliven – auf palästi-
nensischem Bauernland. Regelmäßig wird 
palästinensisches Land entschädigungs-

los enteignet oder von straffrei bleiben-
den Siedlern geraubt. Seit der ersten Inti-
fada 1987 wurden jährlich durchschnitt-
lich 337 Palästinenser*innen von israeli-
schen Militärs oder Zivilisten getötet. Seit 
der zweiten Intifada wurden gut 100.000 
Personen, davon 15.000 Minderjährige, 
inhaftiert und etwa 27.000 in Administ-
rativ-Haft, also in willkürlicher Haft ohne 
Anklage und Verurteilung, gehalten.

Nach dem letzten Waffengang kehrt der 
Besatzungsalltag in den palästinensischen 
Gebieten wieder zurück zur geringe-
ren Intensität einer ständig Allgegenwär-
tigkeit von Gewalt, die die Menschen auf 
Dauer zermürbt und ihnen absehbar den 
Glauben an eine von friedlicher Koexis-
tenz gekennzeichneten Zukunft austreibt. 
Im Zustand dieses alltäglichen Klimas 
von gewaltbestimmter Perspektivlosig-
keit reanimierte das Patriarchat – schon 
seit der zweiten Intifada – seine destruk-
tivsten Seiten und zwingt wo es kann der 
Gesellschaft seine vermeintlich religiö-
sen konservativen, antifeministischen, ras-
sistischen und kulturfeindlichen Werte 

auf. Dagegen aber halten an vielen Orten 
der besetzten Gebiete Projekte engagier-
ter Jugend- und Kulturarbeit, die jungen 
Männern und Frauen vor Ort ihre Träume 
zurückgeben und sie gegen die Besat-
zung und die Fesseln eines rückwärtsge-
wandten Wertekanons gleichermaßen zu 
empowern versuchen.

Ein Engagement, das sich Feinde auf allen 
Seiten macht. Das erfuhr auch ein lang-
jähriger Kooperationspartner des Flücht-

Man muss Partei ergreifen.  
Neutralität hilft dem Unterdrücker, 

niemals dem Opfer,  
Stillschweigen bestärkt den Peiniger, 

niemals den Gepeinigten. Elie Wiesel

Juliano Mer-Khamis wurde am 5. April 2011 
vor dem Freedom Theatre Jenin von wer 
weiß wem erschossen
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lingsrates Schleswig-Holstein, das mit 
seinen Produktionen gegen die brutale 
Willkür der Besatzung und für die Freiheit 
und Selbstbestimmung palästinensischer 
Männer, Frauen und Mädchen landesweit 
und international erfolgreiche Theater-
projekt Freedom Theatre in Jenin Camp. 
2011 wurde der Initiator und Direktor 
dieses ambitionierten kulturellen Befrei-
ungsprojektes, der israelische, jüdisch-
arabisch-stämmige Schauspieler Juliano 
Mer Khamis, mitten am Tag vor dem The-
ater in Jenin erschossen. Bis heute haben 
weder die israelische Militärstaatsanwalt-
schaft noch die Justiz der Autonomiebe-
hörde irgendwelche Schritte unternom-
men, diesen Mord aufzuklären.

Teile und herrsche?
Schon lange sieht sich die palästinensische 
Autonomiebehörde, der u. a. die Verwal-
tung der aus Israel regelmäßig überwie-
senen Steuergelder anheimfiel, seitens 
der palästinensischen Bevölkerung zuneh-
mend mit Vorwürfen der Korruption, der 

wirtschafts- und sozialpolitischen Erfolg-
losigkeit, der israelischen Repression 
keinen maßgeblichen Widerstand entge-
gen zu setzen und stattdessen mit israeli-
schen Sicherheitsdiensten zu kollaborie-
ren, konfrontiert. In dem Maße, wie die 
machthabende Fetah-Partei an Rückhalt in 
der Bevölkerung verlor, organisierten sich 
andere politische Kräfte.

Zunächst war im Gaza-Streifen die isla-
mistische Hamas-Partei bei den palästi-
nensischen Wahlen 2007 erfolgreich – 
was dort zu einem innerpalästinensischen 
opferreichen Kampf um die Macht führte, 
aus dem die Hamas als Siegerin hervor-
ging. Inzwischen wird die Partei von der 
Europäischen Union, den Vereinigten 
Staaten, Israel und anderen – auch ara-
bisch-muslimischen – Staaten als terroris-
tische Vereinigung eingestuft. Sie hat aller-
dings – was hierzulande kaum zur Kennt-
nis genommen wird – trotz weitgehend 
lückenloser Abschottung des Gaza-Strei-
fens durch Israel und Ägypten eine die 
Bedürfnisse der Menschen im Blick behal-
tende Versorgungswirtschaft und die 

Armutsentwicklung abfedernde Sozialpo-
litik umgesetzt.

Die hierzulande in öffentlicher Diskus-
sion gern ins Feld geführte Behaup-
tung, die Hamas habe in der Bevölkerung 
keinen Zuspruch, muss wohl weitgehend 
als Wunschdenken europäischer Interes-
senpolitik verstanden werden. Der dem 
entgegen inzwischen auch in der West-
bank erhebliche Rückhalt der Hamas hat 
aber wohl die in Ramallah residierende 
Fetah-Autonomiebehörde und Präsident 
Mahmoud Abbas motiviert, Ende April die 
nach 15 Jahren erstmals für Mai geplan-
ten Parlaments- und Präsidentschaftswah-
len abzusagen. Der Verweis darauf, dass 
Israel die Teilnahme der Bevölkerung in 
Ostjerusalem behindere, muss wohl als 
allenfalls zweitrangiger Grund für die Ent-
scheidung gelten.

Wie aber leben die gut drei Millionen 
Palästinenser*innen in der Westbank und 
die gut zwei Millionen im Gaza-Streifen. 
Ein Durchschnittsalter von 21 Jahren bei 
36 % unter 14-Jährigen in der Westbank 
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und von 19 Jahren bei 41 % unter 14-Jäh-
rigen im Gaza-Streifen kennzeichnet die 
aktuelle Bevölkerungsstruktur. In der 
Westbank leben 534 Menschen auf einem 
Quadratkilometer, im Gaza-Streifen aber 
drängeln sich 5.533 Menschen/km². Die 
Armutsrate beträgt in der Westbank 30 
% und im Gazastreifen hingegen 64 % 
der Bevölkerung. Im öffentlichen Dienst, 
d. h. bei der Autonomiebehörde in der 
Westbank, sind 16 % der Arbeitnehmen-
den, bei der Hamas-Verwaltung im Gaza-
streifen dagegen 40 % beschäftigt. Die 
Arbeitslosigkeit beträgt in der Westbank 
15 % und im Gaza Streifen 49 %. 

Opferreiche palästinensische 
und israelische Machtkalküle

Dass die Hamas in dieser, von der Aufge-
brachtheit der Menschen über Siedlerge-
walt, Al Aqsa-Blockade der israelischen 
Armee, die empfundene Willkürentschei-
dung der Autonomiepräsidentschaft und 
nicht zuletzt die tägliche Überlebensmüh-
sal aufgeladenen Situation die Chance 

erkannte und ergriff, sich mit einer Rake-
tenoffensive gegen Israel als die eigentli-
che „ehrliche und mutige Maklerin“ der 
palästinensischen Demokratie- und der 
Schutzinteressen gegen die fortgesetzte 
Eskalation der Besatzungspolitik zu insze-
nieren, muss angesichts der diese Strate-
gie sekundierenden Proteste in der West-
bank und diesmal auch vielerorts inner-
halb Israels als offenbar erfolgreich zur 
Kenntnis genommen werden.

Des einen Erfolg ist der des anderen 
Hoffnung. Entlang des seit dem 20. Mai 
mit Waffenstillstand zunächst beende-
ten, seit 2008 vierten Hamas/Israelischen 
Kriegs, rechneten sich wohl auch die an 
der aktuellen israelischen Regierung betei-
ligten Parteien Erfolge bei der ebenfalls 
anstehenden israelischen Parlamentswahl 
aus. Der Möglichkeit, dass im Zuge eines 
Zusammengehens der ultrarechten bis 
„linken“ Parteien (vgl. Zuckermann, Seite 
148) mit einer arabischen Partei als Züng-
lein an der Waage den Regierungswech-
sel bringen könnte, scheint Ende Mai den-
noch denkbar.

Fluchtgründe und Rückkehrrisiken

Bis zum aktuellen Waffenstillstand sind 
innerhalb von gerade mal zwei Wochen im 
Gaza-Streifen 242 Menschen gestorben, 
davon 66 Kinder und 38 Frauen. 1.948 
Personen wurden im Gaza-Streifen und 
6.381 in der Westbank verletzt. In Israel 
wurden zwölf Menschen getötet, davon 
fünf Männer, fünf Frauen und zwei Kinder, 
und 710 wurden verletzt. Doch sind diese 
Menschen nicht allein der jüngsten israe-
lisch-palästinensischen Gewalteskalation, 
sondern zugleich einer Mélange aus zyni-
schen Machterhaltungskalkülen auf beiden 
Seiten des Zauns zum Opfer gefallen – und 
nicht zuletzt der mittlerweile jahrzehnte-
langen Unlust der sogenannten Staaten-
gemeinschaft, den Palästina-Konflikt einer 
nachhaltigen Lösung zuzuführen. 

Martin Link ist Mitarbeitender des Flüchtlingsrats 
Schleswig-Holstein in Kiel. www.frsh.de
In der Printausgabe des Schleppers Nr. 100 wurde 
eine gekürzte Fassung abgedruckt.

Das Freedom Theatre im Lager Jenin
empowert Jugendliche in den besetzten 

Gebieten Palästinas
www.freedomtheatre.org
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Netanjahu ist nun vom israelischen Staats-
präsidenten beauftragt worden, eine 
neue Regierungskoalition zu bilden. Es ist 
indes zurzeit nicht ausgemacht, dass ihm 
dies gelingen, auch nicht, ob ein mögli-
ches Misslingen seiner Bestrebung nicht 
einen weiteren Wahlgang im Herbst zei-
tigen werde. Dass dem so ist, hängt nicht 
zuletzt damit zusammen, dass sich die 
politische Sphäre Israels gegenwärtig auf 
einer zentralen Koordinate bewegt:

Es gibt einen Netanjahu-treuen Block, 
der die Likud-Partei und die religiö-
sen Parteien umfasst und sich primär 
darum bemüht, Netanjahu an der Macht 
zu erhalten. Ihm gegenüber agiert eine 
lose Melange aus Parteien, die Netan-
jahu dezidiert abgewählt sehen möchten; 
sie umfasst so verschiedene Parteien wie 
die linkszionistischen Merez und Arbeits-
partei, die nationalreligiöse Partei Nafatali 
Bennetts Jamina, rechtsliberale Parteien 
wie die von Avigdor Liberman (Israel 
Betenu), Benny Gantz (Kachol-Lavan), 
Gideon Sa‘ar (Tiqua Chadascha) und Jair 
Lapid (Jesch Atid). Außenvor bleiben die 
in der sogenannten „Gemeinsamen Liste“ 
versammelten arabischen Parteien, von 
denen sich allerdings letztens die islamisti-
sche Ra‘am-Partei von Mansur Abbas los-
gelöst hat. Mit Ausnahme dieser Partei, 
die noch zwischen den Blöcken laviert, 
werden die arabischen Parteien zum Anti-
Netanjahu-Block gezählt.

Entideologisierung der 
israelischen Politik 

Man spricht vom Anti-Netanjahu-Lager als 
einem linken Block. Das ist barer Unsinn, 
denn nichts läge dem Selbstverständnis 
von Bennett, Sa‘ar, Lieberman, Lapid oder 
Gantz ferner, als sich für links zu erachten. 
Diese Apostrophierung ist Netanjahu zu 
verdanken, der alles, was sich gegen ihn 

richtet, als „links“ schmäht, mithin als ille-
gitim diskreditiert.

In gewisser ironischer Hinsicht darf 
behauptet werden, dass der fast nur noch 
von privaten Belangen geleitete Netan-
jahu die Entideologisierung der israeli-
schen Politik bewirkt hat (wobei Ideologie 
hier Gesinnung meint). Denn es ist mehr 
als nur lächerlich, den Araber hassenden 
Lieberman, den national-chauvinistischen 
Sa‘ar, den siedlernahen Bennett, den Kapi-
talismus-Ideologen Lapid oder den ehe-
maligen General Gantz, der sich gerühmt 
hat, über 1.300 Palästinenser und Paläs-
tinenserinnen getötet zu haben, als links 
zu bezeichnen. Wenn diese Repräsentan-
ten des dem rechten und rechtsradika-
len Likud- bzw. Netanjahu-Lager entge-
genstehenden Block links sein sollen, dann 
darf man diese politische Kategorie wohl 
endgültig begraben.

Vielfalt der Kollisions- 
koordinaten 

In der Tat hat die israelische Gesell-
schaft in den letzten Jahren einen massi-
ven Rechtsruck erfahren. Das schlägt sich 
nicht nur in den (oben kurz angerissenen) 
Wahlergebnissen und im Habitus des Par-
laments nieder, sondern durchwirkt auch 
merklich die israelische Alltagsrealität: ras-
sistische, xenophobische und faschistoide 
Elemente gesellen sich zur immer schon 
vorwaltenden national-chauvinistischen 
Ideologie. Eingebettet sind diese in eine 
Hassmatrix, die sich aus den Konfliktach-
sen der israelischen Gesellschaft gebildet 
und in den letzten Jahren verfestigt hat.

Beherrscht ist sie primär von (zuweilen 
gewaltdurchwirkten) Spannungen zwi-
schen Religiösen und Säkularen, zwischen 
Juden und Arabern, zwischen aschke-
nasischen und orientalischen Juden, zwi-

Die verschwundene Okkupation

Israelische Innenpolitik
im Dienst der Realitätsverweigerung

Moshe Zuckermann

Dieser Text wird zu einem 
Zeitpunkt geschrieben, 
da Israel in den vergan-
genen zwei Jahren vier 
Parlamentswahlgänge 
durchlaufen hat, ohne 
dass eine Entscheidung 
gefallen wäre, die eine 
stabile Regierungsbildung 
ermöglichte.
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schen oberen und unteren Klassen (um 
nur einige der Kollisionskoordinaten zu 
nennen) – Konfliktherde, die die Wider-
sprüche in der sich „demokratisch“ wäh-
nenden israelischen 
Gesellschaft widerspie-
geln. Diese nie zur Ruhe 
gelangenden Spannungs-
felder erfüllen eine dop-
pelte Funktion: Zum 
einen machen sie einen 
äußeren Feind erforder-
lich, mit dem sie sich ein-
dämmen lassen, wenn sie 
zu gefährlich zu werden 
drohen. Zum anderen 
lenken sie aber auch von 
dem ab, was (objektiv) 
das zentrale Problem der 
israelischen Raison d‘être 
ausmacht, und worum 
es letztendlich im isra-
elischen Wahlkampf zu 
gehen hätte: die seit 
über fünfzig Jahren wäh-
rende Okkupation der 
1967 eroberten palästi-
nensischen Gebiete.

Vom politischen 
Faustpfand zum 
religiös 
verklärten 
Ideologem

Die historisch-politischen 
Dimensionen dieses 
mittlerweile zum Ele-
fanten im Raum mutier-
ten Problems müssen 
in Erinnerung geru-
fen werden. Der Sieg 
im Junikrieg von 1967 
bewirkte eine gravie-
rende (wenn auch als 
solche damals kaum vor-
hersehbare) Wende im 
israelischen Selbstver-
ständnis. Die im Laufe 
dieses Krieges besetz-
ten Gebiete verwandelten sich für Israel 
nach und nach – endgültig paradoxer-
weise erst nach dem Abflauen des in der 
Folge des Sieges von 1967 ausgebroche-
nen, mit dem Jom-Kippur-Krieg von 1973 
dann zum Stillstand gelangten Triumpha-
lismus – von einer als temporäres poli-
tisches Faustpfand begriffenen (Kriegs-)
Errungenschaft in ein Objekt ideologisch 
begründeter Begierde.

Von größter Bedeutung war hierbei, dass 
die ideologische Komponente dieser Ver-
wandlung alsbald in eine religiöse Fun-
dierung der neuen militärisch-politischen 

Wirklichkeit umschlug, die Folgen des 
militärischen Gewaltaktes mithin eine 
theologische Legitimation erfuhren. Die 
Eroberung der Gebiete (vor allem des 
Westjordanlandes) wurde nämlich nun-
mehr als Zeichen des Beginns der jahrtau-
sendelang ersehnten messianischen Erlö-
sung des jüdischen Volkes ausgelegt, als 
endlich erfolgte Rückkehr des Volkes in 
das gelobte Land, die Heimat seiner Urvä-
ter.

Die Tatsache, dass dabei handfeste wirt-
schaftliche Interessen (vor allem an der 
Ausbeutung billiger palästinensischer 
Arbeitskraft) mit eine gewichtige Rolle 

spielten, sollte 
keineswegs dar-
über hinwegtäu-
schen, dass die 
religiöse Begrün-
dung der Erobe-
rung nicht nur 
(objektiv gese-
hen) als ideologi-
sche Rechtferti-
gung der ausge-
übten Repression 
fungierte, sondern 
in der Tat von 
einem tiefen (sub-
jektiven) Glauben 
getragen wurde. 
Dieser freilich 
sollte schon bald 
zum Ideologem 
im Dienste einer 
von Staats wegen 
betriebenen Poli-
tik ausarten.

Ab Mitte der 
1970er Jahre 
setzte in Israel 
ein Prozess all-
mählich zuneh-
mender Polarisie-
rung hinsichtlich 
der Einstellung 
zur Okkupation 
ein. Gegenüber 
einem religiösen, 
in seinen extre-
men Flügeln von 
aktionistischem 
Fanatismus getra-
genen Funda-
mentalismus ent-
stand der erste 
(zunächst frei-
lich winzige) Kern 
dessen, was sich 
späterhin zur isra-
elischen Frieden-

bewegung entwickeln sollte. Allerdings 
handelte es sich hier nicht um ein symme-
trisches Kräftefeld.

Ökonomisch und sicherheits-
politisch betriebene Besatzung

Nicht übersehen werden sollte, dass 
die jüdische Besiedlung der besetz-
ten Gebiete, welche in den Zeiten der 
ab 1977 herrschenden Likud-Regierung 

„Ostsee“, 2021 Andranik Baghdasaryan
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ihren Höhepunkt erreichte – unter Ein-
satz gewaltiger wirtschaftlicher Ressour-
cen und mit planmäßig durchgeführter 
Expansion –, ihren Anfang noch unter der 
zuvor regierenden Arbeitspartei genom-
men hatte. Die Besatzungspolitik wurde 
von allen israelischen Regierungen unter 
ökonomischen Aspekten und sogenann-
ten Sicherheitsgesichtspunkten (wenn 
auch mit unterschiedlichen ideologischen 
Vorzeichen) betrieben.

Dass dabei zuweilen gerade die religiö-
sen Siedler – und nicht nur von rechter 
Seite – als die den gängigen zionistischen 
Mythen gemäßen „echten Idealisten“ und 
„eigentlichen Pioniere“ der israelischen 
Gesellschaft gepriesen wurden, diente 
nicht nur der Selbstbestätigung der, sich 
als wahre Zionisten rühmenden Träger 
der objektiv praktizierten Repression, 
sondern auch als eine Art Beruhigungs-, 
wenn nicht gar Betäubungsmittel für jene, 
die die Okkupation ohne pathoserfüllte 
ideologische Vision fortführen wollten.

Gleichwohl war es vor allem die im rech-
ten politischen Lager vertretene (mithin 
religiös begründete, aber auch unter 
nichtreligiösen Aspekten propagierte) 
Ideologie eines Groß-Israel, die die fort-
währende Besetzung über Jahre hinweg 
politisch am Leben erhielt und die zu 
ihrer Aufrechterhaltung notwendigen 
Mittel legitimierte. Lange Zeit gab es denn 
auch innerhalb des größten Teils der isra-
elischen Gesellschaft keinen ernsthaf-
ten Diskurs über die Zukunft der besetz-
ten Gebiete und die Rolle der Siedlungs-
bewegung, welche die Landnahme aktiv 
betrieb.

Wendepunkt Sabra 
und Schatila

Ein gravierender Riss im israelischen Kon-
sens, der über Jahrzehnte von einer „Alle-
Welt-ist-gegen-uns“-Mentalität geprägt 
war, wurde während der vehement 
geführten öffentlichen Debatte um den 
Libanonkrieg von 1982 deutlich. Spätes-
tens seit der legendären „Demonstration 
der 400.000“ nach dem von Libanesen im 
stillen Einvernehmen mit dem israelischen 
Militär vollführten Massaker in den Flücht-
lingslagern Sabra und Schatila wurde klar, 
dass die israelische Öffentlichkeit nicht 
mehr gewillt war, alle Beschlüsse und 
Aktionen der Regierung und des Militärs 
blindlings abzusegnen, und dass dieser 
anfangs allgemein befürwortete Krieg eine 
nicht mehr zu übersehende Polarisierung 
der politischen Lager bewirkt hatte.

Ein erster Kulminationspunkt dieses durch 
das Hineingeraten in den „libanesischen 
Sumpf“ beschleunigten Prozesses mani-
festierte sich dann Ende der 1980er Jahre 
in der hitzigen innerisraelischen Debatte 
um die erste Intifada, jene Erhebung der 
palästinensischen Bevölkerung gegen das 
israelische Okkupationsregime, die dem 
David-Goliath-Mythos der israelischen 
Selbsteinschätzung endgültig den Todes-
stoß versetzte.

Was aber dann, vor allem nach dem 
zusammengebrochenen Oslo-Pro-
zess, einsetzte, war die (mit der unter 
Ariel Sharon immer intensiver betriebe-
nen Siedlungspolitik im Westjordanland) 
systematische Vereitelung der anvisier-
ten Zwei-Staaten-Lösung zur Beilegung 
des israelisch palästinensischen Konflikts, 
eine „Lösung“, die sich als keine erweisen 
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sollte, obgleich sie (auch international) lip-
penbekenntnishaft propagiert wurde.

Delegitimation der 
„Okkupation“

Im Nachhinein kann behauptet werden: 
Es war keine Lösung, weil Israel den Frie-
den mit den Palästinensern nie gewollt 
hat, auch nicht unter Ehud Olmert, mithin 
nie ernsthaft erwogen hat, die besetzten 
Gebiete wirklich zu räumen. Und es war 
nun die „Leistung“ Netanjahus in den ver-
gangenen Jahren (in gefügiger Koopera-
tion mit Donald Trump), nicht nur jegli-
che reale Bestrebung, den Konflikt anzu-
gehen, vom Tisch zu fegen, sondern sogar 
das Reden über den Konflikt, ja selbst die 
schiere Benutzung des Begriffs „Okkupa-
tion“ zu delegitimieren und entsprechend 
evaporieren zu lassen.

In den vier letzten Wahlgängen Israels hat 
mit Ausnahme der arabischen Parteien 
keine zionistische Partei diesen Begriff in 
den Mund genommen, geschweige denn 
in ihrer Wahlkampagne thematisiert. Das 
hatte einiges mit dem Parteienkonflikt um 
Netanjahus persönliches Schicksal zu tun; 
so verstand sich ja letztlich die anfangs 
beschriebene Blockbildung in allen vier 
Wahlgängen. Vor allem aber war (und ist) 
diese frappierende Beseitigung des zen-
tralen Faktors im Nahostkonflikt darin 
begründet, dass Israel insgesamt heute 
dermaßen nach rechts gerückt ist, ja sogar 
dem tabuisierten kahanistischen Rechtsra-
dikalismus wieder den Eingang ins Parla-
ment ermöglicht hat, dass sich kein zionis-
tischer Politiker mehr traut, von „Okku-
pation“ zu reden.

Nicht nur würde dies seinen politischen 
Tod bedeuten, die Auseinandersetzung 
mit der Besatzungsrealität hat sich darüber 
hinaus gleichsam erübrigt: Die allermeis-
ten Knesset-Abgeordneten glauben selbst 
nicht mehr an die Triftigkeit des Begriffs; 
die Nomenklatur hat das Ihre getan: Die 
Okkupation ist im Nichts der israelischen 
Realitätsverweigerung verschwunden. Der 
im Zimmer stehende Elefant ist unsichtbar 
geworden. Die ideologische Verblendung 
ist perfekt. 

Moshe Zuckermann ist ein israelisch-deutscher 
Soziologe und Professor für Geschichte und Philoso-
phie an der Universität Tel Aviv.
www.de.wikipedia.org/wiki/Moshe_Zuckermann 

Dank den Fotograf*innen
Die in dieser Ausgabe abgebildeten Fotos wurden uns sämtlich honorarfrei zum 
Abdruck überlassen. Wir bedanken uns sehr bei allen in dieser Weise am aktuel-
len Heft des Magazins „Der Schlepper“ mitwirkenden Fotografinnen und Foto-
grafen aus aller Welt und verweisen an dieser Stelle auf die Hinweise im Impres-
sum auf Seite 5.

Unser ganz besonderer Dank gilt Gisela Werner, die uns zahlreiche Fotos ihres 
leider in diesem Frühjahr viel zu früh verstorbenen Ehegatten Peter Werner 
zum Abdruck überlassen hat. Peter Werner war Mitglied der Kieler Gruppe 
Arbeiterfotografie und hat jahrelang unsere publizistische Arbeit und die Kämpfe 
vieler anderer in der Menschenrechts- 
und Antirassismusarbeit Engagierter 
mit seinen Fotos unterstützt. 
Wir vermissen ihn. 
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Israelische Siedler vertreiben palästinen-
sische Familien aus ihren Häusern – mög-
licherweise in Sorge, dass die behaupte-
ten Besitzansprüche vor dem Obersten 
Gerichtshof Israels keinen Bestand haben 
werden – und besetzen diese. Zur selben 
Zeit blockieren israelische Soldaten zum 
Fest Aid al Fitr den Gläubigen den Zugang 
zu den heiligen Stätten auf dem Tempel-
berg.

Die darauffolgenden Unruhen und die 
gewalttätigen Konfrontationen, waren 
offenbar mit ein Auslöser des massiven 
Konflikts zwischen der israelischen Armee 
und der Hamas in Gaza.

Die Situation vor Ort eskaliert. Bei den 
verstörenden Bildern und Videos über die 
Geschehnisse vor Ort, überkommt mich 
eine Flut von Emotionen. Die illegalen 
Besetzungen in Sheikh Jarrah, die Raketen 
der Hamas auf Israel, die Luftangriffe der 
israelische Armee auf Gaza, all das darf 
nicht sein.

Die zahlreichen einseitigen Medienbe-
richte hier in Deutschland und die selbst 
in diesem asymmetrischen Konflikt aus-
nahmslosen Solidaritätsbekundungen 
mit Israel seitens der Politik versper-
ren m. E. die Sicht auf die Ausweglosig-
keit der Palästinenser. Bis zum Waffen-
stillstand sind im Gaza-Streifen 242 Men-

schen gestorben, 
davon 66 Kinder, 38 
Frauen. 1.948 Per-
sonen im Gaza-
Streifen und 6.381 
in der Westbank 
wurden verletzt. 
In Israel wurden 
zwölf Menschen 
getötet, davon fünf 
Männer, fünf Frauen 
und zwei Kinder, 
und 710 wurden 
verletzt. (Stand 
21.05.219)

Als diese Gesamt-
katastrophe sich anbahnte, verspürte 
ich den Drang auf die Straße zu gehen, 
meine Stimme zu erheben, das Leid aller 
muss ganz klar gezeigt und thematisiert 
werden. Ich bin fest entschlossen, ich 
werde demonstrieren. Das war meine 
Motivation, für den 15. Mai eine Demons-
tration in Kiel ins Leben zu rufen.

Einige junge Leute in Kiel, teilten diesel-
ben Absichten und das Engagement. Wir 
haben uns zu einer Gruppe, ausschließ-
lich aus Privatpersonen, zusammenge-
schlossen und organisierten gemeinsam 
eine Demonstration in Kiel. Nachdem die 
Veranstaltung immer näher rückte und 
bereits jegliche Planungen abgeschlos-
sen waren, kam alles anders. Es war nicht 
mehr möglich die Demonstration durch-
zuführen.

Durch soziale Netzwerke entnahm ich 
einen Aufruf zu einer Gegendemonstra-
tion, die zur selben Zeit stattfinden soll. 
Die Veranstalter der Gegendemonstra-
tion haben öffentlich gegen uns als Orga-
nisationsgruppe und gegenüber unse-
rer geplanten Veranstaltung gehetzt. 
Sie erhoben schwerwiegende Vorwürfe 
und stellten unsachgemäße Behauptun-

gen und Unterstellungen auf. Diese fal-
schen Anschuldigungen erweckten den 
Anschein, dass man damit zu Provokatio-
nen und Hetze gegen die Teilnehmenden 
unserer Demonstration aufruft.

Für die meinerseits geplanten Veran-
staltung stehen allerdings Sicherheit und 
Friedlichkeit an oberster Stelle. Unter 
diesen Umständen, war mir bewusst, dass 
das nunmehr unmöglich umzusetzen war. 
Somit sah ich mich als Verantwortliche 
und Initiatorin der geplanten Demonstra-
tion gezwungen, die Veranstaltung abzu-
sagen. Diese Entscheidung zu treffen 
war nicht leicht. Ich war allerdings nicht 
mehr in der Lage, Schutz und Friedlichkeit 
gewährleisten zu können, da ich zur Ziel-
scheibe wurde.

Das war eine bittere Erfahrung, die uns 
aber nicht lähmt. Am 22. Mai machten 
wir mit einer erfolgreichen Veranstaltung 
auf dem Platz der Matrosen in Kiel auf 
die Lage der Palästinenser*innen in den 
Besetzten Gebieten und dort dringende 
politische Entscheidungsbedarfe aufmerk-
sam. 

Nura El-Ghandour lebt und arbeitet in Kiel.

Eine bittere Erfahrung

Kommentar zur öffentlichen politischen
Auseinandersetzung um Palästina-Solidarität

Nura El-Ghandour

Es fing alles am 7. Mai an: 
Nachrichten über Zwangs-
räumung, Provokationen 
und massive Polizeigewalt 
im Ost-Jerusalemer Stadt-
viertel „Sheikh Jarrah“.
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Die UN-Agentur für Palästina-Flücht-
linge im Nahen Osten (UNRWA) wurde 
Ende 1949 ins Leben gerufen, um sich 
der geschätzt 750.000 Palästinenser:innen 
anzunehmen, die im Zusammenhang mit 
der Staatsgründung 1948 gezwungen 
gewesen waren, ihr Land zu verlassen.1

Israel war der einzige Staat, der ein Leben 
in einer jüdischen Mehrheitsgesellschaft 
versprach. Das Versprechen ließ sich in 
der Folge jedoch nur durch die Verweige-
rung des Rückkehrrechts halten.2 Damit 
stellte sich die israelische Führung gegen 
die Resolution 194 der UN Generalver-
sammlung und eine Mehrheit der Staa-
ten, die bei den Anhörungen zur Auf-
nahme Israels in die Vereinten Natio-
nen eine gerechte Lösung des Flücht-
lingsproblems bzw. deren Rückkehrrecht 
gefordert hatten.3 Das ausschließlich für 
Jüdinnen:Juden geltende Recht auf Rück-
kehr, das die Knesset 1950 gesetzlich ver-
ankert hatte, sollte den jüdischen Charak-
ter des Staates qua Bevölkerungsmehrheit 
durch einen möglichst kontinuierlichen 
Zuzug aus der Diaspora absichern.4

Die Osloer Verträge, die zur Anerken-
nung Israels durch die Palästinensische 
Befreiungsorganisation führten, aber 
nicht zur erhofften israelischen Anerken-
nung des palästinensischen Selbstbestim-
mungsrechts, änderten daran nichts. Im 
Rückblick hatte Oslo v. a. das Ergebnis, 
möglichst viel Land mit möglichst gerin-
ger palästinensischer Bevölkerung unter 
direkter israelischer Kontrolle zu belas-
sen. Aus palästinensischer Sicht wird die 
Rückkehr jener, denen Israel im Zuge der 
Abkommen die Einreise in die besetzten 
Gebiete gestattete, damit sie die Palästi-
nensische Autonomiebehörde aufbauen, 
oft als einziger Erfolg Oslos gewertet.5 
Die Kernfragen des Konflikts, darunter 
das Rückkehrrecht, blieben unangetastet.6

Palästinensische Diaspora
Auch wenn es in der Behandlung paläs-
tinensischer Geflüchteter durch arabi-
sche Nachbarstaaten große Unterschiede 
gab, hatten die Politiken meist gemein-
sam, dass sie das Flüchtlingselend instru-
mentalisierten. Das Bild Israels als Haupt-
feind ließ sich damit bequem illustrieren, 
von Krisen und Repressionen im Innern 
leichter ablenken. Das Argument, den 
Palästinenser:innen sei auch nach Jahr-
zehnten nicht die Staatsbürgerschaft 
des jeweiligen Landes gegeben worden, 
um der israelischen Regierung nicht zu 
ermöglichen, das Flüchtlingsproblem für 
erledigt zu erklären, und um den Betrof-
fenen nicht in den Rücken zu fallen, ist 
wenig überzeugend. Erstens war Staats-
bürgerschaft keine Notwendigkeit dafür, 
die Benachteiligung und Diskriminierung 
der Geflüchteten zu unterlassen.7 Zwei-
tens hatte Jordanien Palästinenser:innen 
sehr wohl die Staatsbürgerschaft verlie-
hen und trotzdem im Friedensvertrag mit 
Israel festgehalten, dass deren Rückkehr-
recht erst später unter Einbeziehung der 
Betroffenen selbst geklärt würde.8 Drit-
tens hing die Weigerung Israels, Flücht-
linge zurückkehren zu lassen, nie zentral 
davon ab, ob sie eine andere Staatsbür-
gerschaft erlangt hatten.

Das Ziel diverser israelischer Regierun-
gen, einen ethno-religiös möglichst homo-
genen Staat zu konsolidieren, ist unter-
dessen unwahrscheinlicher geworden. In 
den Territorien vom Jordan bis zum Mit-
telmeer, in denen Israel mit der Ansied-
lung von mehr als 650.000 Siedler:innen in 
besetztem palästinensischen Gebiet effek-
tiv der einzige Souverän ist, gibt es schon 
heute keine jüdische Mehrheit mehr – 
auch ohne die Geflüchteten in den Nach-
barländern. Dabei wird bisweilen über-
sehen, dass die Flüchtlingsfrage nicht auf 

Palästinensische Geflüchtete
und der Jüdische Staat

Von der Ohnmacht des Rechts
und der Macht der Privilegien

Riad Othman

Für viele war eine zwin-
gende Schlussfolgerung 
aus der Shoah, dass 
Jüdinnen und Juden sich 
nie wieder als Minderheit 
in einem Land auf den 
Schutz einer nicht jüdi-
schen Mehrheit verlassen 
durften. Allerdings war die 
Entstehung des Staates mit 
der Vertreibung und Flucht 
von rund 80 Prozent der 
palästinensischen Bevöl-
kerung aus den Gebieten 
verbunden, die 1948/49 zu 
Israel wurden.
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Anrainerstaaten 
wie Syrien, Liba-
non oder Jorda-
nien beschränkt ist. 
Rund 30 Prozent 
der palästinensi-
schen Bevölkerung 
der West Bank und 
etwa 70 Prozent 
in Gaza sind eben-
falls Flüchtlinge. 
Oft leben sie nur 
wenige Dutzend 
Kilometer entfernt 
von ihren (zerstör-
ten) Herkunftsor-
ten, teils in Flücht-
lingslagern, teils in 
regulären Stadttei-
len oder Dörfern 
(wenn sie es sich 
leisten konnten, aus 
den Lagern wegzu-
ziehen).

Selbstbestim-
mung und 
Fremdzuweisung

Entsprechend dieser „demographischen 
Bedrohung“ werden auch die Schritte sei-
tens der israelischen Politik drastischer. 
Das 2018 verabschiedete Nationalstaats-
gesetz schreibt u. a. fest: „Die Verwirk-
lichung des Rechts auf nationale Selbst-
bestimmung ist im Staat Israel einzig für 
das jüdische Volk.“9 Mit ihrer einseitigen 
Politik versuchte die US-Regierung unter 
Donald Trump gar, die Abwicklung der 
Flüchtlingsfrage im Sinne der israelischen 
Regierung voranzutreiben, als sie jegliche 
Unterstützung der UNRWA einstellte10 
und Libanon sowie Jordanien Hilfen für 
die dauerhafte Absorption der Flücht-
linge und massive Investitionen in Aussicht 
stellte. Die Biden-Administration hat die 
Zahlung von Hilfsgeldern an die UNRWA 
unterdessen wieder aufgenommen.

Als sei die Situation vor Ort nicht schon 
vertrackt genug, ist die Auseinanderset-
zung über den Konflikt auch in Deutsch-
land schärfer geworden. Die Debatte um 
den Beschluss gegen die Boykottbewe-
gung BDS zeigt dies deutlich. Im Mai 2019 
stufte der Deutsche Bundestag gegen den 
Protest israelischer und jüdischer Intel-
lektueller und Gelehrter „die Argumen-
tationsmuster und Methoden der BDS-
Bewegung“ als antisemitisch ein.11 Geht es 
wirklich um die Methoden – Boykott oder 
nicht – zur Erlangung palästinensischer 

Rechte? Oder geht es um das (Rück-
kehr-) Recht selbst, wenn sich in Deutsch-
land Funktionsträger:innen, Politiker:innen 
und Intellektuelle in die Frage der Aufar-
beitung eines historischen Unrechts ein-
mischen? Tatsache ist, dass in der Folge 
in deutschen Medien durch diverse Stim-
men kolportiert worden ist, der Bundes-
tag habe die Ziele bzw. Forderungen der 
Bewegung – darunter die Anerkennung 
des Rückkehrrechts – für antisemitisch 
erklärt, obwohl der Beschluss das so nicht 
besagt.12

Die heute bisweilen als judenfeindlich dif-
famierte Forderung nach Rückkehr wurde 
in den 1940er Jahren diskutiert, nur 
wenige Jahre nach der Shoah, ohne dass 
die damalige israelische Führung dies mit 
Antisemitismus in Verbindung gebracht 
hätte; sie wurde Jahrzehnte lang aufrecht-
erhalten, lange bevor es BDS gab. Die 
verzerrte Darstellung des sowieso schon 
fragwürdigen parlamentarischen Beschlus-
ses kann dabei als Versuch verstanden 
werden, ein verbrieftes Recht zu entsor-
gen.

Angst, Resignation, Herabwür-
digung und Wut im Überfluss

Der Umgang mit einem historischen 
Unrecht ist nie einfach. Natürlich gilt das 
auch für die schmerzhafte israelisch-paläs-
tinensische Geschichte. Es gibt in Israel 

keine Mehrheit für einen bi-nationalen 
Staat (siehe Beitrag von Moshe Zucker-
mann auf S. 148). Neben der jüdischen 
Mehrheit, werden auch eigene Privile-
gien verteidigt. Demnach gibt es wenig 
Verständnis für das Rückkehrrecht und 
kein Interesse an einer Diskussion, was 
das in Wirklichkeit überhaupt bedeuten 
könnte. Stattdessen gibt es Angst, Resi-
gnation, Herabwürdigung, Wut usw. im 
Überfluss. Natürlich ist das alles nicht 
leicht aufzulösen, weder mit Trumps 
Rezept, das Thema durch schiere Macht 
„vom Verhandlungstisch zu nehmen“ noch 
durch Versuche hierzulande, mittels har-
scher Urteile die eigene Diskurshoheit zu 
sichern, indem ein Recht für antisemitisch 
erklärt wird, weil es sich an eine Regie-
rung richtet, die den Umbau ihres Staa-
tes zu einer jüdischen Ethnokratie immer 
offener vorantreibt.

Ein konstruktiver Beitrag zur Konfliktre-
gelung ist das nicht. Die deutschen Debat-
ten bringen weder den Jüdinnen:Juden in 
Israel etwas, die nicht in einem rechtsnati-
onalistischen Land leben wollen, noch den 
Palästinenser:innen in der Region, die sich 
ein Ende des Konflikts und gleiche Rechte 
für alle Menschen wünschen. 

Riad Othman ist Referent für Israel und Palästina bei 
medico international, Frankfurt/M. www.medico.de 

Die Fußnoten finden Sie in der Onlineversion des 
Artikels unter www.frsh.de/schlepper/100

Die Mauer umgibt seit 2005 die gesamte Westbank
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Fast täglich lesen und hören wir in den 
öffentlich-rechtlichen Medien von Men-
schenrechts-verletzungen in Russland und 
werden deutsche Politiker*innen nicht 
müde, die Inhaftierung des Oppositionel-
len Nawalny und deren fadenscheinige 
Begründung in scharfem Ton anzupran-
gern und der russischen Regierung Sank-
tionen anzudrohen. Diese Empörung hat 
sicher gute Gründe. Wo Menschenrechte 
verletzt und das Recht auf oppositionelle 
Betätigung beschränkt werden, ist Pro-
test Pflicht.

Währenddessen werden in der Türkei 
täglich zahlreiche Oppositionelle unter-
schiedlicher politischer Couleur inhaf-
tiert mit nicht weniger fadenscheini-
gen Begründungen. Zehntausende poli-
tisch aktive oder zivilgesellschaftlich enga-
gierte Bürger*innen sitzen teils seit meh-
reren Jahren aus ungeklärten Gründen 
in gesundheitsgefährdender Haft. Doch 
Empörung und Sanktionsdrohungen gegen 
die türkische Regierung bleiben aus.

Der ehemalige Vorsitzende der HDP, 
Selahattin Demirtaş, sitzt seit mehr als 

Zweierlei Ma(a)s(s) – Was qualifiziert die 
Türkei zum Partner in Flüchtlingsfragen?

Die Einhaltung von Menschenrechten und die
Bekämpfung von Fluchtursachen sind es nicht

Astrid Willer

Seit Jahren werden in der 
Türkei in immer neuen 
Wellen Oppositionelle 
verhaftet, Minderheiten 
verfolgt und bleiben 
inzwischen auch Frauen 
insgesamt ohne interna-
tional verbrieften Schutz 
männlicher Gewalttätig-
keit ausgesetzt.

dies in den Schatten gestellt, auch den 
gerade vollzogenen Austritt der Türkei 
aus der Istanbul-Konvention der EU zum 
Schutz von Frauen. Letzteres wäre allein 
schon Grund genug gewesen, die Reise 
gar nicht erst anzutreten.

Geostrategische Interessen 
und Flüchtlingsabwehr 
versus Bekämpfung von 
Fluchtursachen

So wenig ernst nimmt man also hierzu-
lande Menschenrechte und Demokra-
tie, wenn es um die Türkei geht. Direkt 
nach Einleitung des Parteiverbotsverfah-
rens und Austritt der Türkei aus der Istan-
bul-Konvention warb Kanzlerin Merkel 
mit Blick auf den EU-Gipfel Ende März 
für eine Weiterentwicklung der Beziehun-
gen. Man setzt auf die türkische Regie-
rung als geostrategischen Partner und ins-
besondere als Außenposten der Festung 
Europa.

Angesichts der wachsenden Zahl von 
Menschen, die sich aus den Krisenherden 
Syrien, Afghanistan, Somalia, Eritrea, Irak, 
Iran, Yemen ... auf den Weg nach Europa 
machten, ging die EU 2016 den Flücht-
lings-Deal mit der Türkei ein: Rücknahme 
von an der EU-Außengrenze zurückge-
wiesenen Geflüchteten durch die Türkei 
gegen Aufnahme syrischer Geflüchteter 
durch die EU und Milliardenzahlungen an 
die Türkei zur Versorgung von Geflüchte-
ten. Das Abkommen wird von EU-Seite 
als Erfolg gewertet. Ganz anders sehen 
dies Menschenrechts- und Flüchtlingsor-
ganisationen. 

„Der EU-Türkei-Deal ist ein menschen-
rechtliches Fiasko“ urteilt Gunter Burk-
hardt, Geschäftsführer bei Pro Asyl, 
und verweist darauf, dass die Türkei auf 
Platz vier der Hauptherkunftsländer von 

vier Jahren im Gefängnis. Anlässlich eines 
aktuell eingeleiteten Verbotsverfahrens 
gegen die zweitgrößte Oppositionspar-
tei gab es vom Auswärtigen Amt neben 
zaghafter Kritik an der türkischen Regie-
rung Ermahnungen gegen die vom Verbot 
bedrohte Partei. Die HDP müsse sich, 
so Außenminister Heiko Maas, klar von 
der PKK abgrenzen. Ach so. Offenbar 
spielt es keine Rolle, dass der Europäische 
Gerichtshof Anfang des Jahres schon zum 
zweiten Mal geurteilt hat, dass Selahattin 
Demirtaş unrechtmäßig inhaftiert wurde 
und umgehend freizulassen ist. Verdient 
die Missachtung des Urteils durch die tür-
kische Regierung, die Mitglied im Euro-
parat ist, keinen Protest, weil die dortige 
Opposition erst spezielle an der Lesart 
der türkischen Regierung orientierte Kri-
terien erfüllen muss? Die Tatsache, dass 
Herr Nawalny in seiner politischen Hal-
tung und Praxis durchaus umstritten ist, 
hat den vehementen medienöffentlichen 
Forderungen seiner Freilassung durch 
deutsche Politiker*innen demgegenüber 
keinen Abbruch getan. Hier wird offenbar 
mit zweierlei Maß gemessen.

Dafür spricht auch der kürzliche – mitt-
lerweile als Sofa-Gate bekannte – Besuch 
von EU-Ratspräsident Michel und EU-
Kommissionspräsidentin von der Leyen 
als Unterhändler*innen der EU. Sie 
kamen, um die mögliche Erneuerung 
bestehender Verträge zu prüfen, u.a. des 
Türkei-EU-Flüchtlingsabkommens und 
über Visafreiheit und Zollunion zu bera-
ten. Der Besuch wird in die Geschichte 
nicht etwa als engagierte Verhandlung 
über Einhaltung von Menschenrech-
ten, rechtsstaatliche und völkerrechtliche 
Standards, Rechte von Minderheiten und 
Fragen des Flüchtlingsschutzes eingehen. 
Nein die – berechtigte – Empörung dar-
über, dass Frau von der Leyen kein Platz 
auf Augenhöhe angeboten wurde, hat all 
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Asylsuchenden liegt. Die Schutzquote 
von Geflüchteten aus der Türkei lag in 
Deutschland 2020 immerhin bei 47,7%. 
„Kollateralschäden“ dieses Abkommens 
sind die katastrophalen Zustände in den 
Flüchtlingslagern auf den griechischen Inseln 
in der Ägäis und gewaltsame Zurückschie-
bungen bis hin zu Toten. (vgl. Studie der 
Moria Komplex, www.medico.de)

Die türkische Innen- und 
Außenpolitik treibt Menschen 
in die Flucht

Unterdrückung der Opposition, Gleich-
schaltung der Medien und Inhaftierungen 
an der Tagesordnung

Nicht nur Selahattin Demirtaş sitzt in 
der Türkei in Haft. Seit dem 26. April 
2021 wird ihm und 108 führenden HDP 
Politiker*innen nach Entzug der Immuni-
tät der Prozess gemacht. Hintergrund sind 
Proteste aus dem Jahr 2014 gegen die tür-
kische Unterstützung des IS im Zusam-
menhang mit der Einkesselung der nordsy-
rischen Stadt Kobanê. Die türkische Regie-
rung bezeichnet die Proteste als terroristi-
schen Akt und wirft generell der HDP vor, 
verlängerter Arm der PKK zu sein.

Laut Auswärtigem Amt sitzen ca. 5.000 
HDP-Mitglieder im Gefängnis. Dabei 
bleibt unbeachtet – auch von Deutschland 
und der EU – dass zwar die Anerkennung 
der Rechte von Kurd*innen eine große 
Rolle im Parteiprogramm spielt, die HDP 
sich aber schon lange auch als Sprach-
rohr für andere marginalisierte Grup-
pen wie Yezid*innen, Armenier*innen, 
Christ*innen oder die LGBTQI-Bewe-
gung versteht. Eine Entwicklung, die unter 
Kurd*innen nicht unumstritten ist. Der 
Zuspruch der HDP bei der Wahl 2015 
wurde der absoluten Mehrheit Erdoğans 
gefährlich und mit den Stimmen der HDP-
Anhänger*innen konnte 2019 der Bürger-
meister-Kandidat der kemalistischen CHP 
in Istanbul den Kandidaten von Erdoğans 
AKP besiegen. Dies sind die eigentlichen 
Gründe für die Prozesse und das Partei-
verbotsverfahren. Damit wird ein Teil der 
Opposition, der auch Bindeglied zwischen 
kurdisch- und türkischstämmigen linken 
Kräften ist und der Staatsdoktrin des 
einen Volkes trotzt, mundtot gemacht.

Inhaftiert werden auch tatsächliche oder 
vermeintliche Anhänger*innen der Gülen-
Bewegung, der vom Regime der Putsch 
gegen Erdoğan 2016 zur Last gelegt wird. 
Sie machen einen Großteil der in den letz-
ten Jahren aus der Türkei nach Deutschland 

Geflüchteten aus. Im Unterschied zu asylsu-
chenden Kurd*innen erhalten sie hier in der 
Regel schnell einen Schutzstatus. (BT Druck-
sache 19/26071; https://bit.ly/3tqnd09)

Insgesamt wurden seit 2016 eine halbe 
Million Ermittlungsverfahren einge-
leitet und zehntausende vermeintli-
che Staatsfeinde inhaftiert, darunter 
Menschenrechtsanwält*innen, Aktivist*in-
nen und Journalist*innen. Ungeachtet der 
Proteste von Organisationen wie Repor-
ter ohne Grenzen oder dem PEN-Zent-
rum steht die Türkei in der Rangliste der 
Pressefreiheit auf Platz 153 von 180 Län-
dern. Das Auswärtige Amt spricht in 
seinem Lagebericht zur asyl- und abschie-
berelevanten Lage in der Türkei vom 
August 2020 sogar von nahezu voll-
ständiger Gleichschaltung der Medien. 
Journalist*innen sitzen in Haft oder 

werden bedroht. Verlage und Zeitungen 
werden geschlossen. So auch die Zeitung 
Taraf. Ihr Chefredakteur Ahmet Altan, 
bekannter Journalist und Regierungskri-
tiker, wurde Mitte April nach über vier 
Jahren im zweiten Anlauf aus der Haft 
entlassen. Auch hier hatte der Europäi-
sche Gerichtshof geurteilt, die Inhaftie-
rung stelle unter anderem einen Verstoß 
gegen das Recht auf freie Meinungsäuße-
rung, Freiheit und Sicherheit dar.

Zuletzt gerieten gegen den Austritt aus 
der Istanbul-Konvention protestierende 
Frauen-organisationen ins Visier des 
Staatsapparates. Die türkeiweite Platt-
form zur Verhinderung von Frauenmor-
den (www.kadincinayetlerinidurduraca-
giz.net) zählt mehr als 300 Femizide für 
2020. Sie mobilisierte tausende Men-
schen im ganzen Land zum Protest gegen 

Kurdenproteste gegen die türkische Invasion in Nordsyrien 2019
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den Austritt. Im Zuge der folgenden staat-
lichen Strafmaßnahmen wurden zahl-
reiche Beteiligte inhaftiert, u.a. wurden 
drei Frauen, Geflüchtete aus dem Iran, in 
Abschiebehaft genommen.

Die Türkei ist kein 
sicherer Drittstaat.

Nach dem Putsch-Versuch gegen die 
Erdoğan-Regierung 2016 wurde per 
Gesetz verfügt, dass auch Geflüchtete mit 
einem Schutzstatus aus Gründen der öffent-
lichen Sicherheit oder anderer Belange 
des Staatsschutzes abgeschoben werden 
können. Das Beispiel der drei Iraner*innen 
zeigt, dass dies bittere Praxis ist.

Die Türkei verweist darauf, dass sie 3,6 
Millionen syrische Geflüchtete aufgenom-
men hat. Dies ist richtig und hat sicher 
vielen Menschen das Leben gerettet. 
Dennoch brechen auch zahlreiche syri-
sche Geflüchtete von dort auf, um nach 
Europa zu gelangen. Nicht-europäische 
Geflüchtete erhalten in der Türkei nur ein 
vorübergehendes Aufenthaltsrecht ohne 
Perspektive eines dauerhaften Aufenthalts 
geschweige denn der Existenzsicherung. 
Das bestätigt ein von Pro Asyl beauftrag-
tes Gutachten auch im Hinblick auf die 
große Zahl von Geflüchteten aus Afgha-

nistan, die in der Türkei stranden oder 
aufgrund des EU-Flüchtlingsabkommens 
mit der Türkei von Griechenland dorthin 
zurückgeschoben werden. Sie leben dort 
zum großen Teil ohne soziale Versorgung, 
in die Illegalität gedrängt und in ständiger 
Angst vor Inhaftierung und Abschiebung.

An politische Betätigung oder Eintre-
ten für die eigenen Rechte ist nicht zu 
denken.

Umsiedlung von Geflüchteten 
nach völkerrechtswidrigem 
Einmarsch in Nordsyrien 

Ohnehin möchte sich die türkische Regie-
rung perspektivisch der Geflüchteten 
entledigen. Nach dem selbst vom wis-
senschaftlichen Dienst des Bundestages 
als völkerrechtswidrig eingestuften Ein-
marsch in die vor allem von Kurdischen 
Einheiten vom IS befreiten Gebiete in 
Nordsyrien plant die Türkei, dort syri-
sche Geflüchtete anzusiedeln. Seither ist 
die türkische Armee Kriegspartei im syri-
schen Krieg und führt dort in Kollabora-
tion mit islamistischen Söldnertruppen 
Säuberungen gegen die ansässige Bevöl-
kerung durch. Wegen der heftigen Gegen-
wehr kurdischer Einheiten steht aktu-
ell die dritte Invasion türkischer Trup-

pen in Nordsyrien bevor. Darüber hinaus 
sind Konflikte zwischen umgesiedelten 
Geflüchteten und verbliebener sowie der 
zu Hunderttausenden in die Nachbarregi-
onen vertriebenen Bevölkerung vorpro-
grammiert. Auch die Umsiedlung ist völ-
kerrechtswidrig und verstößt gegen Art. 
49 der 4. Genfer Konvention von 1949. 
(vgl. WD 2 – 3000 – 116/19 https://bit.
ly/3usl1Xi)

Damit schlägt Erdoğan gleich mehrere 
Fliegen mit einer Klappe. Die syrischen 
Geflüchteten verlassen das Land, die 
ansässige Bevölkerung in Nordsyrien wird 
vertrieben und so die kurdischen Autono-
miebestrebungen ausgehebelt. Und das 
alles mit dem Segen der EU. In der Erklä-
rung der EU vom 18. März 2016 (https://
bit.ly/3nYFC2J) zum Flüchtlingsabkom-
men sind ungeachtet der Völkerrechts-
widrigkeit „(…) gemeinsame Anstrengun-
gen zur Verbesserung der humanitären 
Bedingungen in Syrien“ vorgesehen, „hier 
insbesondere in bestimmten Zonen nahe 
der türkischen Grenze, damit die ansäs-
sige Bevölkerung und die Flüchtlinge in 
sicheren Zonen leben können.“ 

Astrid Willer ist Mitglied und Mitarbeiterin des 
Flüchtlingsrates Schleswig-Holstein. www.frsh.de

Kinder im kurdischen Flüchtlingslager Mahmour in Südkurdistan 2019
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Bilder von der border patrol, die illegale 
Grenzeintritte verhindert, Kinder von 
ihren Eltern trennt und sie unter men-
schenunwürdigen Konditionen in Käfige 
sperrt. Razzien der Migrations- und Hei-
matschutzbehörde im Inneren des 
Landes, die durchgeführt werden, um ille-
galisierte Personen zu identifizieren, zu 
inhaftieren und abzuschieben. Bilder vom 
Bau einer Mauer entlang der Grenze oder 
rechtsextreme Bürgerwehren, die auf 
Migrantenjagd sind. Bilder von einem Teil 
der Bevölkerung, der verlangt, die “Inva-
soren” zu stoppen und eine noch schär-
fere und grausamere Antimigrationspoli-
tik voranzutreiben. Bilder von Politikern 
und fremdenfeindlichen Gruppierungen, 
die einen Diskurs über Migranten als Ver-
brecher, als eine Bedrohung für die Kultur 
und Identität der weißen USA verbreiten. 
Bilder, die – ohne dafür Belege zu haben 

– Migration und Terrorismus miteinander 
verknüpfen.

Setzt man Geographie und Identität der 
oben beschriebenen Akteure in Klam-
mern, zeichnen sich alle diese Bilder für 
die deutschen und europäischen Leser als 
nur allzu sehr vertraut ab. Es ist, als ob 
sich ein globales Narrativ und ein gemein-
sames Vokabular über die Migration welt-
weit etabliert hätte, deren Basso Con-
tinuo die “moral panic” wäre. In dieser 
Erzählung wird die Migration – besonders 
aus dem Süden in den globalen Norden – 
mit Unsicherheit in Verbindung gebracht. 
Dabei wird suggeriert, dass die einzige 
Art und Weise, damit umzugehen, die 
Anwendung von punitive measures ist: Je 
schärfer die Abschreckungspolitik, desto 
effektiver. 

Je schärfer die Abschreckungspolitik
desto effektiver

Migrations- oder Flüchtlingskrise in Nordamerika?Marco Estrada Saavedra

Wenn man die Nachrich-
ten über die Geschehnisse 
an der Grenze zwischen 
Mexiko und den USA in 
der letzten vier Jahren 
mitverfolgt, hat man wahr-
scheinlich eine Fülle von 
Bildern im Kopf: riesige 
Menschenkarawanen 
von Mittelamerikanern, 
die Mexiko durchqueren, 
um an der Nordgrenze zu 
stranden. 

Pazifikstrand in Tijuana
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Mauer mit magischen Kräften
An der Grenze zwischen Mexiko und den 
USA erlangen die Phantasien dieses Nar-
rativs ganz konkrete Formen wie den Bau 
einer Mauer – der übrigens während der 
Administration von Bill Clinton (1993-
2001) begann und an der alle 
seine Nachfolger weiter gebaut 
haben. Der Mauer werden 
magische Kräfte zugeschrieben, 
die die Überquerung durch die 
unliebsamen Migranten end-
gültig verhindern könnten. 
Dadurch verschwände – glaubt 
man – die Migration als Prob-
lem. Was tatsächlich geschieht, 
ist, dass für Migranten und 
Geflüchtete die Hindernisse, 
finanziellen Kosten und lebens-
bedrohlichen Gefahren auf 
dem Fluchtweg extrem zuneh-
men – ganz besonders, wenn 
sie Mexiko durchqueren und 
sich im Süden der USA befin-
den. Und falls sie das gelobte 
amerikanische Land erreichen 
– das betrifft vor allem illegali-
sierte Menschen – warten dort 
Rassismus, Diskriminierung, 
Ausbeutung, Exklussion und 
Gefängnis auf sie. 

Wer dagegen Schutz und 
Zuflucht sucht, denen verwei-
gert man de facto das Recht, 
einen Asylantrag in den USA zu 
stellen und das Recht, auf die 
Entscheidung auf amerikani-
schem Boden zu warten, da die Antrag-
steller seit ungefähr drei Jahren hinter die 
Grenze zurückgeschickt werden. Dort 
können sie bis zu drei Jahre auf die Ent-
scheidung der Behörde warten. Trotz 
einer gewissen Unterstützung von mexi-
kanischen Programmen für Geflüch-
tete und trotz lokaler und internationa-
ler Menschenrechtsorganisationen, leben 
Geflüchtete im Süden des Río Grande in 
extrem prekären Bedingungen und sind 
der Willkür von mexikanischen Behörden 
und der Ausbeutung und Gewalt von kri-
minellen Gruppen ausgesetzt.

Historische Dimension
In Gegensatz zu den Berichten der ame-
rikanischen Medien – einschließlich der 
seriösen – bezeugen wir an der Grenze 
keine “Migrationskrise”, sondern eine 
humanitäre Krise.

Eine kurze historische Revue kann uns 
dabei helfen, besser zu verstehen, wie die 

jetzige Situation entstand und welche die 
Hauptfaktoren dieser Wanderungsbewe-
gungen sind. Dafür möchte ich zuerst die 
mexikanische Migration in die USA und 
danach die mittelamerikanische behan-
deln, um der Komplexität des Phänomens 
gerecht zu werden. 

Krisenbedingte Migrationen in 
den zirkulären nordamerika-
nischen Arbeitsmarkt

Die Wanderungsbewegungen zwischen 
Mexiko und den USA sind historisch und 
ihre Hauptursache liegt an wirtschaftli-
chen Faktoren beider Länder. Z.B. riefen 
zurzeit des zweiten Weltkrieges, wäh-
rend amerikanische Truppen in Europa 
und im Pazifik kämpften, beide Regierun-
gen ein Abkommen ins Leben, um saiso-
nale Arbeitsmigration für die Stärkung der 
amerikanischen Landwirtschaft zu ermög-
lichen. Das Programm lief viele Jahrzehnte 
nach Ende des Krieges weiter. Die mexi-
kanischen Saisonarbeiter waren haupt-
sächlich junge Männer, die zwei bis drei 
Jahre auf Feldern schufteten und dann 
nach Hause zurückkehrten. Sie hegten 
die Erwartung, ihr Einkommen aufzusto-
cken und die Lebensbedingungen für sich 
und ihre Familien zu verbessern. Es han-
delte sich um eine typische Wanderungs-

bewegung der Landbevölkerung in ländli-
che Gebiete. 

Gegen Ende der Siebzigerjahre, als 
das Modell der inneren Industrialisie-
rung Mexikos in Stocken geriet, verlor 
die Volkswirtschaft an Dynamik. Anfang 

der Achtzigerjahre brach eine 
Finanzkrise aus, die dazu bei-
trug, die mexikanische Wirt-
schaft für den globalen Handel 
und die damit verbunde-
nen Konkurrenzen zu öffnen. 
In diesem verlorenen Jahr-
zehnt schrumpfte der Arbeits-
markt zusammen, was zu einem 
neuen Zyklus von Arbeitsmigra-
tion Richtung Norden führte. 

Wieder gingen junge Männer in 
die USA, aber diesmal handelte 
es sich eher um eine Stadtbe-
völkerung, die hauptsächlich 
Arbeit in Städten, im Industrie- 
und Leistungssektor des Nach-
barlandes suchte. Wie in der 
Vergangenheit war diese Wan-
derungsbewegung hauptsächlich 
wirtschaftlicher Natur, d.h. es 
war keine Einwanderung, da die 
Migranten nach Mexiko zurück-
kehrten. Wir haben es hier mit 
einem zirkulären Arbeitsmarkt 
zu tun. Die Erwartungen dieser 
Migranten waren ähnlich wie 
die aus ländlichen Gebieten: der 
wirtschaftlichen Krise in Mexiko 
auszuweichen und ihren Fami-
lien eine bessere finanzielle Per-
spektive bieten zu können. Mit 

anderen Worten: Diese Migration war ein 
rein wirtschaftlich bedingtes Phänomen, 
das der Wirtschaft und dem Arbeitsmarkt 
beider Länder zugutekam. Es ging nicht 
unbedingt um Einwanderung, obwohl 
Teile dieser Migranten anfingen, soziale 
und wirtschaftlichen Netzwerke in den 
USA zu bilden, so dass sie sich später dort 
niederlassen konnten.

Abschiebungsregime zum 
Schutz des US-amerikanischen 
Arbeitsmarktes

Trotz der Entspannung der wirtschaftli-
chen Lage in Mexiko Ende des 20. Jahr-
hunderts, dauerte die Wanderungsbewe-
gung in dieser Form bis 2008. Das Zusam-
menspiel der Finanzkrise und der Wirt-
schaftsrezession in den USA verursachte 
den Sturz des amerikanischen Arbeits-
marktes und konsequenterweise die mas-
sive Abschiebung von illegalisierten Arbei-

Ich lese den Schlepper, weil …
... ich mir eine möglichst ausgewogene Meinung bilden 
möchte und mir durch seine Lektüre die Divergen-
zen sowie die unterschiedlichen Perspektiven und 
Schwerpunkte in den anderen Print-Medien erkenn-
bar werden. Dabei erscheint mir der Standpunkt des 
„Schleppers“ leider allzu häufig unterrepräsentiert, 
sodass er als Gegengewicht wichtig ist.

Mit allen guten Wünschen und Gratulation zum 30. 
Jubiläum!

 
Doris Nedelmann
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tern, um die amerikanische Arbeiterschaft 
zu schützen. 

In diesem Kontext schob die Regierung 
Obama (2009-2017) Millionen illegali-
sierter Personen ab, deswegen nann-
ten Migranten- und Menschenrechtsor-
ganisationen ihn den “deporter in chief” 
– einen Präsidenten, der im Übrigen in 
Deutschland weiter einen auffällig guten 
Ruf genießt, trotz seines tödlichen, illega-

len Drohnenkriegs im Nahen Osten und 
trotz des Betriebs eines illegalen Überwa-
chungssystems gegen seine eigene Bevöl-
kerung und den Rest der Welt. 

Was früher hauptsächlich eine wirtschaft-
lich und arbeitstechnisch bedingte zirku-
läre Wanderungsbewegung war, verwan-
delt sich in einer Art ungewollte Einwan-
derung dadurch, dass die Hindernisse, um 
in die USA zurückzukehren und dort zeit-
weise zu arbeiten, wuchsen. Dank einer 
moderaten zwanzig Jahre anhaltenden 
Wachstumsperiode wurden Teile dieser 
Arbeitskraft in die mexikanische Volks-
wirtschaft integriert. Tatsache ist, dass 
die mexikanische Wanderungsbewegung 
in die USA dramatisch abnahm und auf 
einem historischen Tiefpunkt landete. 

Illegalisierung der Arbeitsmi-
gration im Schatten von Anti-
terrorpolitik und Pandemie

Die zunehmende Verschärfung der ame-
rikanischen Migrationspolitik ab Mitte der 
neunziger Jahre, aber besonders ab 9/11 
und ein politisch, sozial und kulturell aus-
länderfeindliches Klima schufen größere 
Hindernisse für die eingefahrene Dyna-
mik des zirkulären Arbeitsmarktes. Die 

Migration wurde als eine Angelegenheit 
der inneren Sicherheit eingeordnet, was 
zu einer de facto Militarisierung der Süd-
grenze führte. 

Nach einer langen Phase einer stagnie-
renden Wanderungsbewegung kann man 
in den letzten Jahren eine Zunahme der 
erzwungenen und der Arbeitsmigration 
(forced and labor migration) von Mexika-
nern in die USA beobachten. Die Gründe 
dafür sind einerseits die innere Sicher-
heitskrise, die Mexiko gerade durchlebt 
– besonders ab 2007 wegen des politi-
schen Drucks Washingtons, seine Politik 
der Drogenbekämpfung mittels einer Mili-
tarisierungsstrategie zu unterstützen, was 
massive Menschenrechtenverletzungen, 
gewaltsame Auseinandersetzungen zwi-
schen Ordnungskräften und kriminellen 
Organisationen und zwischen Drogenkar-
tellen hervorbringt – und andererseits die 

Wirtschaftsrezession, die die aktuelle Pan-
demie verursacht.

Während in den Nullerjahren die mexi-
kanische Migration in die USA eindeu-
tig abnahm, geschah das Gegenteil mit 
der mittelamerikanischen Wanderungs-
bewegung, die historisch betrachtet nicht 
prominent war – abgesehen von der der 
Geflüchteten der Bürger- und Revoluti-
onskriege in den 70er und 80er Jahren.

Familien, die schlichtweg 
überleben wollen

Im Zuge der letzten zehn Jahre nahm die 
Migration aus Mittelamerika in die USA 
zu. Die Gründe dafür sind mannigfaltig: 
Klimawandel in Form von Hurrikanen, 
die große Landstriche und Lebensräume 
mehrmals vollständig zerstörten. Trotz 
wirtschaftlichen Wachstums in Guatemala, 
El Salvador und teilweise auch in Hondu-
ras ist der Reichtum weiter in Händen der 
wirtschaftlichen und politischen Eliten der 
Länder. 

Vor allem trugen der Zusammenbruch 
der öffentlichen Sicherheitslage und die 
Gewalt von kriminellen Banden zum 
menschlichen Exodus bei. Mächtige 
Gangs, oft toleriert und unterstützt von 
der dortigen Polizei, widmen sich rück-
sichtslos der Ausbeutung, Erpressung, 

Grenzübergang Tijuana / San Diego 
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Vergewaltigung und Ermordung einer ein-
geschüchterten und schutzlosen Bevöl-
kerung. Es herrscht Straflosigkeit und die 
Staaten zeigen sich unfähig und manch-
mal unwillig, der Unordnung ein Ende 
zu setzen. Die staatlichen Strukturen in 
der Region sind so schwach, dass sogar 
wirtschaftliche und politischen Akteure 
gezwungen sind, sich mit den Kriminellen 
zu arrangieren.

Das Ergebnis von alldem ist, dass die Mit-
telamerikaner (im Gegensatz zu den 
Mexikanern, zumindest bis vor kurzem) 
nicht auswandern, um ihren Lebensunter-
halt zu verbessern, sondern hauptsächlich 
um des nackten Überlebens willen. 

An der demographischen Zusammen-
setzung der mittelamerikanischen Wan-
derungsbewegung in die USA kann man 
dieses beobachten. In der Vergangenheit 
zeichnete sich die Migration dadurch aus, 
dass sie aus jungen Männern bestand. Ab 
2018 machen begleitete und unbegleitete 
Minderjährige ein Drittel der Migranten 
aus. Anders ausgedrückt: Die migratori-
sche Veränderung entwickelt sich von ein-
zelnen Menschen zu ganzen Familien, die 
schlichtweg überleben wollen. Es handelt 
sich hier primär nicht um arbeitsuchende 
Personen, sondern um Geflüchtete. Die 
Fernsehbilder, die wir regelmäßig in der 
Tagesschau sehen, zeigen eine humanitäre 
Katastrophe.

Mittelamerikanische Front-
staaten als Migrationsverteidi-
gungsvorposten

Trotz der eigenen inneren Sicherheitskrise 
und ökonomischen Situation im Land 
bietet Mexiko nicht nur Mittelamerika-
nern, sondern auch Kubanern, Haitianern, 
Venezolanern und sogar Menschen aus 
Afrika und Asien Zuflucht. Etwas weniger 
als 50 Prozent von ihnen arbeiten schon 
in der formellen Wirtschaft. Wegen des 
politischen Drucks der Regierung Trump 
(2017-2021), die forderte, die Wande-
rungsbewegung an der Grenze end-
gültig zu stoppen, sonst hätte sie Straf-
zölle bis zu 25 Prozent auf alle Warenim-
porte gesetzt, sah sich die mexikanische 
Regierung gezwungen, mit Washington zu 
kooperieren und aus Mexiko “die erste 
Verteidigungslinie” gegen “illegale Ein-
wanderung” zu machen. Das hat die Süd- 
und Nordgrenze Mexikos militarisiert. 
Die berühmt-berüchtigte Mauer Trumps 
besteht aus mexikanischen Nationalgar-
disten. 

Ähnlich agierten die USA gegenüber Gua-
temala und El Salvador. Sie setzten beide 
Länder unter Druck, um Asylabkom-
men zu unterzeichnen, um sie zu de facto 
“sicheren Drittsaaten” zu erklären. D. h. 
Geflüchtete müssen erstmal dort Asyl 
beantragen. 

Perfekter Sündenbock für alle 
Schwierigkeiten 

Die neue amerikanische Administration 
beschloss rasch, Minderjährige aus den 
“detention centers” zu holen und ihren 
Familien zurückzugeben. Biden versprach 
die Zahl der Geflüchten, die die USA jähr-
lich bereit sind aufzunehmen, deutlich 
zu erhöhen. Seine Regierung entschied 
sich dagegen, die Grenzmauer weiter 
zu bauen und kündigte an, in Infrastruk-
tur in Mittelamerika zu investieren, um 
dort Arbeitsplätze zu schaffen. All das 
sind zwar gute Zeichen, die ihn klar von 
seinem rechtspopulistischen Vorgänger 
unterscheiden, jedoch behält er den Kern 
der antimigratorischen Politik Trumps bei, 
nämlich die Grenzschließung, die Unmög-
lichkeit, Asyl in den USA zu beantragen 
und dort auf die Entscheidung zu warten, 
und natürlich die “Kooperation” Mexikos, 
um die Wanderungsbewegungen Richtung 
Norden zu blockieren. 

In einer nach vier Jahren Trump-Regie-
rung extrem polarisierten Gesellschaft, 
in der ein großer Teil der konservativen 

Bevölkerung den Glauben hegt, dass die 
(illegale) Migration eine Gefahr für die 
innere Sicherheit und die Vorherrschaft 
der weißen Amerikaner über den Rest 
einer schnell wachsenden diversen ameri-
kanischen Bevölkerung sei und in der der 
permanente Wahlkampfmodus des poli-
tischen Systems viele der strategischen 
und alltäglichen Entscheidungen der politi-
schen Akteure maßgeblich beeinflusst, ist 
kaum zu erwarten, dass Biden einen radi-
kal migrationsfreundlichen Kurs einleiten 
wird, sondern einen Kurs weiterverfol-
gen wird, der sich in den letzten 30 Jahren 
durch Verschärfung und Exklusion ausge-
zeichnet hat. 

Darüber hinaus ist es für verschiedene 
amerikanische Wirtschaftssektoren sehr 
profitabel, eine illegalisierte Masse von 
Menschen zu Verfügung zu haben, um 
niedrige Löhne ohne Sozialabgaben zu 
bezahlen. Diese politisch gewollte Präka-
rität blockiert die politisch selbständige 
Betätigung und Organisation von illegali-
sierten Personen und schafft einen per-
fekten Sündenbock für alle Schwierigkei-
ten im Land. 

Marco Estrada ist Professor für Soziologie am El 
Colecio de México. Zu seinen Forschungsschwer-
punkten zählen zeitgenössische Sozialtheorie, sozi-
ale Bewegungen, politische Proteste und soziale 
Konflikte sowie die Anthropologie des Staates. Er 
schrieb zuletzt in Ausgabe 94/95 dieses Magazins 
über Willkommenskultur. https://estudiossociologi-
cos.colmex.mx/index.php/es/contacto 

Grab eines Geflüchteten in der Wüste von Arizona

http://www.frsh.de
https://estudiossociologicos.colmex.mx/index.php/es/contacto


162 · 06/2021 * Der Schlepper Nr. 100 * www.frsh.de

Fluchtgründe und Rückkehrrisiken

Denn damals war zu erwarten, dass es eine 
Reihe von Problemen lösen würde, die der 
kolumbianische Staat den Bauern, den indi-
genen und afro-deszendenten Gemein-
schaften, die auf dem Land leben, berei-
tet hatte. Ich war optimistisch. Das Kapitel 
des bewaffneten Kampfes mit der größten 
Guerrillagruppe der westlichen Hemisphäre 
– der FARC – war überwunden.

Mehr als 10.000 Kämpfer wurden in 
23 Übergangszonen der Normalisie-
rung (ZTVN) und acht Lagern konzent-
riert, um den Prozess der Entwaffnung 
und Reintegration in das zivile Leben zu 
beginnen. Die Regierung verpflichtete 
sich, mit Unterstützung und Überprüfung 
durch die Vereinten Nationen, das Ver-
einbarte umzusetzen. Trotz Unzuverläs-
sigkeiten der Regierung unter dem Vorsitz 
des Nobelpreisträgers Juan Manuel Santos 
erfüllte die Guerilla ihren Teil: die Abgabe 

der Waffen, die Unterwerfung unter die 
Sondergerichtsbarkeit für den Frieden 
(JEP) und die Umwandlung in eine poli-
tische Partei (Los Comunes) in Überein-
stimmung mit der Verfassung und dem 
Gesetz.

Organisierte Kriminalität und 
rechtsextreme Paramilitärs 
stoßen in die Lücken

Im Laufe der Monate ließ der Enthusias-
mus nach, als die kolumbianische Regie-
rung begann, das Abkommen nicht umzu-
setzen. Land wurde nicht an Ex-Kombat-
tanten und enteignete Bauern überge-
ben, und Pläne, illegale Ernten zu erset-
zen, stießen auf eine bürokratische 
Mauer. Aber das Schlimmste war, dass 
das Vakuum, das die Guerilla in den land-
wirtschaftlichen Zonen hinterließ, nicht 
von den militärischen Kräften der Regie-
rung und den staatlichen Behörden gefüllt 
wurde, wodurch die Gemeinden unge-
schützt blieben. Das Vakuum wurde von 
bewaffneten Hochburgen gefüllt, die mit 
Drogenhandel, Erpressung und illega-
lem Bergbau in Verbindung stehen. Die 
Bauern, deren Land ihnen während des 
Krieges genommen worden war, kehrten 
in das Gebiet zurück, um es zurückzuge-
winnen, wurden aber von den rechtsext-
remen Kadern bedroht und hatten keine 
andere Wahl, als angesichts der Möglich-
keit, getötet zu werden, erneut zu fliehen.

Am 7. August 2018 fand in Kolumbien 
ein Regierungswechsel statt. Iván Duque, 
ein Gegner des Friedensprozesses, über-
nahm das Amt von Juan Manuel Santos. 
Hinter Iván Duque stand der ehemalige 
Präsident Álvaro Uribe, ein rechtsextre-
mer Politiker, der es sich zum Ziel gesetzt 
hatte, das Friedensabkommen zu demon-
tieren. Das Weiße Haus, das während der 

Keine andere Wahl,
um nicht getötet zu werden

Kolumbien nach dem Friedensabkommen in einer 
Dauerspirale von Gewalt und Flüchtlingselend

Yezid Arteta Dávila

Im Herbst 2016 wurde 
ich vom Flüchtlingsrat 
in Kiel eingeladen, um 
das Friedensabkommen 
zwischen der kolumbia-
nischen Regierung und 
den FARC-Rebellen zu 
erläutern. Es sei ein gutes 
Abkommen – sagte ich zu 
den Teilnehmenden, die 
sich in der Lobby des Kieler 
Gewerkschaftshauses 
versammelt hatten.

Obama-Regierung den Friedensprozess 
mit der Guerilla unterstützte, wandte sich 
unter Donald Trump von dem Abkommen 
ab, was die kolumbianische Regierung 
beflügelte, dasselbe zu tun.

Die bewaffnete Konfrontation, die sich 
einst auf drei erkennbare Akteure (Gue-
rilla, Paramilitärs und Regierungstruppen) 
beschränkte, wird heute von Gruppierun-
gen ausgetragen, die keine klaren politi-
schen Motive haben. Es ist eine chaoti-
sche, atomisierte und tödlichere Gewalt 
als die, die von konventionellen bewaffne-
ten Akteuren ausgeht.

Terror, Zwangsvertreibungen 
und Drogenwirtschaft

Dutzende von Gruppen haben sich in den 
Gebieten niedergelassen und nutzen die 
komplexe Topographie Kolumbiens aus. 
Im Dschungel und in den abgelegenen 
Regionen des Landes haben diese Grup-
pen ihre Dominanz durchgesetzt. Ihre 
Strategie ist der Terror, und sie sind die 
Hauptursache für Zwangsvertreibungen.

Ein aktueller Bericht des GEP stellt fest, 
dass Zwangsvertreibung die Viktimi-
sierung ist, die in Kolumbien seit der 
Unterzeichnung des Friedensabkom-
mens am meisten zugenommen hat. Bis-
lang wurden im Jahr 2021 mehr als 1.300 
Familien gezwungen, ihr Gebiet zu verlas-
sen. Die Zahl ist besorgniserregend, denn 
sie erinnert an die schwersten Jahre des 
bewaffneten Konflikts, als Millionen von 
Menschen die ländlichen Gebiete oder 
das Staatsgebiet verließen und Kolumbien 
zu einem der am stärksten von Flucht 
betroffenen Länder der Erde machten.

Die Zunahme des illegalen Anbaus in 
Kolumbien (Koka, Marihuana und Mohn) 
schürt die Gewalt und verursacht irrever-
sible Umweltschäden. Tausende Hektar 
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Primärwald im Amazonas- und Orinoko-
gebiet wurden in den letzten zwei Jahren 
abgeholzt um Koka anzupflanzen. In der 
Vergangenheit hatte die FARC-Guerilla 
den Drogenhändlern drastische Maß-
nahmen auferlegt, um sie an der Aus-
weitung ihrer Ernten zu hindern, und die 
Kokabauern gezwungen, Nahrungsmittel 
anzubauen, die Wälder und das Wasser 
zu schützen. Heute sind die Dschungel 
Kolumbiens Niemandsland.

Attentate auf ehemalige 
Guerilleros und soziale Führer

Die Ermordung von Ex-Kombattan-
ten, die ihre Waffen niedergelegt haben, 
ist eine Schande in Kolumbien. Bis März 
2021 wurden mehr als 
250 ehemalige FARC-
Guerilleros getötet, 
darunter auch meh-
rere Kader, die produk-
tive Projekte auf dem 
Land leiteten. Diese Situ-
ation hat dazu geführt, 
dass sich einige ehemalige 
Kämpfer aus Angst, getö-
tet zu werden, einigen 
der Dissidentenhochbur-
gen angeschlossen haben, 
die weiterhin unter dem 
Namen FARC EP operie-
ren. Diese Dissidenten 
haben keine militärische 
Zukunft und noch weni-
ger politische Zukunft, 
aber sie schaffen Situatio-
nen der Gewalt in einigen 
spezifischen Gebieten des 
Landes. Nach Beobach-
tungen der Organisation 
Indepaz wurden in den 
ersten drei Monaten des 
Jahres 2021 13 ehemalige 
Friedensunterzeichner 
der FARC EP getötet.

Neben der Ermordung 
von Ex-Guerillas wurden 
auch soziale Führer getötet. Die Zahlen 
sind schockierend. Rund 750 Menschen 
haben ihr Leben durch gedungene Killer 
im Dienste lokaler Machthaber verloren. 
Indepaz hat 36 Morde an sozialen Führern 
im Jahr 2021 dokumentiert. Die Regie-
rung von Iván Duque hat wenig getan, um 
Ex-Kombattanten und soziale Führer zu 
schützen, die sich Landbesitzern, exter-
nen Reiseveranstaltern, Drogenhändlern, 
korrupten Politikern, Dissidenten bewaff-
neten Gruppen und Militärs, die ein Auge 

zudrücken, entgegenstellen müssen. Das 
Bild wird immer schlechter.

Venezuela – USA – Wahlen
Die Krise in Venezuela verschlimmert 
die Situation in Kolumbien. Die beiden 
Länder teilen eine lange Grenze und his-
torische, kommerzielle und kulturelle 
Verbindungen. Das gegen Venezuela ver-
hängte Wirtschaftsembargo hat zu einer 
katastrophalen sozialen und politischen 
Instabilität geführt, von der die Bevölke-
rung betroffen ist. Der Mangel an lebens-
notwendigen Gütern, die Inflation und der 
wirtschaftliche Zusammenbruch veran-
lassten Hunderttausende von Venezola-
nern, ihr Land zu verlassen: Die wohlha-
bendsten Familien zogen in den Bundes-

staat Florida (USA) und nach Europa. Die 
einfache Klasse wanderte in ihrer großen 
Mehrheit nach Kolumbien aus.

Die Fremdenfeindlichkeit gegenüber den 
Venezolanern beginnt sich zu zeigen, 
angeheizt durch einige demagogische 
Politiker. Nach Angaben des kolumbiani-
schen Migrationsamtes halten sich etwa 
1.720.000 Venezolaner im Land auf, von 
denen mehr als die Hälfte undokumen-
tiert ist. Präsident Ivan Duque unterzeich-
nete unter dem Druck der Umstände 
ein Dekret, mit dem sich Kolumbien ver-

pflichtet, die Situation derjenigen zu regu-
larisieren, die illegal ins Land gekommen 
sind. Das UNHCR lobte die Geste der 
kolumbianischen Regierung, obwohl Kri-
tiker sagen, das Land habe nicht die Res-
sourcen, um sich um die venezolanischen 
Einwanderer zu kümmern.

Die Ankunft von Joe Biden im Weißen 
Haus hat in Kolumbien einige Erwar-
tungen geweckt. Biden beabsichtigt, die 
Umsetzung des Friedensabkommens 
zu unterstützen, so wie es Obama sei-
nerzeit getan hat. Die Regierung Duque 
scheint die neue Situation zur Kenntnis zu 
nehmen. Die GEP hat an Ansehen gewon-
nen und die internationale Gemeinschaft 
ist einhellig der Hoffnung, dass Kolum-
bien den endemischen Konflikt überwin-

den kann. Im nächsten Jahr finden Wahlen 
statt, um einen Präsidenten zu wählen 
und die Legislative zu erneuern. Umfra-
gen zeigen, dass die politischen Kräfte, die 
sich am meisten für Frieden und Versöh-
nung einsetzen, den meisten Zuspruch 
bekommen. Kolumbien braucht einen 
Kurswechsel, um die Ursachen des Kon-
flikts zu bekämpfen. 

Yezid Arteta Davila ist ehemaliger Kommandant der 
FARC. Der Kolumbianer lebt heute als Journalist und 
Publizist im spanischen Exil. 
www.yezidarteta.wordpress.com

Proteste in Baranquilla, Kolumbien
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Ich beschloss, mich dieser Bewegung 
als Migrantin anzuschließen, die in Grie-
chenland lebt und ihren eigenen Anteil an 
sexueller Belästigung erlebt hat, um eins 
zu werden mit den Stimmen von Hun-
derten von Frauen, die in Lagern, auf der 
Straße, in Krankenhäusern und an jedem 
anderen vorstellbaren Ort sexuell miss-
braucht wurden.

Hunderte von Migrantinnen und Mädchen 
wurden auf ihren Reisen vergewaltigt, 
aber weil unsere Kultur uns vorschreibt, 
nicht über solche Missgeschicke zu spre-
chen und unsere Ältesten uns immer 
wieder sagen „Still! Mädchen schreien 
nicht“, sind ihre Stimmen für immer zum 
Schweigen gebracht worden.

Ich werde mit den Lagern beginnen, mit 
den jungen Mädchen, die in den Lagern 
vergewaltigt wurden, aber niemand hat 
jemals ihre Schreie gehört. Ich werde mit 
dem ungeborenen Kind beginnen, das 
durch eine absichtliche Fehlgeburt zum 
Schweigen gebracht wurde. Bei den Mäd-

chen, die Selbstmord begingen, aber nie-
mand verstand oder fragte, warum sie 
sich zu einer solchen Tat entschlossen.

Oder soll ich mit den Angreifern begin-
nen, die sofort verschwanden, nachdem 
sie diese Frauen missbraucht hatten, um 
später in anderen Ländern mit bunten 
Social-Media-Fotos gefunden zu werden, 
ohne sich im Geringsten um die Notlage 
der Mädchen zu kümmern?

Soll ich über den Essensverteiler spre-
chen? Über den Mann, der ihre Körper 
immer wieder unerlaubt berührte und 
streichelte, während sie stundenlang in 
der Schlange für ein Stück Brot warteten? 
Über die Frauen, die nicht darüber spre-
chen durften, was dort geschah und keine 
andere Wahl hatten, als zu protestieren, 
indem sie nicht aßen?

Oder sollte ich den Missbrauch des Arztes 
erwähnen, der unter verschiedenen Vor-
wänden beginnt, den Körper des Mäd-
chens an irrelevanten Stellen bezüglich 
ihres Zustands zu berühren? Ein Arzt, der 
das gleiche Alter wie der Vater des Mäd-
chens hat und tatsächlich diagnostizierte, 
dass die Heirat mit ihm der einzige Weg 
sei, die Krankheit zu heilen.

Was ist mit dem Mädchen, das zum Arzt 
gegangen war, um seine Krankheit behan-
deln zu lassen, aber nicht nur, dass sie von 
den Worten des Arztes und den unauf-
hörlichen Berührungen an ihrem Körper 
nichts verstand, sondern ihre Seele nach 
diesem Vorfall für immer gezeichnet war? 
Interessiert es irgendjemanden, warum 
sie lieber sterben möchte, als noch 
einmal einen männlichen Arzt zu sehen? 
Das Mädchen öffnete mir ihr Herz und 
erklärte mir, was ihr widerfahren war und 
nun scheint es, dass ihre Angst auch in 
mein Wesen eingedrungen ist. Das Mäd-
chen sagte, ihr ganzer Körper sei wie ein-
gefroren, sie könne nicht einmal einen 

Schritt machen. Ihr Schrei hat keinen 
Klang. Sie macht sich immer wieder Vor-
würfe, dass sie nichts gesagt hat, als es 
passierte. Warum hat sie nicht protes-
tiert? Und die Szenen dieses Tages spielen 
sich immer wieder wie ein Film in ihrem 
Kopf ab.

Die Opfer dieser Vergewaltigungen und 
sexuellen Übergriffe sollten sich nicht 
die Schuld geben. Diese Vorfälle waren 
nicht ihre Schuld. Allerdings begegnet 
uns in mehreren Fällen der Satz „Du bist 
schuld“. Wenn Sie nicht gelächelt hätten, 
wäre Ihnen das nicht passiert. Wenn Sie 
keine kurzen Röcke getragen hätten oder 
wenn Sie keine Schals getragen hätten 
und tausend Wenns und Abers. Seid 
gewiss, es war nie eure Schuld.

Opfer von sexueller Belästigung sind nicht 
immer Frauen, aber laut Statistik sind die 
Täter meist Männer. Und die Frage, auf 
die ich eine Antwort suche, ist diese: Wie 
kommt es, dass jede Frau eine andere 
Frau kennt, die vergewaltigt wurde, aber 
kein Mann einen Vergewaltiger kennt?

Ich habe dies geschrieben, um zu sagen, 
dass Sie keine berühmte Person oder 
ein Schauspieler sein müssen, um Ihre 
Stimme gegen sexuelle Belästigung zu 
erheben. Schweigen Sie nicht angesichts 
sexueller und verbaler Gewalt, denn Ihr 
Schweigen erlaubt es dem Angreifer, wei-
terzumachen, was er tut. Und Sie werden 
nie wissen, wer die nächsten Opfer sein 
könnten, es könnten beim nächsten Mal 
Ihre Schwestern oder Ihre Töchter sein. 
 

http://selfadvocacy.gr/2021/03/27/hush-girls-do-not-
yell-27-3-2021/ 

Still! Mädchen schreien nicht

Jede Frau kennt eine andere, die vergewaltigt wurde 
– aber kein Mann kennt einen Vergewaltiger?

Mahdia Hossaini

In diesen Tagen werden 
wir Zeuge der #Metoo-Be-
wegung in Griechenland. 
Eine Bewegung, die bereits 
2017 in anderen Ländern 
begann und viele Fälle 
von sexuellem Missbrauch 
aufdeckte, und nun hat die 
Welle dieser Bewegung 
endlich Griechenland 
erreicht.
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Die Heinrich-Böll-Stiftung hat in ihrer 
Publikationsreihe „Demokratie“ den eng-
lischsprachigen Titel „Climate Justice and 
Migration – Mobility, Development, and 
Displacement in the Global South“ her-
ausgebracht: ein Sammelband mit elf Bei-
trägen von verschiedenen Autor*innen 
zur klimainduzierten Migration. Die Ver-
öffentlichung nimmt unterschiedliche Per-
spektiven ein und zeichnet ein komple-
xes Bild des Zusammenhangs von Klima-
veränderungen und Migration. Sowohl 
geographisch als auch thematisch decken 
die gewählten Beispiele aus Afrika, Asien, 
Lateinamerika und der Karibik diverse 
Bereiche ab, z. B. Gesundheit, Sozioöko-
nomie, Recht und Politik. Methodologisch 
reichen die Beiträge von anthropologi-
schen Beobachtungen, rechtlichen Analy-
sen über soziologische Betrachtungen bis 
zu journalistischen Investigationen.

Was ist klimainduzierte (Im)
Mobilität?

Das Konzept der klimainduzierten (Im)
Mobilität schließt sowohl erzwungene 
Binnen- und internationale Migration mit 
ein, als auch die unfreiwillige Immobilität.

Mit dem Phänomen sind also zum einen 
weitläufig mit dem Stichwort „Klimaflucht“ 
assoziierte Situationen gemeint, wie
•	 steigende Meeres-

spiegel, die zu Landverlust und damit 
erzwungener Migration führen – der 
offensichtlichsten, direktesten und viel-
leicht dramatischsten Form von kli-
mainduzierter Migration. Zu beobach-
ten z. B. auf den pazifischen Inseln Kiri-
bati und Tuvalu.

•	 Extremwetterereignisse wie Hurri-
canes, Dürren und Fluten, aufgrund 
derer Menschen gezwungen sind, ihre 
Heimat zu verlassen.

Die Publikation lenkt den Blick aber auch 
auf weniger ausgeleuchtete Bereiche der 
durch Klima im weitesten Sinne bedingten 
Mobilität oder Immobilität, wie
•	 Umsiedelungen durch Landraub durch 

Unternehmen und Regierungen, z. B. 
für den Bergbausektor oder Infrastruk-
turprojekte

•	 enorm steigende Preise für Wohnraum 
in Städten, die es armer Landbevölke-
rung unmöglich machen, in Städte umzu-
ziehen, wenn sie durch Umweltfaktoren 
ihre Lebensgrundlage auf dem Land ver-
lieren (erzwungene Immobilität) 

•	 langsame Migration, also schleichende 
Prozesse, wie auf dem eigenen Land 
immer weiter umzuziehen, bis es 
irgendwann ganz weg ist

•	 Binnenmigration, die oft nicht als kli-
mainduziert erkannt wird. Z. B. wenn 
neue, exportorientierte Formen von 
Land- und Wasserwirtschaft in Küs-
tengebieten traditionelle Formen des 

Klimabedingte Migration neu denken

BuchbesprechungMareike Röpstorff

30 Jahre Flüchtlingsrat 
Schleswig-Holstein erfor-
dern auch ein Innehalten 
und den Ausblick darauf 
zu wagen, was an neuen 
zu den althergebrachten 
Fluchtgründen dazu kom-
men wird und künftig noch 
mehr Menschen heimatlos 
und schutzbedürftig ma-
chen wird. Dazu haben wir 
eine lesenswerte Lektüre 
entdeckt.
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Fischens unterminieren und diese 
so unrentabel werden, dass Men-
schen gezwungen sind, wegzuziehen. 
Viele versuchen dann, innerhalb ihrer 
Region oder ihres Landes zu migrieren. 
Erfolgschancen dafür hängen von finan-
ziellen sowie situativen Verhältnissen, 
Klassen- und Besitzlagen und sozialen 
Netzwerken der Betroffenen ab.

Die Autor*innen stellen fest, dass Mig-
ration eine grundlegende Tatsache der 
menschlichen Geschichte ist und dass 
auch umweltbezogene Migration weder 
ein neues Phänomen, noch notwendiger-
weise krisenbezogen ist. Neu sei 
hingegen die Entwicklung des Dis-
kurses über Klima und Migration: 
Es werde zunehmend versucht, 
auf das Konfliktpotential der Kli-
makrise hinzuweisen – und zwar 
nicht mit der Motivation, poten-
tiell Betroffene zu schützen, son-
dern vielmehr, um zum Schutz 
der Grenzen der sogenannten 
Festung Europa aufzufordern.

Scheinlösungen 
„Adaption“ und 
„Resilienz“

Aufrufe zu mehr „Adaption“ und 
„Resilienz“ betroffener Bevölke-
rungsgruppen scheinen sowohl 
in Bezug auf die Corona- als auch 
auf die Klimakrise derzeit die 
Trendlösungen in allerlei journalis-
tischen Publikationen. Allerdings verschie-
ben sie die Verantwortung für die Lösung 
des Problems von den Verursacher*innen 
(also der gesamten Menschheit, insbeson-
dere der Industrie der Kohlenstoff-inten-
siven Länder) auf die Betroffenen selbst 
(vor allem besonders verletzliche Grup-
pen und arme Bevölkerung im sogenann-
ten Globalen Süden). Beide Konzepte sind 
Produkte einer Imagination, in der keine 
andere Welt und keine andere Form von 
Wirtschaften und Verantwortung vorstell-
bar ist, als das derzeitige Regime.

„Wo die Vorstellung, dass der Klimaflüchtling 
bei ihnen vor der Tür steht, dem Westen 
Angst einjagt, bleibt das resiliente Subjekt 
‚an seinem Platz‘ und erträgt die Verant-
wortung für seine fortgesetzte Existenz auf 
dem Planeten“ (übersetzt nach Ali Nobil 
Ahmad und Kirsten Maas-Albert, 2020).

Das Konzept der Adaption bleibt außer-
dem zu oft auf die Betrachtung wirtschaft-
licher Lagen beschränkt und lässt Gesund-
heit und Wohlergehen unbeachtet.

Klimainduzierte Migration 
neu denken

Die Autor*innen identifizieren die unglei-
che Landverteilung und die ungleiche Ver-
teilung globaler Verursachung von und 
Belastung durch Umweltschäden als die 
eigentlichen Probleme. Klimainduzierte 
Migration müsse daher in einem weiteren 
Kontext gesehen werden und wirtschaft-
liche Entwicklungen durch landwirtschaft-
liche Modernisierung und Urbanisierung 
miteinbeziehen.

Dabei spielen insbesondere Städte eine 
zentrale Rolle. Die Industrie, Verschmut-

zung und Bevölkerungsdichte in urbanen 
Gebieten haben Einfluss auf die Gesundheit 
und das Wohlergehen der städtischen wie 
der ländlichen Bevölkerung. Diese Fakto-
ren zu regulieren und die schädlichen Aus-
wirkungen gering zu halten, liegt zu einem 
hohen Maß in der Verantwortung der 
Städte. Zum einen breiten sich Städte und 
Industrie immer weiter in ländliche Gebiete 
aus und zerstören damit die Lebensgrund-
lagen der dortigen Bevölkerung. Zum ande-
ren können eben jene vom Land vertrie-
benen Bevölkerungsgruppen nicht in die 
Städte ziehen, da sie sich die dortigen Preise 
für Wohnraum nicht leisten können.

Auch der zeitliche Rahmen dessen, was 
wir als klimainduzierte Migration verste-
hen, muss neu gedacht werden. Für eine 
allumfassende, gerechtigkeitsbasierte 
internationale Antwort müssen z. B. auch 
langsame, weniger sichtbare Formen der 
klimainduzierten Migration als solche 
erkannt und sichtbar gemacht werden. 
Wer zum Beispiel innerhalb seines eige-
nen Landes immer ein Stückchen weiter 
ins Landesinnere zieht, bis das Wasser 

sein ganzes Land verschluckt hat und er 
ganz umziehen muss, gilt erst ab dem 
Zeitpunkt, ab dem er sein Grundstück 
verlässt, als displaced. Der Verlust seines 
Landes ist jedoch irreparabel und nie-
mand wird ihn dafür entschädigen.

Wie kann es 
also weitergehen?

Ländliche und indigene Bevölkerungsgrup-
pen fordern seit Jahrzehnten eine Umvertei-
lung von Landbesitz sowie Lebensunterhalts-
strategien, die auf nachhaltiger Bewirtschaf-
tung von Land basieren. Die Autor*innen for-

dern dazu auf, ländliche Bevölkerun-
gen klimagerechtigkeitsbasiert zu 
empowern – in einer Form, die ihr 
Recht auf ein Leben in Würde auf 
ihrem Land anerkennt. Displaced 
People müssen außerdem finanziell 
und rechtlich unterstützt werden.

Um gerechtere Mechanismen zu 
entwickeln, mit der Krise umzu-
gehen, brauchen die Bedarfe 
und Stimmen der Organisatio-
nen der Zivilgesellschaft mehr 
Gehör im Diskurs. Diskussio-
nen über klimabedingte Migration 
sollten weit über damit assozi-
ierte Sicherheitsfragen für schein-
bare Migrationszielorte hinausge-
hen. Vielmehr muss der politische 
Rahmen ausgeweitet werden, um 
das ganze Bild zu sehen und die 
vielen verschiedenen Formen und 

Wege von klimainduzierter Mobilität und 
Immobilität sichtbar zu machen. So soll es 
schließlich möglich werden, die Interde-
pendenz der Welt und der Menschheit zu 
erkennen und den Weg Richtung globaler 
Solidarität und Verantwortung zu gehen.

Dass Umdenken und Wechsel des politi-
schen Handelns durchaus möglich sind, zeigt 
nicht zuletzt die derzeitige Coronakrise:

„Bei allem Elend, das durch die verheerende 
Ausbreitung von Covid-19 verursacht wurde, 
war die Schnelligkeit und das radikale 
Ausmaß der gesellschaftlichen Reaktion eine 
eindrucksvolle Lektion über die Fähigkeit 
und den Willen der Menschen, ihr Verhal-
ten zu ändern“ (übersetzt nach Ali Nobil 
Ahmad und Kirsten Maas-Albert, 2020). 

Mareike Röpstorff ist Mitarbeiterin beim Flücht-
lingsrat SH in der Koordination des Netzwerks zur 
arbeitsmarktlichen Integration von Geflüchteten – 
Alle an Bord! Quelle: www.boell.de/de/2020/12/04/
climate-justice-and-migration
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Die Landesbeauftragte hat Rauda Al-Taha 
im Begegnungszentrum „Frauen(t)räume 
– Räume für Frauen“ in Celle getrof-
fen. Hier wird ein persönliches Einzel-
schicksal einer Frau erzählt, die mit ihrem 
Ehemann und drei kleinen Kindern aus 
Syrien geflohen ist. Diese Flucht wird in 
einer schönen lyrischen Sprache festge-
halten und jedes Kapitel wird mit Fotos 
und Zeichnungen eingeleitet und mit 
lesenswerten poetischen Kurztexten von 
Rauda Al-Taha begleitet. Und dies alles 
wird neben der deutschen Übersetzung 
auch im arabischen Originaltext präsen-
tiert. Rauda Al-Taha erzählt in kreativer 
Form von ihrer Heimat vor dem Krieg, 
dem Beginn des Krieges, der anschließen-
den Flucht und der Ankunft in Celle. Sie 
lässt uns auf dieser einmonatigen Reise an 
ihren Gedanken und Gefühlen teilhaben, 
an ihrer Trauer, dem Heimweh, der Sehn-
sucht, der Hoffnung, den Träumen …

Für die Landesbeauftragte Schröder-Köpf 
ist es ein Herzensanliegen, „dass mög-
lichst viele Menschen die Geschichte von 
Rauda Al-Taha lesen können und dabei 
erkennen: Jede Flucht, jeder Verlust der 
Heimat, ist eine unermessliche menschli-
che Tragödie, auf die sich niemand leicht-
fertig einlässt“, schreibt sie im Vorwort.

Eine gefühlvolle 
Fluchtgeschichte von 
Raqqa nach Celle

Im ersten der zehn Kapitel „Arabischer 
Frühling in Raqqa“ beginnt Rauda Al-Tahas 
Geschichte mit dem Ausbruch des Krie-
ges in ihrer Heimatstadt. Der 5. März 
2013 war der Tag, wo alles begann und 
das Schicksal seinen Lauf nahm. Wie 
schnell der Krieg das Leben verändert und 
in welcher Form sich das gezeigt hat, wird 
in diesem Kapital beschrieben. Es ging 

alles so schnell, dass Rauda Al-Taha – ohne 
es selbst zu merken – barfuß geflohen ist. 
Sie sagt: „Ich bin der schuldlose Flücht-
ling, der aus seinem Zuhause geflohen ist, 
vor politischen Umständen, zu denen er 
keinen wirklichen Bezug hat und die sich 
dem eigenen Einfluss weit entziehen.“

Im zweiten Kapitel „Raqqa – die Stadt 
mit zwei Mauern“ erzählt sie, was der 
Krieg mit ihrer historischen Heimatstadt 
gemacht hat und was das konkret für die 
Familie bedeutet. Das von ihrem Vater 
1973 gegründete, landesweit bekannte pri-
vate Museum wurde vom IS zerstört und 
damit auch ein großer Teil ihrer Kindheit.

In den nächsten Kapiteln „Heimat und 
Schmerz“, „Reich der Stille, der Einsam-
keit und des Schmerzes“ und „Abschied 
vom Großvater“ berichtet sie, wie sie es 
geschafft haben in die Türkei zu flüchten 
und wie unerträglich die Situation vor Ort 
war. Die lebensgefährliche Reise und das 
Ausgeliefertsein bei den Schleusern war 
der einzige Weg, denn „... ihre Heimat 
war eine Hölle von Feuer und Rauch der 
Raketen geworden.“

Im sechsten Kapitel „Die Opfer des Todes“ 
beschreibt sie die Flucht auf dem Meer von 
Izmir nach Lesbos und im drauffolgenden 
Kapitel „Die rettenden Hände“ zeigt sie 
die unmenschliche Lage im Flüchtlingslager 
auf der Insel Lesbos auf.

Im achten Kapitel „Ankunft in Athen und 
Weiterreise nach Deutschland“ doku-
mentiert sie die Busfahrt von Athen über 
Mazedonien und Österreich nach Celle. 
Die Verschlechterung des Gesundheits-
zustandes ihrer Tochter wird lebensbe-
drohlich.

Im vorletzten Kapitel „Ankunft in 
Deutschland und das Leben im Flücht-
lingslager Celle-Scheuen“ wird noch-
mal deutlich, welche kreativen Ressour-

Von Raqqa nach Celle –
Die Geschichte einer Flucht

BuchbesprechungCevahir Hopf-Ünlütepe

Das zweisprachige Buch 
„Die Geschichte einer 
Flucht von Raqqa nach 
Celle“ von Rauda Al-Taha 
beschreibt auf 111 Seiten 
ihre Fluchtgeschichte aus 
Syrien. Die Niedersächsi-
sche Landesbeauftragte für 
Migration und Teilhabe 
Frau Schröder-Köpf hat 
diese Publikation in 
Kooperation mit der Stadt 
Celle im Dezember 2020 
veröffentlicht.

http://www.frsh.de
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cen in der Familie stecken, mit der aktu-
ellen Situation umzugehen. Sie organisier-
ten eine Kunstausstellung mit dem Titel 
„Merkel, eine historische Sage“ im Flücht-
lingslager. Sie will sich damit auch für die 
Rettung und Sicherheit bei der deutschen 
Regierung bedanken.

Im letzten Kapitel „Wer kann diese Lang-
weile lindern“ blickt sie kurz schmerz-
lich zurück in die Heimat und entwickelt 
trotzdem einen Funken Hoffnung für die 
Zukunft. Sie fragt sich: „Wer kann die Blu-
tung der Momente stillen, deren Adern 
und Venen vom Krieg verletzt wurden?“ 
In Celle-Scheuen lernt sie eine ehrenamtli-
che Helferin kennen, die ihre eigene Müt-
terlichkeit in Erinnerung ruft und die mit 
Bildern von der Zerstörung von Hamburg 
und Berlin deutlichen machen will, dass 
diese Zerstörungen Vergangenheit sind.

Fazit
In dieser Geschichte können die 
Leser*innen ein individuelles Schicksal 
miterleben und Verständnis für eine leid-
volle Fluchtgeschichte entwickeln. Die 
Flucht ist mehr als nur eine geografische 

Auswanderung. Die schwierige Flucht ist 
eine leidvolle Erfahrung der Entwurze-
lung. Kein Mensch verlässt seine Heimat 
freiwillig. Im öffentlichen Diskurs kann es 
passieren, dass der einzelne Mensch mit 
all seinen Gefühlen und Erlebnissen keine 
Beachtung erfährt. Diese Veröffentlichung 
kann dem entgegenwirken und ist mit 
seiner lyrischen und poetischen Stärke ein 
starkes Medium. Deshalb ist diese Publi-
kation nicht nur empfehlenswert für Men-
schen, die sich mit dem Thema Flucht 
und Migration noch nicht näher beschäf-
tigt haben, sondern auch für die Men-
schen, die sich schon lange in diesem 
Gebiet bewegen. Rauda Al-Taha schreibt 
zum Ende „Möge die Friedenstaube bald 
wieder über meiner Heimat fliegen.“

Die Broschüre kann beim Verbindungs-
büro der Landesbeauftragten für Migra-
tion und Teilhabe unter migrationsbeauf-
tragte@stk.niedersachsen.de oder bei 
der Stadt Celle unter stadt@celle.de kos-
tenlos bestellt werden. 

Cavahir Hopf-Ünlütepe ist Mitglied und Mitarbeiter 
des Flüchtlingsrates Schleswig-Holstein.
www.frsh.de

Syrien – auf der Flucht, 2013
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Ich möchte hier mit einer wahren Bege-
benheit anfangen. Ein weißer junger Mann 
sagt zu seinem Vater:

Junge: Vati, ich möchte dir meine Freundin 
vorstellen.

Vater: Wer ist das?

Junge: Sie heißt Marie, sie ist Afrikanerin, 
also sie ist schwarz.

(Stille im Raum)

Vater: Musst du mir das wirklich antun? Ich 
kann nicht über meinen Schatten springen, 
ich bin so erzogen worden.

Junge: Vati, entweder gewinnst du eine 
Tochter oder verlierst einen Sohn!

Einige Tage später kriegt der Junge einen 
Anruf von seinem großen Bruder, der sagt: 
„Willst du wirklich deine Freundin zu Vati 
bringen? Du weißt, dass er sehr krank ist. 
Willst du ihn früher in Grab schicken???“

An dieser Stelle bedanke ich mich im 
Namen des Afrodeutschen Vereins, dass 
ihr nicht vom Rassismus betroffen seid 
und euch trotzdem gegen Rassismus 
engagiert!

Ich vertrete hier den Afrodeutschen 
Verein Schleswig-Holstein, ich bin Vor-
ständin. Wir sind ein Zusammenschluss 
afrikanischer und afrodeutscher Organi-
sationen. Wir sind eine Interessengemein-
schaft der in Schleswig-Holstein lebenden 
Bürger*innen afrikanischer Herkunft und 
deren Nachkommen, deren Familien und 
Freunde.

Wer hat Vorteile vom Rassis-
mus?

Ich bin hier als Migrantin, Mutter, Groß-
mutter, und vor allen Dingen als Ich! Also 
was ich hier sage, es ist nicht einstudiert. 
Es ist erlebt – das sind Erfahrungen.

In meinen vielen Teilnahmen an Work-
shops, Diskussionen, Veranstaltungen 
gegen Rassismus, etc. bin ich über eine 
Frage gestolpert: Wer hat Vorteile von 
Rassismus?

Was für Vorteile hast du, wenn man mein 
schwarzes Kind im Kindergarten unrecht-
mäßig behandelt? Was siehst du, wenn 
du dich am Ende des Tages im Spiegel 
anschaust?

Was für Vorteile hast du, wenn du meinen 
Jungen in der Schule kränkst, margina-
lisierst und ihm dann zum Schluss eine 
schlechte Schul-Empfehlung gibst, nur 
weil er schwarz ist? Du hast nicht nur 
seine Menschenwürde verletzt, sondern 
auch einen klugen Kopf verloren. Was 
siehst du, wenn du am Ende des Tages in 
den Spiegel schaust?

Was für Vorteile hast du, wenn du 
deine Staatsgewalt ausnutzt und meinen 
schwarzen Jungen immer wieder will-
kürlich kontrollierst und erniedrigst. Was 
siehst du, wenn du am Ende des Tages in 
den Spiegel schaust?

Was für Vorteile hast du, wenn du meinen 
Dienst ablehnst? Ich bin für dich da. Ich 
habe etwas gelernt, das dir zugutekommt. 
Eine unserer Sisters arbeitet im Alten-
heim. Was für einen Vorteil haben die 
Mitbewohner*innen des Hauses, wenn sie 
nicht von Ihr betüddelt werden wollen.

Rassismus wirkt 
Als ich aus Bayern hierher umzog, brauch-
ten wir eine große Wohnung bzw. ein 
Haus für unsere Patchworkfamilie. (Was 
ich in Bayern mit den Kindern in der 
Schule erlebt habe kann ich nicht ansatz-
weise erzählen. Das ist ein komplet-
tes Buch und dies könnte bei einem oder 
anderem Brechreiz verursachen, nee das 
will ich nicht!)

Ich musste mich regelrecht
als Mensch bewerben

Redebeitrag am 20.03.2021 bei der Kundgebung 
von Aufstehen gegen Rassismus in Kiel

Marie-Louise Petersen-Scharff

Es ist nicht leicht das zu 
erzählen – es tut immer 
wieder weh – und nicht 
alle können und wollen 
immer wieder von solchen 
Erlebnissen berichten.

http://www.frsh.de
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Ich komme zurück zu unserer Wohnungs-
suche.

Nach einer langen Suche haben wir ein 
Haus gefunden, an der Schwentine. Der 
Eigentümer, ein Rechtsanwalt im fortge-
schrittenen Alter, hatte Verständnis für 
uns mit unseren 5 Kindern. Er hat selbst 
das Haus für seine große Familie entwor-
fen. Wir haben uns lang unterhalten und 
wir haben uns gut verstanden. Deswegen 
war ich so verstört als er am nächsten Tag 
anrief und zu meinem Mann sagte:

„Herr Petersen, ich habe nichts gegen 
ihre Frau, aber wenn Ihre Frau hier in 
meinen Wänden schlafen würde, werden 
sich meine Kriegskameraden im Grab 
drehen.“

Ich fragte mich: Was hat eine 40-jährige 
schwarze deutsche Frau “aus Bayern“ 
mit seinen Kriegskameraden zu tun? Ich 
dachte: Oh mein Gott! Was für ein alter, 
armer Mann, er wird bald sterben und 
nimmt diesen Hass in seinem Herz mit ins 
Grab. Er tat mir leid!

Wir sind hier und wollen ein menschen-
würdiges Leben für uns und unsere Nach-
kommen. Aber die Realität lässt uns im 
Alltag etwas anderes erleben.

Unsere Kinder sind hier aufgewachsen 
bzw. hier geboren. Sie sind deutsch, aber 

werden nicht als solche behandelt. Immer 
wieder die gleichen Fragen: Wo kommst 
du her? Du sprichst aber gut Deutsch? 
Darf ich deine Haare anfassen? Und so 
weiter und so weiter ...

Was ist eigentlich los? Ich verstehe nicht, 
wo dein Problem ist? Oftmals denke ich: 
Bist du böse oder bist du krank? What´s 
wrong with you?

Du willst meinen Kaffee, aber du willst 
mich nicht!?

Du isst gern Schokolade, aber Kakao 
wächst hier nicht (oder weißt du das 
nicht?)!

Auf dein Handy und Computer willst du 
auch nicht verzichten! Dafür nimmst du 
aber das Coltan aus dem Kongo?!

Meine Diamanten und mein Gold willst 
du auch!

Aber: Wir sind hier! 
Aber für all das, was uns tagtäglich pas-
siert, haben wir keine Justiz. Die Würde 
des Menschen wird mit Füßen getreten 
und Ihr guckt weg! All diese Vorurteile.

Warum wollte mein zukünftiger Schwie-
gervater mich nicht kennenlernen? Was 
hatte er gegen mich? Außer der Vorge-
schichte von Sklaverei und Kolonialismus.

Gott sei Dank, haben wir das geklärt. 
Aber ich musste mich regelrecht als 
Mensch bewerben. In manchen Fällen ist 
keine Kommunikation möglich. Das zum 
Beispiel ein Opa nicht seine schwarzen 
Enkelkinder kennenlernen will. Wie krank 
ist das denn!

Anti-Schwarzer Rassismus ist nicht nur in 
den USA. Anti-Schwarzer Rassismus ist 
auch hier. In der Familie, in der Nachbar-
schaft, mit den Kolleg*innen. Überall.

Kiel ist eine Stadt der Vielfalt – soll das 
nur auf Flyer und Flagge bleiben? Die 
Würde des Menschen ist unantastbar – 
soll das nur auf Papier bleiben?

Aber: Wir sind hier! Wer will auf diverse 
Kulturen verzichten? Kulturen von 54 
Ländern. Wir schwarze Menschen in 
Deutschland sind Teil dieser Gesell-
schaft. Wir sind sichtbar. Wir haben nicht 
nur Pflichten, sondern auch Rechte – wir 
fordern Eure Aufmerksamkeit für anti-
schwarzen Rassismus, hört uns zu:

Wir können nicht nur rennen und tanzen, 
wir können auch Präsident*in werden!!! 
 

Malou Petersen-Scharff ist Mitarbeiterin beim 
Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein und engagiert sich 
im Afrodeutschen Verein Schleswig-Holstein.
www.adv-sh.org
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Spätestens seit der (Wieder-)Entdeckung 
der Responsibilty to Protect im Rahmen 
der Militärinterventionen in Libyen im 
Jahr 2011 ist „to intervene or not to inter-
vene“ wieder zu einer der entscheidenden 
außenpolitischen Fragen geworden. Um 
gravierende Menschenrechtsverstöße – 
und damit Fluchtgründe? – zu verhindern, 
und da sind sich so gut wie alle politischen 
Parteien einig, sind militärische Interventio-
nen als ultima ratio ein gangbarer Weg.

Derzeit wird – auch infolge des Schattens, 
den der ehemalige US-Präsident Donald 
J. Trump über das transatlantische Ver-
hältnis geworfen hat – so viel über euro-
päische „Verantwortung“ gesprochen wie 
lange nicht mehr. Wie genau diese Ver-
antwortung geartet sein soll, bleibt aber 
meist im Unklaren.

Vom Pleven-Plan zur PESCO
In diesem Kontext erfreut sich die Idee 
der sogenannten Europäischen Armee 
großer Beliebtheit. Schon Anfang der 
1950er-Jahre Teil des sogenannten Ple-
ven-Plans des ehemaligen französischen 
Außenministers René Pleven, blieb es 

heit – egal ob Angela Merkel, Olaf Scholz, 
Friedrich Merz oder Armin Laschet: 
Sobald außenpolitische Themen auf der 
Agenda sind, ist die Europäische Armee 
ein geflügelter Begriff, der nicht nur im 
Bundestagswahlkampf wieder regelmäßig 
aufs Tableau kommen wird, sondern auch 
eine feste Größe in den Kommentarspal-
ten der deutschen Medien ist.

Und das, obwohl das Konzept kaum mit 
Inhalten gefüllt wird. Auch, weil sich die 
Ausgestaltung einer europäischen, sicher-
heitspolitischen Koordination der natio-
nalen Arena in großen Teilen entzieht und 
weil die Argumente für eine gemeinsame 
Armee in den Diskussionen kaum eine 
Rolle spielen – weil sie so leicht zu ent-
kräften sind und mit europäischem Ein-
heitspathos überzeichnet sind.

Effizienzgewinne als 
Begründung

Ein Argument, das häufig in Diskussio-
nen angeführt wird, ist eine sicherheits-
politische Effizienzsteigerung. Der dama-
lige Außenminister Sigmar Gabriel führte 
2017 an, dass im Zuge einer Militärunion 
viel Geld gespart werden könne – Europa 
gebe für die Verteidigung halb so viel aus 
wie die USA, erreiche in Sachen Effizi-
enz aber nur 15% von deren Effizienz. 
Wenn die europäischen Staaten langfristig 
ihre Verteidigungsausgaben senken woll-
ten, liegt eine Europäisierung der Streit-
kräfte also nahe – denn in der Tat führen 
kleinere, nationale Armeen zu höheren 
Strukturkosten und höheren Einkaufsprei-
sen für Rüstungsgüter.

Es könnte also, vereinfacht gesagt, um ein 
besseres Preis-Leistungs-Verhältnis der 
jeweiligen Streitkräfte gehen. Wären da 
nicht die Beitrittskriterien zur PESCO – 
die zu einer Anhebung des eigenen Ver-

Die Europäische Armee –
eine Scheindebatte?

Bekämpfung von Fluchtursachen oder die Sicherung 
von Menschenrechten als Feigenblatt für eine
militärische geopolitische Profilierung der EU

Lukas Schmitt

Der Flüchtlingsrat Schles-
wig-Holstein wird 30 und 
in seinen Reihen breiten 
sich angesichts wieder 
aufgewärmter Bestrebun-
gen für eine gesamteu-
ropäische Rüstungs- und 
Militärstrategie Besorgnis 
und Widerspruch aus.

während des europäischen Integrati-
onsprozesses lange still um das Projekt. 
Während eine Europäische Armee seit 
dem Vertrag von Lissabon 2009 immer 
wieder lose diskutiert wurde, nahm das 
Thema spätestens mit dem Brexit wieder 
an Fahrt auf – so sprachen sich auf dem 
EU-Ministertreffen in Bratislava 2016 
Deutschland und Frankreich für eine mili-
tärische Stärkung der Europäischen Union 
als Einheit aus.

Über das in Artikel 42 Abs. 6 i.V.m. Arti-
kel 46 des Lissabon-Vertrages verankerte 
Instrument der Gemeinsamen Struktu-
rierten Zusammenarbeit, kurz PESCO 
(Permanent Structured Cooperation), 
schlossen sich Ende 2017 25 EU-Staaten 
zusammen, um zukünftig militärisch enger 
zu kooperieren. Was Kommissionsche-
fin Ursula von der Leyen als „großen Tag 
für Europa“ bezeichnete, ist als Komple-
mentärstruktur für die NATO konzipiert 
und soll einerseits die militärische Integra-
tion der EU durch gemeinsame Rüstungs-
projekte oder Ausbildungsmissionen vor-
antreiben, andererseits perspektivisch für 
Einsätze unterhalb des NATO-Bündnis-
falls zuständig sein.

Beitrittskriterien zur PESCO (https://
pesco.europa.eu/binding-commitments/) 
sind unter anderem die Bereitschaft, die 
eigenen Verteidigungsausgaben zu erhö-
hen sowie eine mittelfristige Anhebung 
der Rüstungsausgaben auf 20% des Ver-
teidigungshaushalts. Zwar ist PESCO 
keine Blaupause für eine Europäische 
Armee, dennoch eine Skizze dessen, was 
vor allem Deutschland und Frankreich 
umsetzen wollen.

Die Armee als 
Wahlkampfthema

Und nicht nur auf europäischer Ebene 
erfreut sich das Thema großer Beliebt-

http://www.frsh.de
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teidigungshaushalts sowie einer Erhö-
hung der Rüstungsausgaben auf 20% der 
gesamten Verteidigungsausgaben ver-
pflichten. Dass die Harmonisierung der 
Streitkräfte auf mittlere Sicht zu mehr 
Investitionen im Rüstungs- und Verteidi-
gungsbereich führen wird, liegt zwar auf 
der Hand, dennoch erscheint das Kos-
tenargument unglaubwürdig, wenn zwar 
eine relative Kostenersparnis postuliert 
wird, am Ende der absolute Kostenauf-
wand für Verteidigung steigen soll. Einzig 
logische Konsequenz dieses Spannungs-
feldes: Höhere Effizienz bei gleichzeiti-
ger Erhöhung des Verteidigungshaushalts 
heißt auch höheres militärisches Poten-
tial – und vermutlich auch mehr militäri-
sche Aktivität.

PESCO treibt Rüstungs- 
ausgaben in die Höhe

Auch die Re-Allokationen in den Verteidi-
gungshaushalten hin zu niedrigeren Struk-
turkosten und höheren Rüstungsausga-
ben sprechen eine deutliche Sprache – 
PESCO ist nicht nur ein Instrument zur 
Harmonisierung der Streitkräfte, sondern 
auch der europäischen Rüstungsmärkte, 
wo derzeit Dassault, Airbus Defence and 
Space, Rheinmetall oder Thales konkur-
rieren. So macht PESCO neben der Erhö-
hung der anteiligen Rüstungsausgaben eine 
Mitarbeit in paneuropäischen Rüstungs-
projekten zum Kriterium. Deutschland 
hat die 20%-Quote ohnehin schon erfüllt 
– im Verteidigungshaushalt 2021 sind von 
47 Milliarden Euro ungefähr 22% für „rüs-
tungsinvestive“ Ausgaben reserviert.

Noch weniger glaubwürdig erscheint 
das Effizienzargument bei 
den Entscheidungsstruktu-
ren einer möglichen Euro-
päischen Armee. In einer 
Europäischen Union, in der 
weder auf Einschnitte der 
Pressefreiheit in Ungarn, 
Pushbacks der europäischen 
Grenzschutzbehörde Fron-
tex oder auf Diskriminie-
rungen der LGTBQI-Com-
munity in Polen reagiert 
werden kann oder will, 
ist eine Abgabe einer der 
wohl wichtigsten Hoheits-
rechte der Nationalstaa-
ten, der Entscheidung über 
die Außen- und Sicherheits-
politik, kaum denkbar. Ent-
scheidungen über den Ein-
satz einer (bis dato noch fik-

tiven) Europäischen Armee würden des-
halb vermutlich im Ministerrat getroffen – 
nach Einstimmigkeitsprinzip.

Das wiederum hätte auf zwei Ebenen ver-
heerende Konsequenzen: Erstens würden 
lange Verhandlungen die Reaktionszeit, 
beispielsweise auf Menschenrechtsver-
letzungen, extrem in die Länge ziehen – 
und könnte gerade in Szenarien mit hoher 
Dringlichkeit zur Paralyse führen. Zwar hat 
die Bundestagsfraktion der SPD im vergan-
genen November ein Konzept einer Euro-
päischen Armee vorgestellt, die direkt der 
EU-Kommission untersteht. Diesen Vor-
schlag bezeichnete aber selbst Norbert 
Röttgen berechtigterweise als „Träume-
rei“ (https://bit.ly/2RgJqA6). Und zweitens 
würden, selbst wenn Beschlüsse zustande 
kommen, diese Ergebnisse auf dem kleins-
ten, gemeinsamen Nenner basieren.

Pushbacks, keine Seenot- 
rettung – Politik des kleinsten 
gemeinsamen Nenners

Und was das für Geflüchtete in Europa 
bedeutet, zeigt beispielsweise die Opera-
tion Irini als Teil der Gemeinsamen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik der Euro-
päischen Union deutlich. Als Nachfolge-
mission von Operation Sophia soll Ope-
ration Irini seit 2020 das gegen Libyen 
verhängte Waffenembargo durchsetzen 
– unterstützt aber auch die Ausbildung 
der lybischen Küstenwache, die seit 2016 
mindestens 75.000 Menschen auf dem 
Weg nach Europa abgefangen und zurück 
nach Libyen gebracht hat und damit tau-
sendfach gegen das Verbot von Pushbacks 
verstoßen hat.

Zudem ist die Seenotrettung explizit kein 
Teil des Mandats von Operation Irini – 
im Rahmen von Operation Sophia sind 
immerhin 45.000 Menschen aus Seenot 
gerettet worden, Irini hat bis dato noch 
keine Seenotrettungen vorgenommen. 
Einstimmigkeit lässt sich in Verteidigungs-
angelegenheiten also vor allem mit rest-
riktiven Maßnahmen erzielen – denn nur 
so lassen sich Rechtspopulisten mit ins 
sprichwörtliche Boot holen.

Allein das Beispiel PESCO zeigt, dass das 
Projekt einer Europäischen Armee eins 
ganz klar nicht ist: Ein Projekt, mit dem 
die Europäische Union mehr Verantwor-
tung für den Schutz von Menschenrechten 
übernimmt, sondern vielmehr ein Pro-
jekt, mit dem sich Europa auf dem geo-
politischen Parkett als Weltmacht positio-
nieren will. Geostrategisch mag das sinn-
voll sein, bringt aber auch einen humanitä-
ren Rebound-Effekt mit sich. Denn bisher 
scheiterten Interventionen europäischer 
Staaten – unter anderem in Libyen – nicht 
an fehlender Verzahnung der Truppenver-
bände oder in Ermangelung einer Euro-
päischen Armee, sondern an politischer 
Ziel- und Planlosigkeit, die kaum über den 
regime change hinausgeblickt hat.

Stattdessen Krisenprävention 
und echte humanitäre Hilfe!

Vermeintliche Begründungszenarien einer 
Europäischen Armee wie die Bekämp-
fung von Fluchtursachen oder die Siche-
rung von Menschenrechten sind deshalb 
ein Feigenblatt für eine geopolitische Pro-
filierung. Und wie eine europäische Poli-
tik des kleinsten gemeinsamen Nenners 

aussieht, sehen wir in Kara 
Tepe, Moria, Lipa oder auf 
dem Mittelmeer, wo eine 
effektive Seenotrettung von 
der EU blockiert wird. Statt 
über gemeinsame Armeen 
zu sprechen und damit 
Säbelrasseln zu meinen, 
sollten wir uns deshalb 
in erster Linie ziviler Kri-
senprävention und echter 
humanitärer Hilfe zuwen-
den – das ist die Art der 
Verantwortung, die die EU 
übernehmen sollte. 

Lukas Schmitt ist Politologe, lebt 
in Kiel und ist Mitglied im Vorstand 
des Flüchtlingsrates Schleswig-Hol-
stein e.V.
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Während in den 1990er Jahren auch 
von etablierten Parteien systematisch 
und offen rassistisch über Asylsuchende 
und Abschiebungen gesprochen wurde, 
hat sich der jüngere Diskurs über diese 
Themen etwas verschoben. Es gibt zwar 
weiterhin offenen und latenten Rassis-
mus in den politischen Debatten und ins-
titutionellen Strukturen, doch die Diskus-
sionen und Begriffe der Migrationspolitik 
mit ihren Strategien der Legitimierung der 
Abwertung von Geflüchteten haben sich 
gewandelt.

Mittlerweile wird vermehrt von „Rück-
führungen“, „freiwilliger Rückkehr“, „Aus-
reiseeinrichtungen“, „Ankerzentren“ 
oder der „Verbesserung der Durchset-

zung der Ausreisepflicht“ gesprochen. Bei 
diesen Beschreibungen geht es zum einen 
darum, der Gesellschaft ein staatliches 
Durchgreifen gegenüber „Ausreisepflich-
tigen“ zu vermitteln und zum anderen 
darum, dass die Abschiebungen und ihre 
harten Folgen für die Betroffenen gleich-
zeitig verharmlost werden. Dafür nutzt 
der Gesetzgeber eine zugleich ordnungs-
politische, abstrakte und verniedlichende 
Sprache.

Abschiebungen werden 
verharmlost

Die Euphemismen sollen ein Bild von 
Abschiebungen erzeugen, als handele es 

Zwischen Härte und Verharmlosung

Das System der Abschiebung von GeflüchtetenHendrik Lammers

Für Nationalstaaten sind 
Abschiebungen ein „nor-
maler“ Vorgang. Um diese 
auch für die Bevölkerung 
„normal“ wirken zu lassen 
und für gesellschaftliche 
Akzeptanz gegenüber 
Abschiebungen zu sorgen, 
lässt sich der Staat einiges 
einfallen.

http://www.frsh.de
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sich um eine behördlich begleitete Reise. 
Die Härte von Abschiebungen, die Ängste 
und psychosozialen Folgen auf Seite der 
Abgeschobenen sollen aus dem Abschie-
bevorgang herausdefiniert werden. Die 
Umdeutung entzieht der Abschiebung das 
Subjekt, damit Abschiebungen als behörd-
licher Verwaltungsakt ohne Gesicht 
erscheinen. Bei Kritik an Abschiebungen 
ist die politische Reaktion häufig, es han-
dele sich um eine unschöne, aber not-
wendige Handlung.

Abschiebezahlen werden einerseits als 
Erfolg verkauft, denn sie sollen die Durch-
setzungskraft des Staates bzw. die „rich-
tige Auswahl“ bei der Zuwanderung ver-
deutlichen. Damit werden die verbrei-
teten Zuschreibungen und sprachlichen 
Unterscheidungen in „Bleibeberechtigte“ 
und damit „gute“, „gewollte“, „echte“ 
Geflüchtete sowie „Ausreisepflichtige“ 
und damit „schlechte“, „ungewollte“, 
„unechte“ Geflüchtete bedient. Anderer-
seits soll die Abschiebung mit dem ent-
stehenden Druck und den psychosozia-
len Folgen für die Betroffenen unausge-
sprochen bleiben oder heruntergespielt 
werden. Es wird suggeriert, die Abschie-
bung sei ein irgendwo außerhalb der All-

tagswelt der Gesellschaft stattfinden-
der Vorgang. Rührende Geschichten, Sui-
zide von Abgeschobenen und rechtswid-
rige Abschiebungen, die durch die Medien 
gehen, werden später zu „bedauerlichen 
Einzelfällen“.

Abschiebungen werden in Zahlen aus-
gedrückt, deklariert als „Beendigung des 
Aufenthalts“ von „vollziehbar ausreise-
pflichtigen Ausländern“. Der Staat ent-
ledigt sich seiner Verantwortung durch 
die behördliche Übergabe der „Ausreise-
pflichtigen“ hinter der Grenze. Bis dahin 
müsse es aber nicht kommen. Der Staat 
überlasse vorher der „ausreisepflich-
tigen Person“ immerhin die Wahl, der 
Abschiebung im eigenen Interesse vor-
zubeugen – durch Zustimmung zur „frei-
willigen Ausreise“. Es gibt zwar Men-
schen, die freiwillig in ihre Herkunftslän-
der zurückkehren. Oft ist dies abhän-
gig von der Verbesserung der Sicherheits-
lage und den existenziellen Bedingungen 
vor Ort. Doch in Fällen, in denen diese 
Möglichkeit nicht besteht, stellt sich fol-
gende Frage: Inwiefern kann die „Förde-
rung zur freiwilligen Ausreise“ von Frei-
willigkeit geprägt sein, wenn diese „För-
derung“ damit einhergeht, dass es keine 
andere Wahl gibt, einer Abschiebung zu 

entgehen? Diese „Freiwilligkeit“ ist keine 
Freiwilligkeit. Sie wird durch den psycho-
logischen Druck erzeugt, keine Alterna-
tive zu haben. Dafür führen Ausländerbe-
hörden mit „Ausreisepflichtigen“ regelmä-
ßig Gespräche, um bei ihnen das Gefühl 
der Perspektivlosigkeit in Deutschland zu 
erzeugen.

Abschiebungen nachts und 
ohne Ankündigung

Abschiebungen finden vor allem nachts 
statt. Sie werden in der Regel nicht ange-
kündigt. Häufig wissen Menschen, für die 
eine Abschiebung angeordnet wurde, 
über Monate nicht, ob die Polizei irgend-
wann während des Schlafs an der Tür 
klopft. Sie wissen nicht, wie sich die 
Behörden ihnen und ihren Kindern gegen-
über verhalten werden. Sie wissen nicht, 
was mit ihnen nach der Abschiebung pas-
siert. Sie fürchten, nach der Abschiebung 
vor dem Nichts zu stehen. Oft berich-
ten Menschen, denen eine Abschiebung 
bevorstehen könnte, von Angstzuständen 
und extremen Belastungen, von Flash-
backs und Erinnerungen an Gewalterfah-
rungen, von Verzweiflung und Hoffnungs-
losigkeit. Hinter Abschiebezahlen verber-

http://www.frsh.de


176 · 06/2021 * Der Schlepper Nr. 100 * www.frsh.de

gen sich Menschen und Schicksale. Bei 
Abschiebungsanordnungen aufgrund einer 
Ablehnung des Asylantrages als „unzu-
lässig“ oder „offensichtlich unbegründet“ 
hat eine Klage vor dem Verwaltungsge-
richt keine aufschiebende Wirkung. Nur 
wenn innerhalb der kurzen Frist von einer 
Woche ein Eilantrag gestellt und dieser 
vor dem Verwaltungsgericht erfolgreich 
ist, kann die Abschiebung bis zur Ent-
scheidung über eine Klage vorübergehend 
gestoppt werden. Obwohl es sich bei 
einer Abschiebungsanordnung um einen 
harten Eingriff in die Freiheit der Men-
schen handelt, ist der Gesetzgeber nicht 
bereit, generell die mündliche Verhand-
lung abzuwarten.

Abschiebungen von 
Traumatisierten

Auch traumatisierte Menschen werden 
abgeschoben (https://bit.ly/3vFoAti). Der 
Gesetzgeber geht davon aus, dass nie-
mand traumatisiert ist, wenn dies nicht 
umfangreich ärztlich nachgewiesen ist. 
Viele Menschen, die vor einer Abschie-
bung stehen, haben aber keinen ausrei-
chenden Zugang zur Gesundheitsversor-
gung, um ein Abschiebehindernis prüfen 
lassen zu können. Hinzu kommt, dass 
psychologische Stellungnahmen für den 
Gesetzgeber aufenthaltsrechtlich kaum 
einen Wert haben. Arztpraxen sollen sich 
für Atteste außerdem an Vorgaben des 
Aufenthaltsgesetzes halten. Fehlt eine 
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Angabe in einem Attest oder wird das 
Attest nicht unverzüglich nach Erhalt vor-
gelegt, kann der Nachweis einer Trauma-
tisierung für die Entscheidung über eine 
Abschiebung unberücksichtigt bleiben. 
Das gilt seit dem Jahr 2016, als in Folge 
auf die erhöhten Fluchtbewegungen wei-
tere absichtliche Hürden in das Aufent-
haltsgesetz aufgenommen wurden.

Schwierigkeiten bei 
rechtlichen Schritten

Hinzu kommt, dass durch Leistungskür-
zungen nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz für manche Geflüchtete kein Bar-
geld ausgegeben wird, weshalb sie eine 

https://bit.ly/3vFoAti
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anwaltliche Vertretung nicht bezahlen 
können. Die Kürzungen auf 0 € sind offen-
sichtlich verfassungswidrig, aber gängige 
Praxis. Aus Sicht der Hardliner ist das ein 
kluger Schachzug. Wer sich aufgrund feh-
lender Finanzierungsmöglichkeit recht-
lich nicht wehren kann, der ist theore-
tisch willkürlichen Negativentscheidungen 
ausgesetzt. Für einen Rechtstaat ist diese 
Praxis jedoch eine Bankrotterklärung. Die 
Vorannahme, staatliche Entscheidungen 
bräuchten nicht hinterfragt werden, ist 
eine gefährliche autokratische Denkweise.

Als Option wäre da noch die eigenmäch-
tige Vertretung im Klageverfahren gegen 
eine Abschiebungsentscheidung vor dem 
Verwaltungsgericht. Diese Möglichkeit ist 
zwar als Option wichtig, aber faktisch für 
die meisten von Abschiebung bedrohten 
Menschen mit geringen Deutschkenntnis-
sen und fehlendem Jurastudium bei der 
komplexen Rechtslage oft kein gangba-
rer Weg. Außerdem können bestimmte 
Rechtsmittel, wie beispielsweise die Ein-
reichung von Eilanträgen zusätzlich zur 
Klageerhebung bei Abschiebungsanord-
nungen in Staaten, die die Dublin-III-Ver-
ordnung unterzeichnet haben, in man-
chen Konstellationen sogar nachteilig sein. 
Es braucht also in der Regel eine Anwalts-
kanzlei oder eine Beratungsstelle, welche 
zur Überprüfung von Abschiebebeschei-
den ehrlich und professionell berät. Die 
Beratungen als Teil einer angeblichen 
„Anti-Abschiebeindustrie“ zu diskredi-
tieren, wie Alexander Dobrindt (CSU) 
es 2018 tat, rückte die professionellen 
Hilfen für Geflüchtete bei der Inanspruch-
nahme rechtlicher Mittel in ein schlech-
tes Licht. Aber es geht hierbei um wich-
tige demokratische Prinzipien. Es geht um 
die Ermöglichung legaler rechtsstaatlicher 
Mittel gegen einen Abschiebebescheid 
und immerhin um einen massiven staatli-
chen Eingriff.

Wer sich nun fragt, wie sich das feinglied-
rige und hochkomplizierte Migrations-
recht verstehen lässt, dürfte ein unge-
fähres Gespür für die Schwierigkeit des 
Verständnisses der eigenen Rechte für 
Betroffene ohne Deutschkenntnisse 
bekommen, die zusätzlich akut belastet 
sind. Und trotzdem ist die Überforderung 
mit den rechtlichen Fragen und Schritten 
sowie die Bedrohlichkeit der Abschiebung 
nur für Betroffene wirklich nachzuvollzie-
hen. Menschen, die der Extremsituation 
einer bevorstehenden Abschiebung nicht 
ausgesetzt waren und es nie sein werden, 
haben durch die Grenzen der Empa-
thie Abstand von dem schwerwiegenden 

staatlichen Eingriff der Abschiebung. Das 
ist einerseits ein psychologischer Mecha-
nismus, durch den sich Nicht- Beteiligte 
schützen können. Anderseits lässt sich 
hier für die Legitimation der Abschiebe-
politik anknüpfen. Denn durch Umdeu-
tungen, Verharmlosungen und die Nicht-
Sichtbarmachung von Abschiebungen 
werden empathisches Verstehen und Soli-
darisierungen reduziert. Letztlich soll 
niemand – mit Ausnahme der Betroffe-
nen – beunruhigt werden. Der Abschie-
bevorgang soll möglichst ungestört blei-
ben. Nicht ohne Grund werden Abschie-
bungen nachts und überraschend durch-
geführt und Abschiebetermine im Vorfeld 
nicht mitgeteilt. Protest und die Sichtbar-
machung von Abschiebungen durch Dritte 
sollen verhindert werden. Die gesell-
schaftliche Akzeptanz für Abschiebungen 
lässt sich leichter aufrechterhalten, wenn 
Abschiebungen unbemerkt bleiben und 
sich nur wenige Anlässe für ihre Hinter-
fragung bieten.

Erleichterte Abschiebungshaft
Die Betroffenen sollen sich der Abschie-
bung faktisch nicht entziehen können. 
Dafür gibt es verschiedene Maßnahmen. 
Eine davon ist die „Verfügung zum nächt-
lichen Aufenthalt“. Das bedeutet: nächtli-
cher Hausarrest mit Option auf Ausgangs-
erlaubnis. Es wäre rechtlich als Freiheits-
entziehung ohne ausreichenden Grund 
zu bewerten und damit unzulässig, wenn 
die zuständigen Behörden nicht daran 
gedacht hätten, den Betroffenen einzu-
räumen, ihre Wohnung für kurze Zeit 
verlassen zu dürfen, sofern sie jedes Mal 
vorher die Behörden informieren. Verges-
sen sie dies, ist das nach dem Aufenthalts-
gesetz ein Grund für Abschiebungshaft.

Besonders an der Abschiebungshaft wird 
die Härte des Eingriffs und die De-The-
matisierung deutlich. Die Inhaftnahme 
als Form der Freiheitsentziehung ist in 
Rechtsstaaten dafür gedacht, die Sicher-
heit der Allgemeinheit zu schützen. Aber 
handelt es sich um eine Gefahr der öffent-
lichen Sicherheit, wenn eine Person eine 
Grenze überquert, ein Asylverfahren 
negativ durchläuft und dann nicht aus-
reist? Abschiebungshaft ist per se unver-
hältnismäßig und entwürdigend. Sie ist 
unethisch. Und sie ist obendrein teuer 
für den Staat. Dass dann noch von der 
Gesamtzahl der Abschiebehaftfälle etwa 
50 Prozent im Nachhinein gerichtlich 
als rechtswidrig eingestuft werden, ist 
erschreckend und ein Armutszeugnis für 
den Rechtsstaat.

Nach der letzten Reform des Abschie-
behaftrechts stehen zahlreiche Gründe 
für eine Abschiebungshaft im Aufent-
haltsgesetz, sodass sich leicht ein Anord-
nungsgrund finden lässt. Für Sicherungs-
haft reicht es schon, wenn eine Anhö-
rung oder eine ärztliche Untersuchung 
versäumt wird oder jemand den Wech-
sel der Anschrift mitzuteilen vergisst. Das 
sind nur einige der Anordnungsgründe für 
die Haft. Selbst Familien und Minderjäh-
rige dürfen in Abschiebungshaft genom-
men werden, [laut UN-Kinderrechts-
konvention] allerdings nur in besonderen 
Ausnahmefällen und nur so lange, wie es 
unter Berücksichtigung des Kindeswohls 
angemessen ist. Um sich vorzustellen, wie 
bei minderjährigen Geflüchteten ohne 
Strafvergehen unter Beachtung des Kin-
deswohls eine Haft ablaufen soll, braucht 
es viel Phantasie und die Ignoranz der 
UN-Kinderrechtskonvention.

Keine Ausnahme in 
Corona-Zeiten

Im vergangenen Jahr hat es weni-
ger Abschiebungen gegeben. Doch das 
liegt nicht am Verhalten der „abgelehn-
ten“ Asylsuchenden. Der Grund ist die 
Corona-Pandemie. Grenzen wurden zeit-
weise geschlossen, viele Staaten setz-
ten Abschiebungen aus. Deutschland ver-
suchte dennoch, Abschiebungen durch-
zuführen. Allein auf dem Flugweg wurden 
fast 9.000 Menschen abgeschoben, neben 
1.780 Abschiebungen auf dem Landweg 
und 50 Abschiebungen auf dem Seeweg. 
Parallel gab es eine mediale Debatte um 
die Notwendigkeit der Einschränkun-
gen von Flügen aufgrund der Risiken einer 
Ansteckung mit Covid-19. Die Grenze 
der Einschränkung bei Reisen scheint bei 
Abschiebungen zu liegen. Diese müssen 
scheinbar selbst im absoluten gesellschaft-
lichen Ausnahmezustand der Corona-Pan-
demie fortgeführt werden. Dabei finden 
sich nicht nur in Pandemiezeiten, son-
dern auch generell gute Argumente für 
eine Kritik an Abschiebungen und ihren 
Mechanismen. In einer demokratischen 
und an Menschenrechten orientierten 
Gesellschaft ist diese Kritik wichtig. Noch 
wichtiger ist die praktische Veränderung 
des Abschiebesystems. 

Hendrik Lammers ist Sozial-, Erziehungs- und Bil-
dungswissenschaftler. Er arbeitet in der Asylver-
fahrensberatung und psychosozialen Beratung für 
Geflüchtete bei IBIS – Interkulturelle Arbeitsstelle 
für Forschung, Dokumentation, Bildung und Bera-
tung e.V. in Oldenburg. www.ibis-ev.de 
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Gemeinsam mit PRO ASYL untersuchte 
die Menschenrechtsorganisation JUMEN 
e. V. aus Berlin die Anwendungspraxis der 
Regelungen zum Familiennachzug nach 
§ 36a Aufenthaltsgesetz (AufenthG) und 
deren Vereinbarkeit mit Grundgesetz 
und Völkerrecht. Gestützt wird die Ana-
lyse dabei auch von Beispielen aus der All-
tagspraxis eines Beratungsprojektes zur 
Familienzusammenführung. Veröffent-
licht wurden die Ergebnisse im März 2021 
als Praxisbericht und Rechtsgutachten. 
(https://bit.ly/3u3aIsl)

Vorweg lässt sich bereits sagen: die an 
den Flüchtlingsrat herangetragenen Pro-
blemlagen der Familienzusammenführun-
gen in Schleswig-Holstein spiegeln sich 
in derselben Art im Gutachten von PRO 
ASYL und JUMEN wieder. Sie sind keine 
Einzelfälle und beruhen nicht auf zufäl-
lig auftretenden Missverständnissen oder 
Verzögerungen. Im Gegenteil sind sie viel 
mehr Ausdruck und Abbild einer struk-
turell geschaffenen Problematik, die tau-
sende von Menschen betrifft, die in 

Deutschland als subsidiär Schutzberech-
tigte eingestuft werden.

Die seit 2018 für diese Personengruppe 
geltende Rechtslage, die den grundsätz-
lichen Anspruch auf Familienzusammen-
führung ausschließt, wirkt sich in der 
Praxis als systematische Zermürbung 
aller Betroffenen aus. Was oft über Jahre 
bleibt, sind „zerrissene Familien“, so auch 
der treffende Titel des Praxisberichts.

Widersprüchliche Zahlenspie-
le der verschiedenen Stellen

Mit Blick auf die monatlichen Zahlen, 
die den intransparenten und vielstufigen 
Prozess im Verfahren des Familiennach-
zugs abbilden, wird im o.g. Bericht klar-
gestellt, „dass das bestehende Verfahren 
nicht dazu geeignet ist, eine vollumfängli-
che Ausschöpfung des ohnehin geringen 
Kontingents von 1.000 Visaerteilungen 
pro Monat zu erreichen“. Und das galt 
bereits ohne den erschwerenden Faktor 
der Corona-Pandemie.

Auffällig ist dabei, dass an den Übergän-
gen der einzelnen beteiligten Schnittstel-
len, v. a. zwischen Auslandsvertretungen 
und Ausländerbehörden und bei Weiter-
leitung von Anträgen an das Bundesver-
waltungsamt, starke zahlenmäßige Abwei-
chungen auftreten. Lediglich die Anzahl 
der durch das Bundesverwaltungsamt 
entschiedenen Anträge kommt der Zahl 
der an sie weitergeleiteten Anträge meist 
nahe. Die letztendlich durch die Aus-
landsvertretungen erteilten Visa erfüllen 
in den meisten Monaten das Kontingent 
der 1.000 Visa, die zur Verfügung stehen 
würden, nicht.

Insgesamt wurde laut Bericht das Kon-
tingent im Zeitraum von August 2018 bis 
Dezember 2020 nur in Höhe von 65 Pro-
zent genutzt, konkret heißt das: es wären 

Zerrissene Familien, antastbare
Würde und gebrochenes Recht

Familiennachzug zu subsidiär SchutzberechtigtenLudmilla Babayan

Bereits in der letzten 
Ausgabe des Magazins 
„Der Schlepper“ haben 
wir das Thema Famili-
enzusammenführung 
– insbesondere damit 
verbundene Problemlagen 
– in Schleswig-Holstein 
beleuchtet. Dieses Mal 
richten wir den Blick auf 
die Bundesebene. 

theoretisch noch 10.000 Visaerteilun-
gen möglich gewesen. Realitätsnah formu-
liert: 10.000 seit Jahren von ihren Fami-
lien getrennte und in prekären Umstän-
den ausharrende Menschen, ganz gleich 
ob (minderjährige) Kinder, Ehepartner, 
Eltern oder Geschwister, wurden um die 
Möglichkeit gebracht, in Sicherheit und 
gemeinsam mit ihren Familienmitgliedern 
(über)leben zu können.

Personalmangel, restrikti-
ve Bürokratien und rechtlich 
fragwürdige Entscheidungen

Die Gründe für diesen Sachverhalt 
können vielfältig sein: unter anderem 
zeigt der Bericht an dieser Stelle mögli-
chen Personalmangel in Kombination mit 
einem arbeits- und zeitaufwändigen kom-
plizierten Verfahren, langwierige Beschaf-
fung erforderlicher Nachweise, zu restrik-
tive Prüfungen durch Ausländerbehörden 
(v. a. bei der ohnehin fragwürdigen Prü-
fung von Integrationsaspekten) und Kon-
kurrenz zwischen Bundesverwaltungsamt 
und Ausländerbehörden in der Entschei-
dungshoheit auf.

Bei der Auseinandersetzung mit der 
Frage, inwieweit die Neuregelung des 
Familiennachzugs zu subsidiär Schutz-
berechtigten durch § 36a AufenthG den 
Anforderungen von Grund- und Men-
schenrechten genügen, sehen PRO ASYL 
und JUMEN diverse Aspekte, die einer-
seits gegen Art. 3, 6 und 14 des Grundge-
setzes (GG), andererseits auch gegen Art. 
8 und 14 der Europäischen Menschen-
rechtskonvention (EMRK) verstoßen.

Im Sinne des Schutzes der Familie sollte 
lt. Bericht für subsidiär Schutzberech-
tigte in der Regel ein Familiennachzug 
ermöglicht werden, nur in Ausnahmefäl-
len dürften diesem Belange der Einwan-
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derungspolitik entgegenstehen. Ebenso 
sind die Einführung des Kontingents und 
die unvollständige Ausschöpfung dessel-
ben sowie die faktisch nicht erfolgende 
Priorisierung eine Missachtung des Schut-
zes des Familienlebens. Mit Blick auf 
das Diskriminierungsverbot auf nationa-
ler Ebene ist, wie es der Bericht formu-
liert, „die Ungleichbehandlung von subsi-
diär Geschützten gegenüber GFK-Flücht-
lingen ein Verstoß gegen den allgemei-
nen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG. 
Sie kann nicht mit Ver-
weis auf vermeintliche 
Unterschiede hinsicht-
lich Qualität und Dau-
erhaftigkeit der Schutz-
bedarfe gerechtfer-
tigt werden“. Auch auf 
internationaler Ebene 
sei die unterschiedliche 
Behandlung anerkann-
ter Flüchtlinge und sub-
sidiär Schutzberechtigter 
in Bezug auf den Fami-
liennachzug eine „unge-
rechtfertigte diskrimi-
nierende Behandlung“ 
und stellt einen Verstoß 
gegen Art. 14 i. V. m. 
Art. 8 EMRK dar.

Priorität 
Kindeswohl

Ein Aspekt, der auch 
oft in der Zusammen-
arbeit mit Ratsuchen-
den und Ehrenamtlichen 
in der Praxis im Zusam-
menhang mit Prozessen 
der Familienzusammen-
führung hinterfragt wird, ist die Beach-
tung des Kindeswohls. Auch PRO ASYL 
und JUMEN widmen sich dieser Frage-
stellung, inwieweit die Anwendungspra-
xis dieses Wohl missachtet. Die Ausgangs-
lage, wie sie gelten sollte, wird dabei wie 
folgt benannt: „Das Kindeswohl muss ins-
besondere bei Entscheidungen über die 
Einreise und die Familieneinheit betref-
fend ein vorrangiger Gesichtspunkt sein; 
ihm muss damit hohe Priorität zukom-
men. Es muss dabei nicht nur in den Ent-
scheidungsprozess einfließen, sondern 
sich auch in der Gesetzes- oder Entschei-
dungsbegründung niederschlagen. Insbe-
sondere im Rahmen des gesetzlich einge-
räumten Ermessens kommt dem Kindes-
wohl entscheidende Bedeutung zu. Bei 
der Rechtsanwendung ist dafür Sorge zu 
tragen, dass der Vorrang des Kindeswohls 

im innerstaatlichen Recht tatsächlich 
durchgesetzt wird. Eine unzureichende 
Berücksichtigung stellt mithin eine fehler-
hafte Interessensabwägung dar.“ 

Die langen, teilweise nicht absehba-
ren Wartezeiten an verschiedenen Stel-
len des Verfahrens, fehlende praxistaugli-
che Hinweise, das regelmäßig nicht ausge-
schöpfte Kontingent und darüber hinaus 
die nicht mehr stattfindende Berücksich-
tigung des Kindeswohls, sollte das Kontin-

gent doch einmal ausgeschöpft sein, stel-
len laut Bericht Verstöße gegen die UN-
Kinderrechtskonvention dar. 

Ebenso kann die Tatsache, dass die beson-
dere Schutzbedürftigkeit auf Kinder unter 
14 Jahren eingeschränkt wird, nur als sys-
temwidrig, mindestens aber als in höchs-
tem Maße moralisch verwerflich einge-
stuft werden. Abschließend stellt der 
Bericht in Bezug auf die Gesetzeslage fest: 
„Der Gesetzgeber hat weder das Ver-
fahren noch die Auswahlentscheidung 
des Bundesverwaltungsamts ausreichend 
bestimmt geregelt und genügt somit nicht 
dem Vorbehalt des Gesetzes. Die Verwal-
tungsvorgänge sind für die Betroffenen 
zudem weder ausreichend nachvollzieh-
bar noch vorhersehbar.“

Einstige Rechtslage 
wiederherstellen

Bei Betrachtung der bisherigen Recht-
sprechung zu § 36a AufenthG stehen ins-
besondere die Fallkonstellationen Eltern-/
Kindernachzug, Ehegattennachzug und 
der Ausschlussgrund wegen Straftaten im 
Zentrum. Durch das oft jahrelange Fest-
stecken im Verfahrensprozess des Fami-
liennachzuges schaffen es jedoch gene-
rell nur wenige Fälle vor Gericht, da die 

meisten Betroffenen 
es noch nicht einmal 
bis zum Ablehnungsbe-
scheid geschafft haben. 
Das Thema der Kon-
tingentregelung landet 
erst gar nicht bei 
Gericht, solange die 
Kontingente dauerhaft 
unterschritten werden.

Zusammenfassend 
stellt PRO ASYL fest: 
Die aktuell „beste-
hende Regelung nach 
§ 36a AufenthG ist 
in vielerlei Hinsicht 
praktisch problema-
tisch und weder mit 
grundgesetzlichen 
noch völkerrechtli-
chen Vorgaben ver-
einbar.“ (https://bit.
ly/2RaW04c). Subsi-
diär Schutzberechtigte 
müssen wieder mit 
anerkannten Geflüch-
teten auf eine Stufe 
gestellt werden, was 
den Familiennach-
zug betrifft, indem die 

Rechtslage von 2015 wiederhergestellt 
wird. Familienzusammenführung muss 
wieder zum Recht werden und darf kein 
mühevoll und unter Opfern ganzer Fami-
lien erkämpfter Glücksfall bleiben, wie 
es seit der mit § 36a AufenthG neu ein-
geführten realitätsfernen Regelung in der 
Anwendungspraxis der Fall ist. 

Die Folgen dieser Regelung sind für alle 
Betroffenen verheerend, die daraus resul-
tierenden Prozesse zermürben und ent-
würdigen gesamte Familien. Die Neure-
gelung muss nicht überarbeitet werden – 
sie gehört schnellstmöglich abgeschafft. 
 

Ludmilla Babayan ist Projektleiterin beim Projekt 
„Souverän – migrantische Selbstorganisation zur 
beruflichen Integration“ beim Flüchtlingsrat Schles-
wig-Holstein e.V. www.souveraen-sh.de
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Infolge der Maßnahmen, die die Bundes-
regierung zur Eindämmung des Corona-
Virus unternommen hat, wurden die 
meisten deutschen Auslandsvertretun-
gen für Familiennachzugsangelegenheiten 
bis auf Weiteres geschlossen: Es werden 
keine Termine für die Antragstellung 
mehr angeboten, keine angenommenen 
Anträge bearbeitet, Termine, die zwecks 
Antragstellung mit jahrelangem Vorlauf 
gebucht wurden, sind auf Eis gelegt.

Corona-Krise: Familiennach-
zug rückt in weite Ferne 

Die Angehörigen von hier als Schutzbe-
rechtigte anerkannten Geflüchteten über-
leben oft unter schwierigsten Bedingun-
gen, ohne jegliche Schutzmaßnahmen und 
ohne ärztliche Behandlung als intern Ver-
triebene in ihren Herkunftsländern oder 
in Flüchtlingslagern der Nachbarländer.

Diese Angehörigen hätten oftmals 
einen Anspruch auf ein Familienleben in 
Deutschland in Sicherheit und mit effizi-
enter Gesundheitsversorgung. Betroffene 
haben viele Jahre in der Warteschlange 
gestanden, um endlich ihr Recht auf Famili-
ennachzug wahrzunehmen. Deutsche Aus-
landsvertretungen konnten oft nur unter 
Inkaufnahme hoher Kosten und Risiken für 
ihre Sicherheit überhaupt erreicht werden. 
Für diese Menschen ist die Aussicht auf ein 
baldiges Wiedersehen mit ihren Familien 
erneut in weite Ferne gerückt.

Es ist nicht einmal klar, ob die Angehö-
rigen, die nach einem jahrelangen büro-
kratischen Verfahren ihre Visa erhalten 
haben, überhaupt irgendwann einmal ein-
reisen dürfen: Die Bundesregierung hat 
eine Grenzschließung für alle Drittstaats-
angehörigen verfügt, es sei denn, es liegen 
dringliche medizinische Gründe vor. Zwar 
können nach Angaben der Bundespoli-
zei Personen einreisen, die triftige Gründe 
hierfür angeben. Ob es sich bei der 
Gruppe der Einreisenden, die im Rahmen 
des Familiennachzugs kommen, um Per-
sonen handelt, für die ein solcher triftiger 
Grund akzeptiert würde, ist jedoch unklar.

Kontingent bleibt 
unausgeschöpft

Ohnehin wird der Familiennachzug zu 
Schutzberechtigten seit Jahren seitens der 
Bundesregierung aus politischen Grün-
den torpediert, mal über gesetzliche Ver-
schärfungen, mal über organisatorisches 
Versagen. So wird zum Beispiel auch das 
monatliche Kontingent von 1.000 Visa 
beim Nachzug von Angehörigen der sub-
sidiär Schutzberechtigten nicht erfüllt: Die 
deutschen Auslandsvertretungen erfüll-
ten seit August 2019, also schon vor der 
Corona-Krise, diese Quote nicht mehr: 

Im Februar 2020 wurden beispielsweise 
nur 736 Visa ausgestellt.

Charterflüge für Hunderttau-
sende … Urlauber*innen

Die Bundesregierung hat es auf der ande-
ren Seite meisterhaft verstanden, rund 
200.000 deutsche Urlauber*innen aus 
der ganzen Welt in organisierten Charter-
flügen nach Hause zu holen. Bei ein paar 
tausend Angehörigen von hier Schutzbe-
rechtigten, bei denen es um die Umset-
zung ihres Grund- und Menschenrechts 
auf Familienleben geht, sind ebenso drin-
gende Handlungen zu erwarten.

Zu fordern ist, dass Familienangehörige 
wie alle anderen EU-Angehörigen – ggf. 
unter Einhaltung aller epidemiebeding-
ten Gesundheitsvorkehrungen wie Tes-
tung und Quarantänemaßnahmen – nach 
Deutschland einreisen können. Damit 
würde die Bundesregierung ihren humani-
tären Verpflichtungen gegenüber Geflüch-
teten und ihren Familienangehörigen in 
dieser schwierigen Zeit gerecht.

Bundesentwicklungsminister Gerd Müller 
hat ausgeführt, dass die Corona-Krise 
jetzt mit aller Härte die ärmsten Men-
schen in den Flüchtlings- und Krisenregio-
nen treffe. Es geht um Binnenvertriebene 
in Syrien, wo das Gesundheitssystem nach 
neun Jahren Krieg nicht mehr existiert. Es 
geht um Vertriebene, die in selbst gebau-
ten Hütten im Libanon verstreut ihr Leben 
fristen. Es geht um tausende eritreische, 
ins Exil nach Äthiopien Geflüchtete und 
um somalische Flüchtlinge in Dadaab, dem 
größten Flüchtlingslager der Welt in Kenia, 
die ihr Recht auf einen Familiennachzug 
derzeit nicht realisieren können. 

Karim Alwasiti ist Mitarbeiter beim Flüchtlingsrat 
Niedersachsen. www.nds-fluerat.org 

Corona-Opfer Familieneinheit

Pandemie potenziert das Martyrium
getrennter Familien

Karim Alwasiti

Geschlossene Botschaften, 
keine Termine: Der 
komplette Familien-
nachzug ist zum Erliegen 
gekommen. Zur ohnehin 
langen Trennung der 
Familien durch gesetzliche 
Einschränkungen und den 
Bürokratie-Dschungel bei 
Familiennachzug kommen 
erschwerend ad hoc-
Maßnahmen im Zuge der 
Corona-Pandemie hinzu.
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Diese Menschenrechtspraxis ist gerade 
angesichts einer zunehmend restrik-
tiven Migrationspolitik immer wichti-
ger. Zugleich ist das Kirchenasyl auch 
umkämpft. Dies macht aber deutlich, dass 
Demokratie heißt, entschieden für Men-
schenrechte einzutreten, anstatt auf staat-
liche Institutionen zu setzen.

Die Zahl der auf ihrer Flucht über das 
Mittelmeer zu Tode gekommenen Men-
schen liegt bei über 1.000 im Jahr 2020. 
Seit 2014 sind es geschätzt 20.000 Men-
schen, die ihr Leben an den europäischen 
Außengrenzen verlieren mussten. Diese 
Toten sind keine Opfer einer Tragödie, 
sondern sie sind einkalkuliert. Denn statt 
legale Einreisemöglichkeiten zu schaffen, 
rüstet die EU militärisch weiter auf, kri-
minalisiert und behindert die zivile See-

rettung, praktiziert illegale Pushbacks 
und investiert in ein skandalöses „Migra-
tionsmanagement“, das möglichst schon 
in Westafrika und im Nahen Osten Flüch-
tende festsetzen soll. 

Der „New Pact on Migration and Asylum“ 
der EU-Kommission sieht vor, dass an 
den Außengrenzen neue Flüchtlingsla-
ger unter europäischer Flagge entste-
hen. Dort sollen Geflüchtete in Hot-
spots festgesetzt, in Grenzverfahren aus-
sortiert und direkt wieder abgeschoben 
werden, anstatt dass Schutzsuchende auf-
genommen werden. Die griechisch-türki-
sche Grenze, die ungarische und die kro-
atische EU-Außengrenzen sind bereits 
jetzt systematisch abgeriegelt, Tausende 
Geflüchtete sitzen verelendet in Bosnien 
im Winter unter Lebensgefahr fest und in 
ähnlicher Weise wird der Seeweg zu den 
Kanarischen Inseln abgeriegelt. Das Lager 
Moria auf der Insel Lesbos hat in diesem 
Zusammenhang 2020 zwar weltweit für 
Schlagzeilen gesorgt, verändert hat sich 
jedoch nichts, abgesehen von symboli-
schen Bekundungen der EU-Repräsentan-
tinnen.

Hinzukommt, dass Deals mit der Türkei 
und anderen undemokratischen Staaten 
zunehmend eine wichtige Rolle spielen, 
um die Festung Europa möglichst effektiv 
abzusichern – wohlwissend um die Ver-
zweiflung derer, die sich in immer töd-
lichere Gefahren bringen, um ihr Leben 
nach Europa zu retten.

EU und Mitgliedsstaaten: 
Abschottung, Ausgrenzung, 
Abschiebung

Doch auch im Innern Europas, in der Bun-
desrepublik Deutschland, sieht es düster 
aus: So ist die Fortentwicklung der Asyl-
gesetzgebung spätestens seit dem Asyl-

Kirchenasyl

Eine Praxis gelebter Demokratie versus Abschottung, 
Ausgrenzung und Abschiebung

Bendikt Kern

Wenn Geflüchtete nach 
einer meist lebensgefähr-
lichen Flucht in Europa 
ankommen, droht ihnen 
oft eine Abschiebung ins 
erneute Elend. Mit dem 
Kirchenasyl setzen sich 
engagierte Kirchengemein-
den und Ordensgemein-
schaften dafür ein, dass 
Abschiebungen gestoppt 
werden und die Betroffe-
nen zu ihrem Recht auf ein 
Leben in Würde kommen 
können. 

kompromiss von 1993, vor allem aber mit 
den Asylgesetz-Paketen seit 2015 eine bit-
tere Geschichte von Verschärfungen und 
dem massiven Abbau von Grundrechten. 
So wurde die verpflichtende Unterbrin-
gung in Lagern (Ankerzentren) flächende-
ckend zu einem Instrument der Isolation 
und organisierten Inhumanität.

In diesen Lagern sind Menschen von 
der Zivilbevölkerung getrennt, Kinder 
werden nicht überall beschult, es gibt 
keine Erlaubnis zur lebenssichernden 
Erwerbsarbeit, die medizinische Versor-
gung ist auf ein Mindestmaß beschränkt, 
es gibt keine Privatsphäre, in der Corona-
Krise wurden oftmals hunderte Menschen 
in wochenlanger Quarantäne gehalten. 
Hinzu kommt die gesetzliche Verschär-
fung für den Zugang zu einem Aufent-
haltsstatus, wie durch die Erklärung eini-
ger Länder zu „sicheren“ Herkunftsstaa-
ten, erhöhte Voraussetzungen für gesund-
heitliche Schutzgründe etc.

Ebenso wurde die Zahl innereuropäischer 
Abschiebungen im sogenannten Dublin-
Verfahren weiter vorangetrieben. Dies 
hat zur Folge, dass vor allem die Staaten 
an der EU-Außengrenze die Asylverfah-
ren durchführen müssen – oftmals unter 
miserablen Bedingungen (Wohnungslo-
sigkeit, mangelhafte medizinische Ver-
sorgung, Ausschluss vom Arbeitsmarkt, 
Zwangsprostitution etc.).

Wenn Innenminister Seehofer hinsicht-
lich der sinkenden Asylzahlen (in 2020 
um 31 Prozent; https://bit.ly/3vauvqf) 
stolz behauptet, der Rückgang belege, 
dass „wir auf dem richtigen Weg“ seien 
und dass „unsere Maßnahmen zur Steu-
erung der Migration wirken“ (https://
bit.ly/3f7qc9A), ist das angesichts dieser 
Abschottungs- und Entrechtungspoli-
tik in erster Linie zynisch. Die maßgebli-
chen Kriterien auf Länder-, Bundes- und 
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EU-Ebene im Umgang mit Geflüchteten 
sind deshalb auf drei Begriffe zu bringen: 
Abschottung, Ausgrenzung und Abschie-
bung.

Diese Analyse ist ebenso schockierend, 
wie sie für Geflüchtete oftmals entmuti-
gend ist. Es wird so auch offenbar, worum 
es in diesem protektionistischen Europa 
geht: Die chauvinistische Wahrung der 
gegenwärtigen globalen kapitalistischen 
Ungleichheits- und Ausbeutungsverhält-
nisse und eine effektive Migrationsverhin-
derung für diejenigen, die hier nicht als 
Humankapital verwertbar sind, entweder 
im Niedriglohnsektor oder als bereits aus-
gebildete Fachkräfte.

Definitiv wird von einem christlichen und 
humanistischen Standpunkt aus deutlich: 
Ein Weiter-so ist unmöglich und ein Ver-
trauen darauf, dass die staatlichen Institu-
tionen mit ihren eigenen Interessen diese 
vielschichtige Krise nicht lösen werden, 
kann nur zerstört werden.

Humanisierende Demokratie
Angesichts dieser menschenrechtli-
chen Katastrophe stellt sich deshalb die 
Frage, was für eine solidarische Praxis 
hier gefragt ist? Wie kann eine wirkli-
che Demokratie durchgesetzt werden, 
die den Schwächsten zu ihrem Recht ver-
hilft? Und gerade für Christ/innen drängt 
sich die Frage auf: Wie können die Kir-
chen dazu beitragen, dass alle Menschen 
zu ihrem Recht und die Menschheit – ent-
sprechend der biblischen Verheißung – 
schließlich zu einem guten Leben aller 
gelangen kann?

Zunächst erscheint es wichtig, den Blick 
mit einem „Mut zur Wirklichkeit“ auf die 
Verhältnisse zu richten und die struktu-
relle Gewalttätigkeit gegenüber Geflüch-
teten zu benennen. Eine solche Perspek-
tive steht zwangsläufig in einem kritischen 
Verhältnis zu den Kräften in der Gesell-
schaft, die u. a. durch ökonomische Inte-
ressen diese Enthumanisierung vorantrei-
ben. Demokratie durchzusetzen heißt 
dann nicht in erster Linie um Mehrheiten 
zu ringen, sondern die Unhintergehbar-
keit universaler humaner Prinzipien, wie 
die Würde der Armgemachten, Unter-
drückten und Entrechteten wieder her-
zustellen auf ökonomischer, ideologischer 
und kultureller Ebene.

So ist der Einspruch beispielsweise gegen-
über den ausgrenzenden Asylgesetzen 
notwendigerweise auch immer ein prakti-
scher: Das heißt, es kann aus einer demo-

kratischen Überzeugung und vor dem 
Gewissen verpflichtet notwendig sein, 
einen Regelübertritt zu begehen, um so 
fundamentale Menschenrechte zu ihrer 
Durchsetzung zu bringen und eine Huma-
nisierung voranzutreiben.

Kirchenasyl: Regelübertritt um 
der Menschenrechte Willen

Ein solcher Regelübertritt aus funda-
mental demokratischer Perspektive ist 
der zivile Ungehorsam des Kirchenasyls. 
Damit machen Kirchengemeinden und 
Ordensgemeinschaften deutlich, dass 
sie sich der strukturellen institutionellen 
Gewalt gegen Flüchtlinge entgegenstel-
len, indem sie Geflüchtete vor meist sehr 
gewaltförmigen Abschiebungen schüt-
zen. Damit reagieren sie auf die oben 
beschriebenen rassistischen Bedingungen 
in denen Geflüchtete sich in Europa befin-
den.

Das Kirchenasyl ist ein zeitlich begrenz-
ter Schutz vor Abschiebung, dass es in 
der heutigen Form seil 1983 in Deutsch-
land, aber auch schon länger in anderen 
Ländern gibt. Kirchenasyle haben etlichen 
Tausend Menschen seitdem das Leben 
gerettet, innerhalb der Kirchen Akzente 
gesetzt und zu politischen Positionie-
rungen herausgefordert. Viele Kirchen-
asyl gewährende Gemeinden erfahren 
durch diese Praxis jedoch auch Stärkung 
und finden eine Neuorientierung in ihrem 
gemeindlichen Selbstverständnis.

Für das Kirchenasyl gibt es keine recht-
liche Regelung, auch wenn es seit 2015 
Absprachen zwischen dem Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
und den Kirchen über eine Verfahrens-
weise in Kirchenasylfällen gibt. Von 
seinem Ursprung her wurde das Kirche-
nasyl von einigen in der Kirchenasylbe-
wegung bewusst immer auch als ein zivi-
ler Ungehorsam gegenüber den geltenden 
Asylgesetzen durch Gemeinden verstan-
den: Auch wenn eine Abschiebung formal 
korrekt wäre, bei ihr aber logischerweise 
humanitäre und ethische Gesichtspunkte 
eben nicht beachtet werden, so ist das 
Kirchenasyl oftmals die letzte Hoffnung. 
Denn in manchen Fällen kann eben ein 
(Grund-) Recht erst dadurch zugänglich 
werden, wenn Gesetze, die dem Recht 
entgegenstehen, dispensiert werden. So 
muss das Gesetz (das menschengemacht 
und deshalb auch änderbar ist) sich daran 
messen lassen, ob es neues Leid hervor-
bringt für diejenigen, die am stärksten des 
schützenden Rechts bedürfen.

Wenn Christ/innen anderen Menschen 
einen Schutzraum bieten, ist das einer-
seits ein konkretes Solidaritätshandeln 
mit den Betroffenen, das meist als letztes 
Mittel neue Perspektiven eröffnet. Gleich-
zeitig verweist jedes Kirchenasyl auf die 
unmenschlichen Ursachen, die erst eine 
solche Praxis notwendig machen: Gäbe 
es einen uneingeschränkten Schutz für 
Geflüchtete, bräuchte es kein Asyl in der 
Kirche. Es instrumentalisiert dabei nicht 
den Einzelfall, sondern es ist ein exemp-
larischer, vor dem Gewissen und der bib-
lischen Tradition begründeter entschie-
dener Einspruch in der Öffentlichkeit, 
gerade auch wenn es hierfür keinen brei-
ten Konsens in der Mehrheitsbevölke-
rung gibt.

Konfliktfeld Kirchenasyl
Auch wenn mit den derzeit bundesweit 
ca. 300 laufenden Kirchenasylen mit ca. 
500 Personen nicht effektiv dem Rad der 
Abschiebemaschinerie in die Speichen 
gefallen wird, so ist es dennoch ein sehr 
wichtiges Zeichen, dass Kirchengemein-
den nicht einverstanden sind mit diesem 
Behördenhandeln. Denn so wird Soli-
darität nicht nur in Weihnachtspredig-
ten bekannt, sondern sie wird exemp-
larisch auch praktisch – auch wenn dies 
mit Konflikten mit den staatlichen Stellen 
sowie politischen Akteuren einhergehen 
kann. So zum Beispiel in Bayern derzeit 
in den Gerichtsverfahren gegen die Bene-
diktinerinnen-Äbtissin Mutter Mechthild 
Thürmer aus Kirchsehletten oder Bruder 
Abraham aus der Abtei Münsterschwarz-
ach, die wegen Beihilfe zum illegalen Auf-
enthalt durch Kirchenasyle angeklagt 
sind. Auch gegen Pfarrer/innen im Huns-
rück wurde 2018 ermittelt, weil sie Kir-
chenasyl gewährt hatten. Solche Beispiele 
der Kriminalisierung sind natürlich Einzel-
fälle, die jedoch abschreckende Wirkung 
haben sollen. Sie zeigen jedoch vor allem 
auf, dass das Kirchenasyl immer wieder 
den Finger in die Wunden legt und für den 
Staat herausfordernd ist.

Die staatliche Seite hat deshalb immer 
wieder versucht die Handlungsmöglich-
keiten des Instruments des Kirchenasyls 
einzuschränken. So verglich der dama-
lige Bundesinnenminister Thomas de Mai-
zière 2015 das Kirchenasyl mit der Scha-
ria, die sich über staatliches Recht stelle 
– er musste diesen Frontalangriff jedoch 
schnell öffentlich zurücknehmen. Doch 
um die steigenden Zahlen von Kirchen-
asylen zu senken, handelten Innenminis-
terium und Bundesamt für Migration und 
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Flüchtlinge (BAMF) mit den Kirchen eine 
stärkere Bürokratisierung von Kirchen-
asylen im Rahmen sogenannter Dublin-
Abschiebungen (in die Länder der Erstein-
reise an den EU-Außengrenzen) aus.

Da die bundesweite Anzahl von Kirche-
nasylen jedoch nach 2015 nicht sank, 
sondern sogar stieg, beschloss 2018 die 
Innenministerkonferenz, in nahezu allen 
Dublin-Kirchenasylen die Frist, die im Kir-
chenasyl überbrückt werden muss, bis 
zum Übergang der Zuständigkeit für ein 
Asylverfahren aus einem anderen EU-
Staat an die Bundesrepublik, von sechs auf 
18 Monate zu verlängern. Diese Fristver-

längerung stellte für die Betroffenen aber 
natürlich auch für die Kirchengemeinden 
eine enorme Herausforderung dar.

Obwohl zunehmend mehr Verwal-
tungs- und Oberverwaltungsgerichte und 
schließlich das Bundesverwaltungsge-
richt 2020 diese Fristverlängerung im Kir-
chenasyl für unvereinbar mit der Dublin-
Verordnung erklärten und an der sechs-
monatigen Frist festhielten, führte das 
BAMF diese rechtswidrige Praxis auf dem 
Rücken der Geflüchteten und der sie 
unterstützenden Gemeinden weiter fort. 
Erst seit Anfang 2021 finden diese Frist-
verlängerungen nicht mehr statt. Und die 
ZahI der Kirchenasyle steigt bundesweit 

langsam wieder – obwohl die Zahl derer, 
die noch nach Deutschland einreisen 
können auf dem Tiefstand sind.

Gutes Leben statt 
nur überleben

Kirchengemeinden, die Asyl gewähren, 
bezeugen damit eine Parteilichkeit auf 
Seiten derer, die eines selbstbestimmten 
Lebens beraubt und entrechtet werden. 
Betroffene werden deshalb dabei unter-
stützt einen Willen nach einem selbstbe-
stimmten Leben in Würde und in Gleich-
heit zu entwickeln oder daran festzuhal-

ten. Da jede Abschiebung ein Eingriff in 
die legitime Autonomie von Menschen ist, 
erst recht von jenen, denen an bestimm-
ten Orten besondere Härten drohen, ist 
das Kirchenasyl eine notwendige Men-
schenrechtspraxis, die dazu beiträgt, 
dass Menschen aus guten Gründen ihren 
Aufenthaltsort eigenständig bestimmen 
können, da dies ihr Menschsein mit aus-
macht. Insofern sind Menschen im Kirche-
nasyl nicht einfach nur diejenigen, denen 
paternalistisch von einer Gemeinde gehol-
fen wird, sondern sie können sich als Sub-
jekte ihres Handelns erfahren – indem sie 
eben nicht widerspruchslos einem äuße-
ren Zugriff überlassen werden.

Wenn im Kirchenasyl der Schutz des Ein-
zelnen erreicht werden kann, ist das 
leider oftmals die einzige und deswegen 
umso notwendigere Voraussetzung, um 
Perspektiven für geflüchtete Menschen zu 
eröffnen. Zugleich wird für Christ/innen 
darin deutlich, dass gerade diese Notwen-
digkeit des Schutzes des Einzelnen immer 
auch auf das Ganze verweist: Die Situ-
ation Geflüchteter ist nicht einfach nur 
individuell tragisch, sondern es gibt men-
schengemachte Ursachen dieses Leids, 
das Tausende betrifft. Und auch wenn die 
Möglichkeiten des eigenen Handelns darin 
immer begrenzt sind, so ist es doch fun-
damental wichtig, den Blick auf das, was 

das Gegenwärtige übersteigt, 
wach zu halten: Dass es eben 
nicht nur um das Überleben 
des Einzelnen gehen kann, 
sondern dass Grundlagen 
einer solidarischen Gesell-
schaft geschaffen werden 
müssen. Es ist vielleicht die 
größte Herausforderung für 
uns alle in dieser Zeit der 
Corona-Krise, der Klimakata-
strophe und der organisierten 
Inhumanität für Geflüchtete: 
an der Hoffnung festzuhalten.

Und dafür braucht es muti-
ges und gemeinschaftliches 
Handeln, das die Verhältnisse 
in einer Welt der vermeint-
lichen Alternativlosigkeit auf 
den Kopf stellt – ganz so wie 
es im Lukas-Evangelium von 
Maria widerständig besun-
gen wird: Die Mächtigen vom 
Thron zu stürzen, die Niedri-
gen zu erhöhen, die Hungern-
den reich zu beschenken und 
die Reichen leer ausgehen zu 
lassen (Lukasevangelium 1,4). 
Diese Hoffnungsperspektive 
kann durch die Erfahrung des 

Kirchenasyls geweckt, gestärkt und wei-
tergetragen werden. 
 

Benedikt Kern, ist katholischer Theologe im Insti-
tut für Theologie und Politik in Münster. Er berät in 
NRW von Abschiebung Bedrohte und Kirchenge-
meinden zum Kirchenasyl. Infos zum Kirchenasyl: 
www.itpol.de und www.kirchenasyl.de Erstveröf-
fentlichung: eNewsletter Wegweiser Bürgergesell-
schaft 5/2021 vom 20.05.2021
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Die Corona-Krise bringt etwas an die 
Oberfläche, das schon seit Jahren und 
von langer Hand gesetzlich angelegt ist: 
Die strukturelle Verzahnung von Aufent-
halts- und Sozialrecht sorgt dafür, dass 
nicht-deutsche Staatsangehörige immer 
häufiger von den Leistungen des deut-
schen Sozialstaates ausgeschlossen sind. 
Mehr noch: Durch Mitteilungs- und Über-
mittlungspflichten unter den Behörden ist 
ein effektives System geschaffen worden, 
durch das vielen Betroffenen unmittelbar 
ihr Aufenthaltsstatus entzogen zu werden 
droht, sobald sie ihren Arbeitsplatz verlie-
ren oder einen Antrag auf Sozialleistungen 
stellen. Auf diese Weise wird eine neue 
migrantische Unterklasse geschaffen, die 
in hohem Maße von Ausbeutung bedroht 

ist und der ein menschenwürdiges Exis-
tenzminimum systematisch verweigert 
wird. Es ist dies die soziale Rechtslosstel-
lung einer ganzen Bevölkerungsgruppe, 
die zu Verelendung und Schutzlosigkeit 
führt.

Dies betrifft sowohl EU-Bürger*innen als 
auch in zunehmendem Maße Drittstaats-
angehörige. Der bundesdeutsche Sozial-
staat vollzieht unbemerkt eine regressive 
Entwicklung hin zu nationaler Abschot-
tung. „Das Soziale mit dem Nationalen 
versöhnen“, so hatten dies im Jahr 2019 
einige sachsen-anhaltinische CDU-Politi-
ker gefordert. Dieser feuchte Traum der 
Reaktionären ist im Aufenthalts- und Sozi-
alrecht vielfach bereits Realität.

Der koloniale Sozialstaat

Die soziale Rechtslosstellung einer neuen
migrantischen Unterklasse, die zu Verelendung

und Schutzlosigkeit führt

Claudius Voigt

Im Zusammenspiel von 
Aufenthalts- und Sozial-
recht hat die Gesetzgeberin 
ein brutales System der 
Disziplinierung und 
sozialen Exklusion für 
Menschen ohne deutsche 
Staatsangehörigkeit 
geschaffen

Protestaktion am Ostseestrand 
gegen das Sterben im Mittelmeer
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Staatlich gewollte, 
intersektionale 
Diskriminierung 

Und diese entfaltet eine fatale Wirksam-
keit: Sie wirkt rassistisch, weil nur Perso-
nen nicht-deutscher Staatsangehörigkeit 
davon betroffen sind. Sie wirkt klassis-
tisch, weil insbesondere prekär Beschäf-
tigte oder Arbeitslose davon betroffen 
sind. Und sie wirkt sexistisch, weil Frauen, 
die wegen Kindererziehung oder anderer 
Care-Work keine Erwerbsarbeit ausüben 
können, besonders betroffen sind. Kurz: 
Es handelt sich um eine staatlich gewollte, 
intersektionale Diskriminierung.

Da ist zum Beispiel der Fall von Frau D. 
aus einer Stadt in Bayern: Sie ist bulgari-
sche Staatsangehörige und im November 
2019 nach Deutschland gekommen, um 
als Zimmermädchen zu arbeiten. Im Feb-
ruar 2020 diagnostizierte man bei Frau 
D. ein metastasiertes Zervix-Karzinom 
– Gebärmutterhalskrebs in fortgeschrit-
tenem Stadium. Danach konnte sie nicht 
mehr arbeiten und ihr Arbeitgeber hat 
sie zum 30.04.2020 gekündigt. Daraufhin 
hat sie Leistungen beim Jobcenter bean-
tragt, die bis zum 31.10.2020 bewilligt 
wurden. Der Weiterbewilligungsantrag 
wurde abgelehnt, Widerspruch wurde 
eingelegt und abgelehnt. Frau D. befin-
det sich derzeit für eine Chemotherapie-
Behandlung in der Klinik. Sobald sie aus 

dem Krankenhaus entlassen wird, wird sie 
auf der Straße leben müssen, da sie kei-
nerlei finanzielle Mittel zur Verfügung hat 
und das Jobcenter keine Leistungen mehr 
bewilligen wird.

Rechtlicher Hintergrund dieser Situa-
tion: EU-Bürger*innen haben nach Ver-
lust ihres Arbeitsplatzes – jedenfalls, wenn 
die Arbeit weniger als ein Jahr ausgeübt 
worden war – nur für sechs Monate einen 
Anspruch auf Sozialhilfeleistungen nach 
dem SGB II. Danach werden die Leistun-
gen regelmäßig eingestellt. Eine Härtefall-
regelung aufgrund Corona gibt es nicht. 
Im Gegenteil: Die Aussage einer Jobcen-
ter-Mitarbeiterin bringt die aus der Geset-
zeslage resultierende Grundhaltung auf 
den Punkt: „Momentan gilt wegen der 
der Corona-Pandemie ein vereinfachter 
Zugang zu Hartz IV. Oder handelt es sich 
etwa um EU-Bürger? Dann ist es anders.“

Oder der Fall der 16-jährigen S., eben-
falls bulgarische Staatsangehörige in einer 
Kleinstadt in Hessen: Sie lebte seit Kind-
heitstagen bei ihren Großeltern in Bul-
garien. Der Großvater war der Sorge-
berechtigte. Zu ihren leiblichen Eltern 
hat sie keinen Kontakt. Die junge Frau 
wurde mit 15 Jahren ungeplant schwan-
ger. Kurz danach verstarb unerwartet der 
Großvater. Die Großmutter war überfor-
dert, traute sich die Begleitung einer Min-
derjährigen und des Kindes nicht zu. Sie 
bat ihre in Deutschland lebende Schwes-

ter um Hilfe. Deren Tochter erklärte sich 
bereit die Schwangere, die mittlerweile 
16 Jahre alt ist, bei sich aufzunehmen.

Anfang Oktober 2020 wurde das Baby in 
Deutschland geboren. Kurz zuvor konnte 
die Großtante noch die Vormundschaft 
für die 16-jährige erwirken. Die Pflege-
tochter stellte im Oktober 2020 einen 
Antrag beim Jobcenter auf Leistungen 
zur Sicherung des Lebensunterhalts nach 
SGB II. Dieser wurde abgelehnt, da sie 
sich in Deutschland „allein zum Zwecke 
der Arbeitssuche“ aufhalte. Auch Kinder-
geld für das neugeborene Kind wurde 
abgelehnt, da die 16-jährige Mutter nicht 
erwerbstätig sei; ebenso Elterngeld und 
Unterhaltsvorschuss. Seit einem Viertel-
jahr lebt die 16-Jährige mit ihrem neuge-
borenen Kind nun ohne jegliche Existenz-
sicherung und kann auch nur sehr ein-
geschränkt von der Großtante unterhal-
ten werden, da sie selbst kaum Einkom-
men hat.

Auch hier ist der rechtliche Hintergrund 
eine Regelung im deutschen Sozialrecht, 
nach der ein Anspruch auf Sozialhilfeleis-
tungen nicht besteht, wenn kein ande-
res Aufenthaltsrecht als das der Arbeitsu-
che besteht. Dass es einigermaßen absurd 
ist, von einer 16-Jährigen jungen Frau mit 
einem gerade geborenen Kind die Auf-
nahme einer Erwerbstätigkeit zu verlan-
gen, damit das Existenzminimum sicher-
gestellt wird, liegt offenkundig auf der 
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Hand. Aber darauf nehmen die Leistungs-
ausschlüsse keine Rücksicht.

EuGH zwingt nur im Einzelfall 
den Bund zu Leistungen

Für eine andere Gruppe von EU-
Bürger*innen musste die Bundesregierung 
erst jüngst durch ein Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs gezwungen werden, 
einen Leistungsausschluss wieder zurück-
nehmen: Familien mit Kindern, die die 
Schule besuchen und deren Eltern früher 
in Deutschland gearbeitet haben, verfügen 
nicht nur über ein Aufenthaltsrecht, son-
dern haben auch einen Anspruch auf Sozi-
alleistungen, hat der EuGH im Oktober 
2020 entschieden (https://bit.ly/2PJfzjw). 
Der Bundestag hatte für diese Gruppe 
im Jahr 2016 auf Initiative der damali-
gen sozialdemokratischen Bundesarbeits-
ministerin Andrea Nahles die Streichung 
des Anspruchs auf Sozialhilfe eingeführt – 
obwohl schon damals die überwiegende 
Mehrzahl der Fachleute dieses Vorhaben 
als europarechtswidrig eingestuft hatten.

Sogar bei EU-Bürger*innen, die in 
einem Arbeitsverhältnis stehen, werden 
immer häufiger ergänzende Leistun-
gen vom Jobcenter abgelehnt. Dies 
betrifft vor allem Menschen, die in pre-
kären, schlecht bezahlten Jobs arbeiten 
und geht zurück auf eine interne Arbeits-
hilfe der Bundesagentur für Arbeit mit 
dem Titel „Bekämpfung von bandenmä-
ßigem Leistungsmissbrauch im spezifi-
schen Zusammenhang mit der EU-Frei-
zügigkeit“ (https://bit.ly/3aYRywi). Darin 
fordert die Bundesbehörde die Job-
center-Mitarbeiter*innen auf, bei EU-
Bürger*innen besonders streng zu prüfen, 
ob wirklich eine Erwerbstätigkeit aus-
geübt wird. Insbesondere dann, wenn 
Gehälter in bar ausgezahlt werden, wenn 
der Arbeitgeber die Sozialabgaben nicht 
ordnungsgemäß abführt oder wenn kein 
schriftlicher Arbeitsvertrag vorliegt, soll 
das Jobcenter im Zweifelsfall die Leistun-
gen ablehnen, da im Rahmen eines Gene-
ralverdachts unterstellt wird, dass die 
Tätigkeit nur zum Schein ausgeübt werde.

Dass eine derartige Praxis im Niedrig-
lohnsektor keineswegs unüblich ist und 
natürlich nicht gegen ein echtes und tat-
sächliches Beschäftigungsverhältnis spre-
chen, sondern vielmehr für eine ausbeu-
terische, prekäre und schutzlose Arbeit, 
verkennt die Bundesagentur für Arbeit 
dabei. Arbeitnehmer*innen im prekären 
Arbeitsmarktsektor werden damit fak-
tisch von Opfern zu Täter*innen umge-

deutet. Besonders markant ist ein Bei-
spiel aus Niedersachsen, in dem das Job-
center seine Ablehnung damit begründet 
hat, dass es ein vorgetäuschtes Arbeits-
verhältnis allein vermute, weil auf der 
Internetseite des Unternehmens keine 
Betriebsnummer angegeben sei. Auf 
diese Art und Weise werden ausländische 
Arbeitnehmer*innen für Versäumnisse 
der Arbeitgeber*innen haftbar gemacht.

Rechtswidrige Push-backs 
beim Job-Center

Die Abwehrhaltung der Sozialbehör-
den gegenüber EU-Bürger*innen hat 
dabei System, wie eine Befragung der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege (BAG FW) (https://bit.
ly/3tgoYwy) unter fast 400 Beratungsstel-
len zeigt: Fast die Hälfte der antworten-
den Beratungsstellen kennt Fälle, in denen 
EU-Bürger*innen sogar die Möglichkeit 
zur Antragstellung verweigert worden ist, 
indem sie gar nicht erst in das Jobcenter 
eingelassen worden sind. Über 40 Pro-
zent der Beratungsstellen gaben darü-
ber hinaus an, dass die Jobcenter rechts-
widrig aufgrund fehlender Sprachkennt-
nisse die Entgegennahme von Anträgen 
abgelehnt hätten. Gerade bei Personen im 
Niedriglohnbereich lehnen die Jobcenter 
trotz einer vorhandenen Erwerbstätig-
keit häufig ergänzende SGB-II-Leistungen 
ab; hiervon berichten fast die Hälfte der 
Beratungsstellen.

Nach einem unfreiwilligen Verlust der 
Arbeit oder während des Mutterschut-
zes oder der Elternzeit werden die Leis-
tungen in vielen Fällen rechtswidrig einge-
stellt, wie fast ein Viertel der Beratungs-
stellen zurückmeldet. Die Folgen dieser 
häufig rechtswidrigen Entscheidungen 
sind nicht nur, dass begonnene Integrati-
onsmaßnahmen, wie zum Beispiel Sprach-
kurse, nicht fortgeführt werden können 
(dies berichten 36 Prozent der Beratungs-
stellen). Im schlimmsten Fall führt dies 
sogar zur Gefahr der Wohnungslosigkeit, 
wie fast 60 Prozent der Antwortenden 
angeben. Stark betroffen von rechtswid-
rigen Leistungsablehnungen sind Familien 
mit Kindern, in denen die Eltern unver-
heiratet zusammenleben – über 40 Pro-
zent der Beratungsstellen kennen derar-
tige Fälle.

Seit Juli 2019 sind in Deutschland zudem 
für EU-Bürger*innen die Ansprüche 
auf Kindergeld drastisch eingeschränkt 
worden – auf Betreiben des ebenfalls 
sozialdemokratischen Finanzministers und 

aktuellen Kanzlerkandidaten Olaf Scholz: 
So besteht nunmehr in vielen Fällen nur 
noch ein Kindergeldanspruch, wenn eine 
Erwerbstätigkeit ausgeübt wird oder zuvor 
ausgeübt wurde. Diese gesetzliche Rege-
lung ist ebenfalls mit großer Wahrschein-
lichkeit europarechtswidrig und liegt dem 
EuGH bereits zur Entscheidung vor.

Verzögerungstaktik 
der Familienkassen 

Unabhängig davon dauern die Bewilli-
gungsverfahren von Kindergeld für EU-
Bürger*innen extrem lang: Laut BAG-FW 
berichtet über ein Viertel der Beratungs-
stellen davon, dass die Entscheidung über 
Kindergeldanträge zwischen sechs Mona-
ten und einem Jahr dauern würden, zum 
Teil sogar länger als ein Jahr. Üblich sind 
Zeiten von maximal sechs Wochen. Diese 
Verzögerungstaktik dürfte von den Famili-
enkassen bewusst ausgeübt werden: Von 
EU-Bürger*innen wird ganz gezielt ein 
ungeheures Ausmaß an Dokumenten für 
einen Kindergeldantrag verlangt, die zum 
Großteil für die Entscheidung selbst völlig 
irrelevant sind.

Verlangt werden regelmäßig Zahlungs-
nachweise an den Energieversorger, 
Bescheinigungen über Beitragszahlun-
gen der Rundfunkgebühren, Kindergar-
tenbescheinigungen, Bescheinigungen der 
Kinderärzt*in usw. In einem Fall wurden 
von der Familienkasse ganze 18 unter-
schiedliche Belege für einen Kindergeld-
antrag angefordert – eine Praxis, die als 
unzulässige Diskriminierung aufgrund der 
Staatsangehörigkeit bezeichnet werden 
muss. Auch der Bundesdatenschutzbeauf-
trage hat zwischenzeitlich diese Praxis als 
„fehlerhaft“ bezeichnet.

Hinzu kommt, dass sowohl die Familien-
kassen als auch die Jobcenter und Sozi-
alämter mittlerweile verpflichtet sind, in 
vielen Fällen eine Meldung an die Auslän-
derbehörde vorzunehmen, wenn ein Leis-
tungsantrag gestellt wird und dieser auf-
grund der ausländerrechtlichen Sonderre-
gelungen abgelehnt wird. Das Ziel ist klar: 
Wer Leistungen beantragt, der*dem soll 
der aufenthaltsrechtliche Boden unter den 
Füßen weggezogen werden.

Antrag auf Leistung gefährdet 
den Aufenthalt

Infolge dieser systematischen Meldepflich-
ten nehmen viele Betroffene aus Angst 
ihre Ansprüche auf existenzsichernde 
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Leistungen gar nicht erst wahr. „Wenn Sie 
bei uns Leistungen beantragen, werden 
sie abgeschoben“, ist denn auch eine nicht 
selten geäußerte Aussage bei Jobcentern, 
wenn EU-Bürger*innen dort zur Antrag-
stellung vorsprechen. Die Aussage ist 
zwar in dieser Form falsch, aber sie ist 
ungemein wirksam: Die Betroffenen ver-
zichten auf die Inanspruchnahme eines 
Grundrechts aus Angst vor aufenthalts-
rechtlichen Konsequenzen.

Von den Meldepflichten an die 
Ausländerbehörde sind zuneh-
mend auch Drittstaatsangehö-
rige betroffen, wenn sie bei-
spielsweise als Fachkräfte nach 
Deutschland gezogen sind 
und dann die Arbeit verlieren: 
Sie unterliegen noch viel stär-
ker als EU-Bürger*innen dem 
ausländerrechtlichen Kont-
roll- und Disziplinierungsre-
gime. So gibt es seit dem Jahr 
2020 nicht nur die Pflicht der 
Arbeitgeber*innen, der Auslän-
derbehörde zu melden, wenn 
ein Beschäftigungsverhältnis 
vorzeitig beendet worden ist, 
sondern auch die Pflicht der 
Sozialbehörden, einen Leis-
tungsantrag an die Ausländer-
behörde zu melden.

Für Drittstaatsangehörige ist 
daran in der Regel tatsächlich 
unmittelbar der Fortbestand 
des Aufenthaltstitels gekoppelt. 
Denn mit Verlust der Arbeit 
ist die Grundlage für das Aufenthaltsrecht 
entfallen. Eine Karenzzeit für die Suche 
einer neuen Arbeit mit den entsprechen-
den Ansprüchen auf Lebensunterhaltssi-
cherung sieht das Aufenthaltsgesetz nicht 
vor. Zudem gilt der Aufenthaltstitel nur 
für eine konkrete Stelle, ein Wechsel der 
Arbeitgeber*in ist also nicht ohne wei-
teres möglich. Ausbeutung- und Abhän-
gigkeitsverhältnissen sind somit bereits 
gesetzgeberisch angelegt: Wer nicht funk-
tioniert oder aufbegehrt und daher seine 
Arbeit verliert, droht seine gesamte Exis-
tenzberechtigung in Deutschland zu ver-
lieren.

Als Blaupause für diese ausländer-
rechtliche Schutzlosstellung von 
Arbeitnehmer*innen diente dabei ein Ins-
trument, das den Kolleg*innen in der 
Flüchtlingsberatung wohlbekannt ist: die 
Ausbildungsduldung und die Beschäfti-
gungsduldung. Diese perfektionieren die 
Entrechtung, indem noch nicht einmal 
ein Aufenthaltstitel erteilt wird, sondern 
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Wir lesen den Schlepper, weil …
... wir im „Schlepper“ Berichte über die Heimatlän-
der und die Situation unserer SchülerInnen finden. Wir 
sind eine Gruppe von pensionierten Lehrer*innen und 
Islamwissenschaftstudierenden und bieten Deutschun-
terricht für Geflüchtete an.

Marlis Rathje

nur die Abschiebung ausgesetzt ist. Die 
Arbeitnehmer*innen verharren im unters-
ten Status der „vollziehbaren Ausreise-
pflicht“, um schon beim Blick in das Auf-
enthaltspapier immer wieder deutlich zu 
machen: Wer versagt oder aufbegehrt, 
wer gekündigt wird oder wessen Vertrag 
nicht verlängert wird, wird aus Deutsch-
land „entsorgt“, wie es der „Ehrenvorsit-
zende“ einer rechtsextremen Partei in der 
ihm eigenen widerwärtigen Rhetorik mal 

ausgedrückt hat. Dieses Modell entspricht 
wohl genau dem, was sich die Reaktionä-
ren unter der „Versöhnung des Sozialen 
mit dem Nationalen“ vorstellen. Der Voll-
ständigkeit halber müsste man die neolibe-
rale Nützlichkeitsideologie ergänzen.

Ausländerrechtlicher 
Teufelskreis der größt- 
möglichen Prekarisierung

Viele Ausländerbehörden perfektionieren 
das nützlichkeitsrassistische Klassensys-
tem, indem sie in die jeweiligen Aufent-
haltstitel so genannte „Auflösende Bedin-
gungen“ hineinschreiben: „Der Aufent-
haltstitel erlischt bei Verlust der Arbeit 
oder bei Bezug von Sozialhilfeleistun-
gen“. Dieses Instrument ist zwar rechtlich 
höchst zweifelhaft, hat aber eine durch-
schlagende Wirkung: Die Betroffenen sind 
unmittelbar nach dem Arbeitsplatzverlust 
völlig rechtlos gestellt, ihr Aufenthalts-
recht ist gleichsam automatisch erloschen. 

Ein Antrag auf existenzsichernde Sozial-
leistungen wird in solchen Fällen katego-
risch abgelehnt, da mit Bewilligung ja das 
Aufenthaltsrecht erlösche, das wiederum 
Voraussetzung für die Bewilligung sei. Ein 
perfekter ausländerrechtlicher Teufels-
kreis der größtmöglichen Prekarisierung.

Die Verzahnung von Aufenthalts- und 
Sozialrecht, die Leistungsausschlüsse für 
nicht-deutsche Staatsangehörige und 

die fehlende gesetzliche Ver-
ankerung von Schutzklauseln 
nach Verlust der Arbeit führen 
in der Praxis zu einem effizi-
enten System der Disziplinie-
rung und sozialen Exklusion für 
große Gruppen von Menschen 
ohne deutsche Staatsangehörig-
keit. Die Nützlichkeitsideolo-
gie schlägt hier mit voller Bruta-
lität durch. Dieses koloniale Ver-
ständnis von Sozialstaatlichkeit 
(Verwertung der Arbeitskraft 
bei gleichzeitiger sozialer und 
aufenthaltsrechtlicher Entrech-
tung) führt zu Ausbeutbarkeit 
und Schutzlosigkeit der genann-
ten Gruppen. Ein modernes Ein-
wanderungsland indes lässt sich 
nur realisieren, wenn der Natio-
nalvorbehalt der Sozialleistungs-
ansprüche konsequent aufgege-
ben und die sozialstaatliche Gel-
tung vom aufenthaltsrechtlichen 
Status und der Staatsangehörig-
keit entkoppelt wird. Oder, ein-
facher ausgedrückt: Das Prin-

zip der „Gleichen Rechte“ darf nicht vom 
Aufenthaltsstatus abhängig sein.

Vielleicht würde sich hierfür ein Blick in 
die Geschichte lohnen: So hat Karl Lieb-
knecht bereits im Jahr 1907 in einer 
Rede beim SPD-Parteitag in Essen „die 
Abschaffung aller Beschränkungen, 
welche bestimmte Nationalitäten oder 
Rassen vom Aufenthalte im Lande und 
den sozialen, politischen und ökonomi-
schen Rechten der Einheimischen aus-
schließen“, gefordert. Vielmehr müsse 
das Ziel sein „die „völlige Gleichstellung 
der Ausländer mit den Inländern auch in 
Bezug auf das Recht zum Aufenthalt im 
Inlande. Fort mit dem Damoklesschwert 
der Ausweisung!“ (https://bit.ly/3aYIJ5F) 
 

Claudius Voigt ist Mitarbeiter bei der Gemeinnützi-
gen Gesellschaft zur Unterstützung Asylsuchender 
e.V. in Münster. www.ggua.de 
Dieser Artikel ist in gekürzter Fassung zuerst 
erschienen in express, Zeitung für sozialistische 
Betriebs- und Gewerkschaftspraxis, Ausgabe 02/21.
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Ich kann nicht atmen – in einer Welt, 
in der Rassismus allgegenwärtig ist und 
immer wieder Tote, Verletzte, Anschläge 
und Übergriffe, aber auch Ausgrenzung 
und Missachtung schon fast zur Tagesord-
nung gehören.

Ich kann nicht atmen – wenn ich gegen 
den Rassismus nicht mehr mit ande-
ren gemeinsam meine Stimme erhebe, 
meinen Zorn und meine Wut auf gesell-
schaftliche Bedingungen herausschreie, 
die diesen täglichen Rassismus nicht nur 
hinnimmt, sondern fördert.

Der widerwärtige Mord am 25. Mai in 
Minneapolis/USA an dem Amerikaner 
George Floyd. Welche Umstände zum 
Mord führten, sind nicht entscheidend, 
denn: Mord bleibt Mord! Während meh-
rere Polizisten auf Floyd knieten, sagte 
dieser mehrfach: „I can’t breathe!“ („Ich 
kann nicht atmen!“).

Staatsanwalt Mike Freeman hatte erst 
nach den Protesten, nicht nur in Min-
nesota, den Polizisten Derek Chauvin 
wegen Mordes dritten Grades – dass es 
keine vorsätzliche Tat war – angeklagt. 
Die Familie und der Anwalt von George 
Floyd sowie die weltweit Protestierenden 
haben sich damit nicht zufriedengegeben.

Neu ist, dass in Minnesota ein weißer 
Polizist überhaupt wegen Mordes an 
einem schwarzen Zivilisten angeklagt 
wird. Neu ist auch, dass nach rassistischer 
Polizeigewalt ein breiter Querschnitt der 
Bevölkerung auf die Straße geht, sich viele 
weiße Menschen, sogar weiße Polizisten, 
den Protesten anschließen.

„Justice for George Floyd“ – Gerechtig-
keit und Anklage wurde auf Demonst-
rationen und Kundgebungen gefordert. 
Der Kniefall, den Colin Kaepernick aus 
der US-Footballliga NFL zu einem Symbol 
für den Kampf gegen Rassismus machte, 

als er 2016 während der Nationalhymne 
kniete, wurde von der Mannschaft des FC 
Liverpool und einigen Spielern der Fuß-
ballbundesliga wiederholt.

Rassismus – nicht nur ein 
Problem der anderen

Die Leitmedien zeigen mit dem Finger auf 
die USA. Kommentator*innen verwei-
sen auf die koloniale Geschichte der USA, 
die ihren Rassismus nicht in den Griff 
bekommt. Einig ist man sich in der Ver-
urteilung der brutalen Polizeigewalt und 
besorgt über die Ausschreitungen, die 
den damaligen Präsidenten Donald Trump 
in seinen Bunker zwangen.

Es ist bequem, die Riots anderswo zu 
beobachten. Was dabei immer zu kurz 
kommt, ist eine Auseinandersetzung 
mit dem Phänomen Rassismus im eige-
nen Land. Täglich erleben Millionen von 
Menschen in der Nachbarschaft, in der 
Schule, in den Betrieben diesen Rassis-
mus. Bekannt werden die sogenannten 
„Spitzen des Eisbergs“ – und nach jeder 
„Spitze“ stellen wir fest, es geht noch 
weiter.

Der Mord an Walter Lübcke war gerade 
ein Jahr her, er wurde umgebracht, weil 
er sich solidarisch an die Seite Geflüch-
teter stellte. Nach den Anschlägen 1993 
in Solingen, in Mölln, Hoyerswerda, Ros-
tock-Lichtenhagen wurde das Asylrecht 
in der BRD abgebaut. Statt rassistischer 
Gewalt etwas entgegenzusetzen, fühlten 
sich die Täter ermuntert. Die Morde des 
NSU, die Morde in Halle und in Hanau, 
geben nur eine unvollständige Darstellung 
von Opfern rassistischer Gewalt.

Dass in Hanau die kurdischen Opfer des 
rassistischen Anschlags von Politik und 
Medien als Türken bezeichnet wurden, 
es zur Trauerfeier türkische Flaggen und 

I can’t breathe!

Rassismus – nur das Problem der anderen?Bettina Jürgensen

Nicht von Ungefähr ging 
2020 der Leuchtturm des 
Nordens an das Kollektiv 
afrodeutscher Frauen 
in Schleswig-Holstein. 
Nicht erst mit dem Mord 
an George Floyd in 
Minneapolis trieb es 2020 
den Protest der Menschen 
in den USA, weltweit und 
auch hierzulande auf die 
Straße. Allerdings auch in 
diesem, dem 30. Jahr des 
Flüchtlingsrates, reißen 
Berichte über rassistische 
Gewalttätigkeiten nicht ab. 
Bettina Jürgensen fragt, 
was das mit uns auch 
hierzulande zu tun hat.
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warme Worte des türkischen General-
konsuls gab, die kurdische Gemeinde aber 
ausgeladen wurde, ist Ausdruck des in 
Deutschland vorherrschenden anti-kurdi-
schen Rassismus.

Erinnert werden muss an den Tod von 
Oury Jalloh aus Sierra Leone am 7. Januar 
2005, der von einer Polizeistreife an 
Händen und Füßen gefesselt in einer Polizei-
zelle verbrannte und, wie durch die Obduk-
tion der Leiche festgestellt, vorher schwer 
misshandelt wurde. Am 29. September 
2018 verbrannte der Kurde Amad Ahmad 
nach 10 Wochen Haft in der JVA Kleve. Das 
Sterben in deutschen Gefängnissen nach 
Gewalt durch die Polizei geht weiter.

Im März 2021 wird Qosay Kh. festgenom-
men. Er wurde mit einem Freund beim 

Kiffen im Park aufgegriffen. Nach Aus-
sagen des Freundes wurde der 19-Jäh-
rige Qosay Kh. mehr als 15 Minuten mit 
Gewalt am Boden fixiert. Dem Polizis-
ten soll er gesagt haben: „Ich möchte 
mich hinsetzen. Ich bekomme schwer 
Luft“. Ein herbeigerufener Rettungswa-
gen bestätigte die Transportfähigkeit zur 
Wache. Hier fällt Qosay Kh. ins Koma und 
stirbt am folgenden Tag im Krankenhaus. 
Die Polizei spricht von einem „Unglücks-
fall“. Die Ermittlungen dauern an.

Über Tote nach Polizeigewalt hierzulande 
wir immer noch wenig berichtet. Dabei 
ist es auch in Deutschland keine Selten-
heit, dass Menschen durch Polizeigewalt 
sterben. 269 Menschen wurden seit 1990 

durch Polizeischüsse erschossen. Auch in 
Deutschland ist Polizeigewalt rassistisch, 
sie trifft häufig nichtweiße oder nicht 
Deutsch sprechende Menschen. Politik 
und Medien machen die Gewalttätigkeit 
von Polizisten oft zu Einzelfällen in einem 
sonst sauberen Polizeiapparat.

Dem Rassismus 
entgegentreten!

Warum schafft es die Ermordung von 
George Floyd in die Schlagzeilen und die 
Ermordung eines Kurden in Ankara oder 
in Dortmund nicht? In allen Fällen war das 
Tatmotiv Rassismus. Weltweit, auch in 
Deutschland, wird der Hilferuf „Ich kann 
nicht atmen“ von allen aufgegriffen, die 
wissen, dass Rassismus tötet.

Die Kette rassistisch motivierter Taten 
sind keine „Einzelfälle“ und sie sind über-
all anzutreffen, wo die Gesellschaften 
nicht demokratisch organisiert sind. Dies 
zu erkennen, die Täter zu identifizieren 
und dabei die Opfer, deren Namen und 
Geschichten nicht zu vergessen, ist die 
Aufgabe aller, die sich für eine demokrati-
sche Gesellschaft einsetzen.
•	 Rassismus wird befördert durch 

Gesetze, die Einteilung von Menschen 
in Inländer und Ausländer, denen, die in 
dieses Land „gehören“ und denen, die 
„zugezogen/zugewandert“ sind, wenn 
über eine „Höchstgrenze“ für die Auf-
nahme Geflüchteter geredet wird, die 
„Festung Europa“ aus- statt abgebaut 
wird.

•	 Rassismus wird befördert durch „gute 
und schlechte Ausländer“

•	 Rassismus wird befördert, wenn 
Geflüchtete und Migranten zu Krimi-
nellen abstempelt werden.

•	 Rassismus wird befördert, wenn am 
Arbeitsplatz, Wohnort, in Schule und in 
der Freizeit Ausgrenzung unwiderspro-
chen hingenommen wird.

Rassistische Polizeigewalt ist ein Aus-
druck des Krebsgeschwürs des struk-
turellen und institutionellen Rassismus. 
Jeder rassistische Übergriff im „Auftrag 
des Staates“ ermuntert Faschist*innen 
und Rassist*innen, ihre menschenver-
achtende Ideologie auszuleben. Rassis-
mus beginnt bei den rassistisch motivier-
ten Fahrscheinkontrollen in der U-Bahn 
und endet bei der Ermordung von Halim 

Dener – der 1994 als 16-jäh-
riger Kurde in Hannover von 
einem Polizisten erschossen 
wurde – oder beim Terror-
anschlag in Hanau.

In den USA ist das Urteil 
gegen den ehemaligen Poli-
zisten Derek Chauvin gefal-
len: er wurde wegen Mordes 
und Totschlags an George 
Floyd für schuldig gespro-
chen. Von Gewerkschafts-
führern in den USA über 
Black Lives Matter bis zu 
den Aktivistinnen des Frau-
enmarschs gegen Rassis-
mus erklären alle, dass trotz 
des Urteils der systemi-
sche Rassismus in den USA 
immer noch in Kraft ist. „Es 
ist nicht nur ein Problem von 
Black America oder ein Pro-
blem von People of Color. 
Es ist ein Problem für jeden 
Amerikaner “, sagte Kamala 

Harris, Vizepräsidentin der USA.

Es wird bekräftigt was Angela Davis, Bür-
gerrechtlerin und Kommunistin, einmal 
gesagt hat: „In einer rassistischen Gesell-
schaft reicht es nicht aus nur nicht rassistisch 
zu sein, wir müssen anti-rassistisch sein!“

Kämpfen wir gemeinsam für eine soli-
darische Gesellschaft, in der Rassismus 
und Faschismus keinen Nährboden mehr 
finden. Für eine Gesellschaft, in der es 
gleiche Rechte für alle Menschen gibt. 
Damit alle atmen können! 

Bettina Jürgensen ist Gewerkschaftlerin, arbeitet mit 
beim Runden Tisch gegen Rassismus und Faschis-
mus in Kiel und ist Mitglied im Flüchtlingsrat Schles-
wig-Holstein.
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